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Bedeutung und Wirkungen des Strukturwandels in der gegenwärtigen 
wirtschaftiiehen Situation 


Der Bundesminister für Wirtschaft — I C 1 — 
02 01 02/5 — hat mit Schreiben vom 20. September 
1 989 die Große Anfrage namens der Bundesregierung 
wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

1. Struktureller Wandel ist Voraussetzung für wirt- 
schaftliche Entwicklung und Dynamik. Entschei- 
dend für den Erfolg und die Zukunft jeder Volks- 
wirtschaft sind die Fähigkeit und die Bereitschaft, 
aus sich selbst heraus neue Wege für die Deckung 
des Bedarfs und die Erfüllung der Wünsche der 
Menschen sowie die Lösung anstehender Pro- 
bleme der Gesellschaft zu suchen, sich an neue 
Bedingungen anzupassen und auf diese Weise die 
Strukturen der Wirtschaft neu zu gestalten. Struk- 
turwandel stellt jeden einzelnen wie die Verant- 
worthehen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
vor immer neue Herausforderungen. 

Strukturwandel ist — obwohl keineswegs eine 
neue Erscheinung — national wie international zu 
einem wirtschaftspolitischen Schlüsselwort gewor- 


den, als sich in der zweiten Hälfte der 70er Jahre 
und vor allem zu Beginn der 80er Jahre immer 
deutlicher zeigte, daß als Folge anhaltender wirt- 
schaftspolitischer Fehlentwicklungen eine Reihe 
von Volkswirtschaften nicht mehr die notwendige 
Innovationskraft und Flexibihtät aufbrachte, um 
die von innen und außen kommenden, insbeson- 
dere mit den Energiekrisen einhergehenden, gro- 
ßen wirtschaftlichen Belastungen zu bewältigen. 

In der Bundesrepublik Deutschland hatte der rasch 
gestiegene Wohlstand vielfach den Blick dafür ver- 
stellt, daß er in der sozialen marktwirtschaftlichen 
Ordnung begründet ist und immer wieder neu 
durch Leistung, Flexibilität und Kreativität errun- 
gen werden muß. Zunehmendes Verteilungs- und 
Besitzstandsdenken und eine Überbetonung der 
kollektiven Solidarität gegenüber der Eigenverant- 
wortlichkeit hatten zu Beharrungstendenzen, zur 
Schwächung des Wettbewerbs und damit zur Ver- 
langsamung des Strukturwandels geführt. Erhebli- 
che Beschäftigungsverluste und ein rasanter An- 
stieg der Arbeitslosigkeit, die Wachstums- und In- 
vestitionsschwäche, der Geldwertschwund, tempo- 
räre außenwirtschaftliche Defizite und DM-Schwä- 
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che sowie der Verlust der finanzpolitischen Hand- 
lungsfähigkeit waren sichtbarer Ausdruck der sich 
verschlechternden Konstitution der deutschen 
Wirtschaft und des im In- und Ausland schwinden- 
den Vertrauens in die Fähigkeiten der führenden 
Wirtschaftsnation Europas, die Herausforderungen 
des wirtschaftlichen Strukturwandels zu bewälti- 
gen. 

2. Die Bundesregierung hat mit ihrer Politik der 
marktwirtschafüichen Erneuerung und der Stär- 
kung der Wachstumskräfte die Grundlagen für die 
langanhaltende wirtschafthche Aufwärtsentwick- 
lung seit 1982 geschaffen. Sie hat durch Haushalts- 
konsohdierung imd Defizitabbau finanzpolitische 
Handlungsfähigkeit zurückgewonnen und die 
Rahmenbedingungen für Innovationen und Inve- 
stitionen durch massive Steuerentlastungen ver- 
bessert. Sie hat damit den Wettbewerb gestärkt, 
ein leistungs- und investitionsfreundhches Klima 
sowie Freiräume für mehr privates Engagement 
und zukunftsgerichtete Entscheidungen risikobe- 
reiter, selbstverantworüicher Unternehmer als die 
wesenüiche Grundlage der Weiterentwicklung 
und Modernisierung der wirtschaftiichen Struktu- 
ren geschaffen. Durch ihre Forschungs- und Tech- 
nologiepoütik hat sie die Entwicklung und die Ein- 
führung neuer Technologien unterstützt und damit 
den Strukturwandel gefördert. Die Bundesregie- 
rung hat schließüch durch soziale und insbeson- 
dere regionale Flankierung von Anpassungspro- 
zessen dazu beigetragen, daß der unumgängliche 
Abbau nicht mehr wettbewerbsfähiger Kapazitä- 
ten, z. B. im Kohlebergbau, bei den Werften oder im 
Stahlbereich, in Angriff genommen bzw. weiterge- 
führt werden konnte, ohne die davon Betroffenen 
zu überfordern. 

Die Bundesregierung hat immer — z. B. auch im 
Rahmen der Beantwortung der Großen Anfrage zur 
„Sicherung vorhandener und Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze durch eine aktive Industriepolitik“ 
(Drucksache 10/2630 vom 13. Dezember 1984; 
Vorbemerkung, Ziffer 1) — betont, daß die Korrek- 
tur von Fehlentwicklungen, die seit langem ange- 
legt waren, Zeit braucht. Sie hat deshalb — trotz 
der Situation auf dem Arbeitsmarkt und der 
schwierigen Lage, der sich eine Reihe von Bran- 
chen und viele Unternehmen gegenübersahen — 
nicht Zuflucht gesucht zu einer aktionistischen und 
interventionistischen Wirtschafts- und Strukturpo- 
litik, die die Eigeninitiative in der Wirtschaft er- 
stickt, die Gefahr struktureller Fehlentwicklungen 
heraufbeschworen und die finanzpohtischen 
Handlungsspielräume weiter eingeschränkt hätte, 
ohne neue, dauerhaft sichere Arbeitsplätze schaf- 
fen und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Unternehmen langfristig stärken zu können. 

Die immer deuthcher werdenden wirtschaftiichen 
Erfolge sind eine eindrucksvolle Bestätigung die- 
ser Pohtik. Die nunmehr seit sieben Jahren anhal- 
tende wirtschafthche Aufwärtsentwicklung gehört 
zu den längsten in der Geschichte der Bimdesrepu- 
bhk Deutschland. Die Stabihtät der Preise erscheint 
— bei weiterhin verantwortlichem Handeln der Ta- 
rifparteien — auch künftig erreichbar. Europa- und 


weltweit operierende Anbieter einer breiten Pa- 
lette moderner Quahtätsprodukte haben die Bun- 
desrepubhk Deutschland zur größten Exportnation 
der Welt gemacht. 

Seit dem Tiefpunkt im Herbst 1983 wurden auf die- 
ser Basis mehr als V^U Mio. neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen und damit der höchste Beschäftigungs- 
stand in der 40jährigen Geschichte der Bundesre- 
publik Deutschland erreicht. Trotz der ins Berufsle- 
ben hineingewachsenen geburtenstarken Jahr- 
gänge, der zunehmenden Erwerbsbeteihgung der 
Frauen und der Zuwandenmg von Aussiedlem, 
Übersiedlem und Ausländem, für die zusammen- 
genommen bisher weit mehr als 1 Mio. neue Ar- 
beitsplätze benötigt wurden, hat die Arbeitslosen- 
zahl in diesem Jahr erstmals seit Oktober 1982 die 
Schwelle von 2 Mio. wieder unterschritten. Im 
Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit ist die 
Bundesrepublik Deutschland das erfolgreichste 
Land in Europa. Eine zunehmende Zahl freier Ar- 
beitsplätze ist mangels geeigneter Fachkräfte nur 
schwer zu besetzen, und eine Reihe der heute an- 
gebotenen Ausbildungsplätze bleibt leer. Eine 
wichtige Ursache der Perspektivlosigkeit, die vie- 
len jungen Menschen die Akzeptanz von Wirt- 
schaft und Gesellschaft noch vor wenigen Jahren 
sehr schwer gemacht hat, ist damit überwunden. 
Die seit geraumer Zeit kräftig wachsenden Unter- 
nehmensinvestitionen tragen in erhebhchem Maße 
zur Erweiterung der derzeit hoch ausgelasteten Ka- 
pazitäten bei und schaffen neue Wachstumsspiel- 
räume und Beschäftigungsmöglichkeiten. Die 
deutsche Wirtschaft verfügt damit über eine gute 
Ausgangssituation für den Start in die 90er 
Jahre. 

3. Notwendigkeit und Chancen des Strukturwandels 
sind heute stärker ins öffentliche Bewußtsein getre- 
ten. Hierzu haben Analysen und Empfehlungen 
unabhängiger wirtschaftswissenschaftlicher Ex- 
perten in Deutschland wie z. B, des Sachverständi- 
genrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung, der wirtschaftswissenschaftii- 
chen Forschungsinstitute, die im Rahmen der 
Stmkturberichterstattung die stmkturelle Entwick- 
lung der deutschen Wirtschaft detailliert unter- 
suchen (vgl. hierzu die Stellungnahme der Bun- 
desregiemng zu den Berichten der fünf an der 
Stmkturberichterstattung beteihgten Wirtschafts- 
forschungsinstitute; Dmcksache 11/3017 vom 
29. September 1988; im folgenden zitiert als „Stel- 
lungnahme“), oder des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesminister für Wirtschaft beigetragen. 
Dies gilt auch für die Ergebnisse der engen wirt- 
schaftspohtischen Konsultationen und Zusammen- 
arbeit im Rahmen inter- und supranationaler Orga- 
nisationen, z. B. der EG, der OECD oder des Inter- 
nationalen Wähmngsfonds, sowie der jährhchen 
Wirtschaftsgipfel und der laufenden internationa- 
len Verhandlungen im Rahmen des GATT. Auch 
die für die meisten Bürger spürbare Verbessemng 
ihrer wirtschaftlichen Situation und die größere Ar- 
beitsplatzsicherheit haben mitbewirkt, daß an die 
Stelle der teilweisen Skepsis oder Ablehnung des 
Stmkturwandels in der Wirtschaft und des techni- 
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sehen Fortschritts in der Arbeitswelt heute eine 
überwiegend positive Einstellung getreten ist. 

Gleichwohl hat die auf die Förderung des Struktur- 
wandels gerichtete Politik der Bundesregierung im 
konkreten Einzelfall immer wieder erhebhehe Wi- 
derstände seitens der Betroffenen zu überwinden, 
die ihren Ursprung in der verständhehen Sorge der 
Menschen um ihre berufliche Existenz, aber in vie- 
len Fällen leider auch im Besitzstandsdenken und 
mangelnder Anpassimgs- und Verändenmgsbe- 
reitschaft sowie in Verkennung der Zusammen- 
hänge zwischen wirtschaftiiehem Wohlergehen 
und Strukturwandel hat. Die Bimdesregierung 
nimmt die Beantwortung dieser Großen Anfrage 
deshalb zum Anlaß, erneut auf die Notwendigkeit 
hinzuweisen, den Strukturwandel voranzubringen, 
den Wettbewerb zu stärken und Anpassimgs- 
hemmnisse abzubauen. 

Die gute wirtschaftiiehe Gesamtsituation darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß in den kommenden 
Jahren noch erhebhehe Anstrengungen erforder- 
hch sein werden, um auch ins nächste Jahrtausend 
wirtschaftüch gut gerüstet zu gehen. So werden die 
erhebhehen, für den Schutz und die Erhaltung un- 
serer natürhehen Umwelt und die Schommg der 
erschöpfbaren Ressourcen notwendigen Kosten 
nur dann ohne drastische Einschränkung der Le- 
bensquahtät zu tragen sein und von den Menschen 
auch akzeptiert werden, wenn die stimiüierende 
Kraft des Wettbewerbs, die Vorteile der internatio- 
nalen Arbeitsteilung und der technische Fortschritt 
konsequent zur Steigerung der wirtschaftiiehen Ef- 
fizienz genutzt werden. Der zimehmende interna- 
tionale Wettbewerb drängt auf Strukturemeue- 
nmg, ohne die die Bundesrepublik Deutschland 
ihre Spitzenposition im EG-Binnenmarkt und auf 
den härter umkämpften Weltmärkten nicht würde 
halten können. Die modernen Technologien mit 
ihren schnellen Innovationszyklen erfordern unter- 
nehmerische Initiative imd Risikobereitschaft, da- 
mit die Wettbewerbsfähigkeit erhalten bleibt und 
neue Markt- imd Gewinnchancen rechtzeitig 
wahrgenommen werden. 

4. Die Bundesregienmg wird vor diesem Hintergrund 
ihre Wirtschafts-, Finanz-, Struktur- und For- 
schimgspohtik fortsetzen, die darauf gerichtet ist, 
die Unternehmer und Arbeitnehmer bei ihrer Auf- 
gabe, den Strukturwandel voranzutreiben, wirk- 
sam zu unterstützen. Schwerpunkte dieser Politik 
werden die Schaffung neuer Freiräume und weiter 
verbesserte Rahmenbedingungen für die private 
wirtschaftiiehe Initiative sein (vgl. insbesondere die 
Antworten zu den Fragen 2.9 bis 2.13). Steuerhehe 
Entlastimgen werden dabei eine wichtige Rolle 
spielen (3.3). Mehr Flexibüität am Arbeitsmarkt 
und eine Begrenzung der Lohnzusatzkosten (4.2 
bis 4.7) sind ebenso notwendig wie vermehrte An- 
strengungen in Forschung und Entwicklung, um 
die Leistungspotentiale gerade der vielen kleinen 
und mittleren Unternehmen, die das Rückgrat der 
deutschen Wirtschaft bilden, noch stärker zu mobi- 
hsieren (2.6 und 3.2). Der zunehmenden Bedeu- 
tung des Wissens und neuer Technik wird durch 
die Bildungs- und Forschungspohtik Rechnung ge- 


tragen. Dabei kommt es darauf an, die berufliche 
Qualifizierung weiter zu verbessern (Teil 6) und 
durch geeignete, möghehst wettbewerbskonforme 
Fördermaßnahmen die notwendigen Eigenan- 
strengungen der Wirtschaft in Forschung und Ent- 
wicklung (2. 7/2.8) zu unterstützen. 

Für die Bewahrung und Stärkung des freien, mul- 
tilateralen Welthandelssystems wird sich die Bun- 
desregierung auf allen Ebenen einsetze n. Der lau- 
fenden Uruguay-Runde im Rahmen des GATT und 
der Vollendung eines nach außen offenen Europäi- 
schen Binnenmarktes mißt die Bundesregierung 
dabei besondere Bedeutung bei. Durch enge inter- 
nationale Zusammenarbeit ist bei zunehmender 
weltwirtschafüicher Verflechtung darauf hinzuwir- 
ken, daß der weltweite Wettbewerb in ein verbind- 
hches Regelsystem (GATT) eingebettet ist und daß 
die Signale für den Strukturwandel nicht durch 
staatiiehe Interventionen, durch extreme Wechsel- 
kursänderungen oder aber durch eine unangemes- 
sene Verteilung der mit der Verringerung der län- 
derüb ergreifenden Schädigung der Umwelt ver- 
bundenen Belastungen verzerrt werden (2.14 bis 
2.17). Dies erfordert allerdings auch, den Wettbe- 
werb in den Bereichen stärker zur Geltung kom- 
men zu lassen, wo er in der Bundesrepublik 
Deutschland oder der Europäischen Gemeinschaft 
durch staatiiehe Schutzzäune weitgehend einge- 
schränkt oder durch Subventionen verzerrt wird, 
da mit solchen Eingriffen oft hohe gesamtwirt- 
schaftiiehe Kosten und Gefahren verbunden sind. 
Ziel einer marktwirtschaftiiehen Strukturpolitik 
kann es nicht sein, die sektorale Struktur der Wirt- 
schaft in eine bestimmte Richtung zu lenken, son- 
dern die Anpassung der Strukturen an sich än- 
dernde Rahmenbedingungen zu erleichtern (2.18 
bis 2.20). Dem widerspricht nicht, daß Maßnahmen 
des Staates zur Flankierung des Strukturwandels 
gerechtfertigt sein können, um z. B. bruchartige 
Entwicklungen mit schwerwiegenden Folgen für 
die betroffenen Arbeitnehmer und Regionen zu 
vermeiden (4.10, 4.11 und 5.6) und die Akzeptanz 
der Anpassungen zu erhöhen. 


1. Bedeutung und Ursachen des Strukturwandels 

1.1 Worin äußert sich Strukturwandel, und welches 
sind nach Ansicht der Bundesregierung die wesent- 
hchen Bestimmungsfaktoren? 

Strukturwandel ist der fortwährende Prozeß wirt- 
schaftiieher Vorwärtsentwicklung und Anpassung an 
sich ändernde Möglichkeiten, Bedingungen und Ver- 
haltensweisen. Er ist die Grundlage von Wachstum 
und Dynamik der Volkswirtschaften. Strukturwandel 
wird vor allem spürbar in sich verändernden Ange- 
bots-, Nachfrage- und Preisverhältnissen auf den 
Märkten für Güter und Dienstleistungen sowie für 
Produktionsfaktoren. Er stellt zugleich sich verän- 
dernde Ansprüche an die berufliche Qualifikation. Er 
äußert sich in neuen internationalen Austauschrela- 
tionen und neuen Anforderungen in der weltweiten 
Arbeitsteilung. Er spiegelt sich in Veränderungen der 
großen gesamtwirtschafthehen Aggregate sowie ins- 
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besondere in der Regional-, Branchen- und Untemeh- 
mensstruktur der Volkswirtschaft wider. 

Der Strukturwandel eröffnet vielfältige neue Betäti- 
gungsfelder und Marktchancen für Unternehmen und 
Menschen. Gleichzeitig werden Sachanlagen, Geld- 
kapital und die Fähigkeiten der Produzenten und Ar- 
beitnehmer immer wieder auch entwertet und zur 
Anpassung an die neuen Bedingungen gezwungen. 
Strukturwandel als der Prozeß „schöpferischer Zerstö- 
rung" führt dabei nicht notwendigerweise zu abrup- 
ten wirtschaftlichen Veränderungen und bedeutet 
nicht zwangsläufig, daß Altes völlig untergeht und 
dafür an anderer Stelle gänzlich Neues entsteht. Die 
dynamische Umstrukturierung der Wirtschaft voll- 
zieht sich vor allem auch kontinuierhch und ^ von 
außen nur schwer und erst nach und nach feststellbar 
-- innerhalb der bestehenden Unternehmen. 

Die Entwicklung zeigt, daß der Strukturwandel eine 
Tendenz von arbeits- und rohstoff intensiven hin zu 
mehr humankapital- und wissensintensiven Produk- 
tionen und Dienstleistungen aufweist und moderne 
Technologien sich immer mehr verbreiten. Im übrigen 
folgt der Strukturwandel in der Marktwirtschaft aber 
keinem näher vorgezeichneten Muster; demzufolge 
gibt es weder im Hinbhck auf Richtung noch auf 
Tempo des Strukturwandels allseits anerkannte Nor- 
men, an denen sich die gegenwärtige strukturelle Ent- 
wicklung der Wirtschaft messen oder die zukünftige 
genauer ablesen ließe. 

Eine intensive empirische Beobachtung und Beschrei- 
bung des Strukturwandels erfolgt im Rahmen der 
Strukturberichte, die von Wirtschaftsforschungsinsti- 
tuten im Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft 
regelmäßig erstellt werden (vgl. „Stellungnahme", 
Drucksache 11/3017). 

Die wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung er- 
hält in der Marktwirtschaft wichtige Impulse im Stre- 
ben der Menschen nach neuen, verbesserten Mög- 
hchkeiten und Formen der Produktion, des Ver- 
brauchs sowie der Organisation. Wichtigen gesell- 
schaftlichen und wirtschaftlichen Zielen, die sich — 
wie z. B. der Schutz der Umwelt — allein durch die 
Kräfte des Marktes nicht erreichen lassen, wird in der 
Sozialen Marktwirtschaft durch politisch gesetzte 
Rahmenbedingungen und finanzielle Anreize Rech- 
nung getragen. Die mit wachsendem Wohlstand ein- 
hergehenden Änderungen der Arbeits-, Verbrauchs- 
und Spargewohnheiten verstärken die Dynamik des 
Strukturwandels. Erhebhche Anpassungserforder- 
nisse resultieren aus den globalen wirtschaftlichen 
Entwicklungen. Von der demographischen und tech- 
nologischen Entwicklung oder von Veränderungen 
im politisch-institutionellen Rahmen und in den Ein- 
stellungen der Menschen gehen ebenso vielfältige 
Anstöße für den Strukturwandel aus wie von der Si- 
cherung der natürlichen Lebensgrundlagen der 
Menschheit. Von besonderer Bedeutung für die Bun- 
desrepublik Deutschland sind nach Ansicht der Bun- 
desregierung derzeit die Anstöße, die der Struktur- 
wandel 

— aus der Entwicklung von Zahl und Altersaufbau 
der Bevölkerung, 


— aus der Notwendigkeit des Schutzes und der Er- 
haltung der Umwelt und der natürhchen Ressour- 
cen, 

— aus dem raschen technischen Fortschritt und der 
Vermehrung unseres Wissens, 

— aus dem scharfen internationalen Wettbewerb auf 
den heimischen und ausländischen Märkten für 
Güter und Dienstleistungen und den Wechselkurs- 
fluktuationen sowie 

— aus der Schaffung eines einheitlichen europäi- 
schen Wirtschaftsraumes ohne Binnengrenzen 

erhält. 


1.2 Worin liegen nach Meinung der Bundesregierung 
die immer wieder — z. B. auch vom Sachverständi- 
genrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung — betonten Chancen des wirtschafüi- 
chen Strukturwandels, und wie verhalten sich diese 
zu den Belastungen, denen Arbeitnehmer und Un- 
ternehmer durch die damit verbundenen Marktver- 
änderungen ausgesetzt sind? Sind die kleinen und 
mittleren Unternehmen in der Lage, die Herausfor- 
derung Strukturwandel zu bewältigen und ihre 
Funktion als Motor der Volkswirtschaft und Arbeits- 
platz Nr. 1 zu erhalten? 

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung hat in seinem letz- 
ten Jahresgutachten erneut auf die enge Verbindung 
von wirtschaftlicher Dynamik und strukturellem Wan- 
del hingewiesen (Jahresgutachten — JG — 1988/89, 
Ziffer 378). Wirtschaftliche Entwicklung dient nach 
Ansicht des Rates „nie allein der quantitativen Güter- 
vermehrung, sondern immer zugleich der ,quahtati- 
ven' durch Anpassung der Produktionsstruktur" an 
das, was die Menschen wollen und individuell am 
Markt oder im Rahmen demokratisch legitimierter 
Kollektiventscheidungen nachfragen (JG 75/76, Zif- 
fer 275). Der strukturelle Anpassungsprozeß ist als 
Ganzes gesehen erwünscht, denn „er bildet die Pro- 
duktionsstruktur heraus, bei der die Löhne, die heute 
zu bezahlen sind, auch von ausreichend vielen Unter- 
nehmen verdient werden, und zwar auch bei verän- 
derten Bedingungen für die internationale Arbeitstei- 
lung. Das sichert Wachstum und Beschäftigung für die 
Zukunft" (JG 76/77, Ziffer 295). 

Die Bundesregierung unterstreicht diese in verschie- 
denen Jahresgutachten des Sachverständigenrates 
und von vielen anderen wirtschaftlichen Experten in 
Wissenschaft, internationalen Organisationen und 
Verbänden immer wieder betonte Auffassung. Die 
Bundesregierung ist zudem der Überzeugung, daß bei 
Erhaltung und Steigerung des gesamtwirtschaftlichen 
Wohlstandes im Zuge eines raschen Strukturwandels 
gesellschaftliche Ziele wirkungsvoller erreicht wer- 
den können. Alle Erfahrung zeigt, daß z. B. die Mög- 
lichkeiten, der Wille und die Bereitschaft zu einem 
verstärkten Schutz unserer natürhchen Lebensgrund- 
lagen nicht zuletzt vom erreichten Einkommensni- 
veau abhängen. Ohne Strukturwandel wären Wachs- 
tum und Wohlstand nicht zu erhalten, müßte das so- 
ziale Sicherungsnetz auf Dauer zerreißen. GeseU- 
schafthche Stabüität wäre nur schwer zu garantieren. 
Strukturwandel und technischer Fortschritt führen 
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Überwiegend auch zu humaneren Arbeitsbedingun- 
gen. Arbeitsplätze sind in der Regel sauberer, leiser 
und gesundheitlich weniger belastend geworden. Es 
sind oft gerade die monotonen Arbeiten, die durch 
Rationalisierung entbehrlich werden. Im Struktur- 
wandel haben sich deutliche Tendenzen zur Höher- 
qualifizierung herausgebildet. Neue Möglichkeiten 
zur Schaffung kleinerer Arbeitseinheiten und zur De- 
zentralisierung der Organisationsstruktur kommen 
dem Bedürfnis der Beschäftigten nach mehr eigenver- 
antwortlichem Handeln entgegen. 

Um die Chancen des Strukturwandels wahrzuneh- 
men, müssen diese von der Gesellschaft, den Unter- 
nehmen und den Individuen immer wieder entdeckt 
und neu erarbeitet werden. In der Antwort auf 
Frage 2.14 ist dargelegt, daß Strukturwandel nicht 
automatisch zur Entlastung der Umwelt führt, sondern 
entschlossenes umweltpolitisches Handeln des Staa- 
tes erforderlich bleibt. Der Prozeß der Tertiarisierung 
der Wirtschaft führt ohne geeignete Rahmenbedin- 
gimgen und ohne entsprechende Leistungen von Un- 
ternehmern und Arbeitnehmern nicht zu mehr Be- 
schäftigung^ (vgl. die Antwort auf Frage 4.9). Neue, 
sichere und attraktive Arbeitsplätze zu finden, setzt 
Qualifikation, Leistungsbereitschaft und Flexibilität 
der Arbeitskräfte voraus. Um im dynamischen Wett- 
bewerb zu bestehen, bedarf es tüchtiger, selbstverant- 
wortlicher, risikobereiter und innovationsorientierter 
Unternehmer. Die größten Chancen und die Aussicht 
auf Pioniergewinne ergeben sich gerade für diejeni- 
gen, die bereit sind, mehr zu tun als das, wozu sie der 
Wettbewerb ohnehin zwingt, indem sie mit schöpferi- 
schen Ideen, mit neuen und besseren Produkten und 
Produktionsverfahren im vorstoßenden Wettbewerb 
neue, erfolgversprechende und damit zukunfts träch- 
tige Märkte erschließen. 

Die wesentlichen Belastungen des Strukturwandels 
liegen im Verlust von Beschäftigungsmöglichkeiten 
auf den angestammten Märkten, in den erlernten Be- 
rufen und u. U. in der heimatlichen Umgebimg bzw. in 
der Entwertimg von Kapital, Qualifikationen und 
Standorten. Die wirtschaftliche Dynamik, die der 
Strukturwandel mit sich bringt, ist Ausdruck der Tat- 
sache, daß Strukturwandel kein Nullsummenspiel ist, 
sondern daß — Leistungs- und Anpassimgsbereit- 
schaft sowie Flexibilität vorausgesetzt — die gesamt- 
wirtschaftlichen Gewinne etwaige Verluste übertref- 
fen. 

Belastungen können sich insbesondere aufgrund un- 
terschiedlicher Betroffenheit ergeben, wenn die „Ge- 
winner" und „Verlierer" des Strukturwandels nicht 
identisch sind. Die Möglichkeit des Ausscheidens ein- 
zelner Unternehmen aus dem Wettbewerb gehört zu 
den konstituierenden Elementen, die die Leistungsfä- 
higkeit des marktwirtschaftlichen Systems begrün- 
den. Hohe Pioniergewinne im Erfolgsfall sind die Prä- 
mien für das Risiko des unternehmerischen Scheiterns 
im Markt. Der z. B. im Grundrecht der freien Berufs- 
wahl und in der Tarif autonomie verankerten Eigen- 
verantwortlichkeit der arbeitenden Menschen wider- 
spräche es, sie gegen jedes Beschäftigungsrisiko im 
Strukturwandel absichern zu wollen; dies wäre ohne- 
hin unmöglich, da Arbeitsplätze letztlich nicht gegen 
wirtschaftliches Scheitern zu sichern sind. Im allge- 


meinen ist das Risiko längerer Beschäftigungslosig- 
keit als Folge des Strukturwandels, in dem vielfältige 
neue Arbeitsplätze entstehen, begrenzt. Die persönli- 
chen Belastungen werden durch die finanzielle Unter- 
stützung aus der Arbeitslosenversicherung und durch 
aktive Hilfen bei der Suche nach einem neuen Ar- 
beitsplatz gemildert. Im Rahmen des breitgefächerten 
arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums spielen 
Qualifizierungs- und Weiterbildungsmaßnahmen 
eine wichtige Rolle. Wo es sonst zu imtragbaren La- 
sten für die Arbeitnehmer käme, etwa weil ganze Re- 
gionen oder Branchen von einem tiefgreifenden 
Strukturwandel betroffen sind, gibt der Staat weitere 
Hilfen, die eine sozialverträgliche Bewältigung des 
Strukturwandels ermöglichen sollen und insbeson- 
dere auf die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen zie- 
len (vgl. hierzu insbesondere die Beantwortung der 
Fragen 4.10 und 5.6). 

Eindeutige und allgemeingültige Aussagen über die 
Auswirkungen des Strukturwandels für kleine und 
mittlere Unternehmen sind nicht möglich. Festzustel- 
len ist aber, daß gerade eine Unternehmensgrößen- 
struktur, in der neben großen Unternehmenseinheiten 
eine Vielzahl von kleinen und mittleren Unternehmen 
das Gesicht der Wirtschaft prägen, den marktwirt- 
schaftlichen Strukturwandel erleichtert. Kleine imd 
mittlere Unternehmen zeichnen sich in der Tat viel- 
fach durch hohe Rexibilität aus. Sie sind deshalb be- 
sonders gut in der Lage, sich im Strukturwandel 
neuen Herausforderungen zu stellen. 

Der positive Gründungssaldo der letzten Jahre zeigt, 
daß sich aus dem Strukturwandel neue Marktchancen 
insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen 
ergeben haben. Die zu beobachtende Tendenz der 
Verbraucher, die sich von billigen Massenproduktio- 
nen ab- und einem vielfältigen Angebot hochwertiger 
und differenzierter Qualitätsprodukte zuwenden, und 
die zunehmende Nachfrage der Unternehmen nach 
für ihre Zwecke maßgeschneiderten Produktionsgü- 
tern begünstigen kleinere Unternehmenseinheiten. 
Dieser Prozeß wird verstärkt durch die Flexibilisie- 
rungsmöglichkeiten der Produktion, die insbesondere 
von der Nutzimg der neuen Informations- und Kom- 
munikationstechniken ausgehen, sowie durch die 
Auslagerung von Dienstleistungsfunktionen aus den 
Produktionsunternehmen. Auf kleine und mittlere 
Unternehmen, die im Vergleich zu Großunternehmen 
vielfach z. B. relativ hohe Aufwendungen für For- 
schung und Entwicklung zu tragen oder Barrieren bei 
der Beschaffung von Informationen sowie bei der Zu- 
sammenarbeit mit der Wissenschaft zu überwinden 
haben, kommen allerdings auch neue Herausforde- 
rungen im Zusammenhang mit der zunehmenden Dy- 
namik moderner Technologien zu. 

Ein wichtiges Indiz dafür, daß die kleinen und mittle- 
ren Unternehmen die Herausforderungen des Struk- 
turwandels bisher gut bewältigen konnten, sieht die 
Bundesregierung in der Tatsache, daß diese an den 
Exporterfolgen der deutschen Wirtschaft wesentli- 
chen Anteil haben. Auch für den Arbeitsmarkt hat die 
mittelständische Wirtschaft große Bedeutung. Mittel- 
ständische Unternehmen (mit weniger als 500 Be- 
schäftigten und Umsätzen unter 100 Mio. DM) be- 
schäftigen etwa zwei Drittel aller Arbeitnehmer in der 
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Bundesrepubhk Deutschland. Untersuchungen zum 
untemehmensgrößenspezifischen Beschäftigungs- 
wachstum kommen übereinstimmend zu dem Ergeb- 
nis, daß ein überproportionaler Anteü der in den letz- 
ten Jahren entstandenen neuen Arbeitsplätze in klei- 
nen und mittleren Unternehmen geschaffen wurde. 


1.3 Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
engen internationalen Verflechtung der deutschen 
Wirtschaft für den Strukturwandel zu? 

Wie beurteilt sie in diesem Zusammenhang die Her- 
ausforderung durch den Europäischen Binnen- 
markt? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung in die- 
sem Zusammenhang dem Bereich Forschung und 
Technologie bei? 

1.4 Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß ohne 
die rasche und flexible Anpassung an den weltwei- 
ten Strukturwandel die führende Position der deut- 
schen Unternehmen im internationalen Wettbewerb 
gefährdet ist imd daß in anderen wichtigen Indu- 
strieländern Pohtik und Wirtschaft bereits größere 
Anpassungsanstrengungen unternommen haben? 

Die Bundesrepubhk Deutschland verdankt ihre wirt- 
schafthche und pohtische Bedeutung auch ihrer en- 
gen Integration in die europäische und die weltweite 
Arbeitsteilung. Diese fördert den Strukturwandel. 

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Unter- 
nehmen hängt von einer Vielzahl von Faktoren, na- 
menüich von der Quahfikation der Mitarbeiter und 
von der unternehmerischen Leistungsfähigkeit sowie 
von den gesamtwirtschafthchen Rahmenbedingun- 
gen ab. Harter Wettbewerb erweist sich immer wieder 
als das entscheidende Stimulans für betriebhche Effi- 
zienz und unternehmerisches Innovationsvermögen. 
Dies zeigt sich nicht nur im Leistungsvergleich von 
Unternehmen aus marktwirtschafüich organisierten 
Volkswirtschaften mit planwirtschafüich gelenkten 
Betrieben. Auch die hohe Wettbewerbskraft vieler 
fernöstiicher Anbieter rührt nicht zuletzt aus dem in- 
tensiven Wettbewerb her, dem diese Unternehmen 
ausgesetzt sind. 

Auf die in der Bundesrepublik Deutschland seit lan- 
gem praktizierte Wirtschaftspolitik, die auf Stärkung 
des Wettbewerbs auf nach innen und außen offenen 
Märkten zielt, geht auch die starke Wettbewerbsstel- 
lung deutscher Unternehmen auf vielen Märkten Eu- 
ropas und in der Welt zurück. Diese können sich dabei 
namentlich auf eine hochentwickelte volkswirtschaft- 
hche Infrastruktur, auf das beispiellose System der 
beruflichen Bildung und überwiegend hervorragend 
qualifizierte Arbeitnehmer, ein großes Maß an wirt- 
schaftlicher wie sozialer Stabihtät, ein hohes Niveau 
in Wissenschaft und Forschung sowie auf ein breites 
Angebot an Kapital- und Finanzdienstleistungen stüt- 
zen. Nur auf der Basis dieser günstigen Standortfak- 
toren können die in der Bundesrepubhk Deutschland 
produzierenden Unternehmen die hohen Lohn- und 
Lohnzusatzkosten, die beträchüichen öffentiichen 
Abgabenlasten sowie auch die hohen Anforderungen 
von Arbeits- und Umweltschutzregelungen verkraf- 
ten. 


Sich vom internationalen Strukturwandel, insbeson- 
dere von der technologischen Entwicklung abzukop- 
peln und den dynamischen Wettbewerb außer Kraft 
zu setzen, müßte nach Ansicht der Bundesregierung 
die Wettbewerbsfähigkeit und Präsenz deutscher Un- 
ternehmen auf den internationalen Märkten erhebhch 
beeinträchtigen. Veraltete Produkte oder nach über- 
holten Verfahren zu teuer produzierte Güter lassen 
sich nicht absetzen. Belastungen aus der Verlangsa- 
mung des Strukturwandels in einzelnen Bereichen 
beeinträchtigen durch höhere Kosten auch die wett- 
bewerbsfähigen Teile der Wirtschaft und können 
darüber hinaus zu Störungen in den internationalen 
Handelsbeziehungen führen. Nach Auffassung der 
Bundesregierung muß der durch die internationale 
Verflechtung bedingte dynamische Strukturwandel 
als Chance für die deutsche Wirtschaft aufgegriffen 
und darf keinesfalls nur als wirtschaftspolitische Bela- 
stung angesehen werden. 

Dies gilt in noch stärkerem Maße im Hinbhck auf die 
Vollendung des Europäischen Binnenmarktes. Der bis 
Ende 1992 vorgesehene Wegfall aller wesentlichen 
Hemmnisse, die einem freien Verkehr von Personen, 
Waren, Dienstleistungen und Kapital noch entgegen- 
stehen, wird das bereits hohe Niveau der wirtschaftli- 
chen Zusammenarbeit und Arbeitsteilung in Europa 
weiter intensivieren und Umstrukturierungen des 
Produktionspotentials mit sich bringen. Wenn die 
deutsche Wirtschaft diese Herausforderungen so of- 
fensiv angeht, wie dies nach den bisherigen Erfolgen 
im internationalen Wettbewerb zu erwarten ist, wer- 
den sich starke dynamische Impulse ergeben. Zusätz- 
hche Steigerungen der gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktivität sind erzielbar, wodurch sich die realen Ver- 
teilungsspielräume erweitern. 

Angesichts des raschen technologischen Wandels und 
der großen Wettbewerbsintensität bei standardisier- 
ten Massenproduktionen werden gerade auch die An- 
strengungen im Bereich Forschung und Entwicklung 
mit darüber entscheiden, welche Position die Gemein- 
schaft und ihre Mitgliedstaaten unter den am höch- 
sten entwickelten Wirtschaftsnationen der Welt ein- 
nehmen werden. Nur bei ausreichenden Innovations- 
aktivitäten sind internationale Wettbewerbsfähigkeit 
und hohe Einkommen miteinander zu vereinbaren 
(vgl. die Antwort auf Fragen 2. 7/2. 8). Frühzeitig vor- 
genommene umweltgerechte Strukturanpassungen 
können anpassungsbereiten und -fähigen Unterneh- 
men neue Marktchancen eröffnen und sich langfristig 
als ein Standortvorteil der Bundesrepubhk Deutsch- 
land wie der Europäischen Gemeinschaft insgesamt 
erweisen, zumal innovative umweltschonende Tech- 
nologien auf eine weltweit steigende Nachfrage sto- 
ßen dürften. 

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren 
erhebhche wirtschaftspolitische Anstrengungen un- 
ternommen, um den Produktionsstandort Bundesre- 
pubhk Deutschland durch steuerhche Erleichterun- 
gen, durch Rückführung staathcher Aktivitäten, Pri- 
vatisierung und Deregulierung attraktiv zu erhalten. 
Die Wirtschaft hat wesenthche Fortschritte bei der 
notwendigen struktureUen Anpassung gemacht, wie 
u. a. aus den kräftig gestiegenen Investitionen oder 
den hohen Aufwendungen für Forschung und Ent- 
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Wicklung oder den Umweltschutz deutlich wird. An- 
gesichts des rasch voranschreitenden Strukturwan- 
dels und vor dem Hintergrund der großen Anstren- 
gungen, die in vielen anderen Ländern zur Verbesse- 
rung der Standortbedingungen unternommen wer- 
den, sowie im Hinblick auf die Fortschritte im indu- 
striellen Entwicklungsprozeß vor allem der südost- 
asiatischen Schwellenländer hält es die Bundesregie- 
rung ungeachtet der bisherigen Erfolge auch weiter- 
hin für notwendig, die wirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen ständig zu überprüfen, fortzuentwickeln und 
mit dem Ziel zu verbessern, daß die Bundesrepublik 
Deutschland im Kreis der Industrieländer auch künf- 
tig eine führende Rolle spielen kann. 

1.5 Wie schätzt die Bundesregierung die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Unternehmen 
ein? Teilt sie die Meinung mancher Beobachter, die 
Schwächen vornehmlich im Bereich der technologi- 
schen Leistungsfähigkeit konstatieren und den 
Handlungsspielraum der Unternehmen durch eine 
Fülle reglementierender bürokratischer Vorschriften 
eingeengt sehen? 

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit als die Fä- 
higkeit der Unternehmen einer Volkswirtschaft, Pro- 
dukte auf den nationalen und den internationalen 
Märkten gegen die Konkurrenz aus anderen Ländern 
zu Preisen abzusetzen, die hohe Realeinkommen bei 
sicheren Arbeitsplätzen ermöglichen, läßt sich nicht 
auf der Grundlage einfacher statistischer Indikatoren 
messen. Die Bundesregierung beurteilt die Wettbe- 
werbsposition der deutschen Unternehmen insgesamt 
als sehr gut. Sie sieht sich in dieser Einschätzung von 
verschiedenen in- und ausländischen Analysen und 
insbesondere von den Unternehmen selbst bestätigt, 
wie z. B. die Ergebnisse wiederholter Umfragen des 
Deutschen Industrie- und Handelstages zeigen. Ein 
wichtiges Indiz für die Leistungsfähigkeit deutscher 
Unternehmen sind ihre — trotz der extremen Wech- 
selkursschwankungen der letzten Jahre — anhalten- 
den Exporterfolge. Unter allen Handelsnationen ver- 
fügt die Bundesrepublik Deutschland über das breite- 
ste Güterspektrum im Export, der wesentlich von for- 
schungsintensiven Gütern geprägt ist. Produktquali- 
tät, Kundendienst, Pünkthchkeit sowie die hohe Be- 
reitschaft, auf spezielle Kundenwünsche einzugehen, 
sind wichtige nichtpreisliche Garanten der Markter- 
folge deutscher Unternehmen. 

Eine generelle Schwäche im Bereich der technologi- 
schen Leistungsfähigkeit, wie sie des öfteren aus 
Marktanteilsanalysen bei sog. Hochtechnologiegü- 
tem abgeleitet wird, sieht die Bundesregierung nicht. 
Wenn ein etabliertes Industrieland wie die Bundesre- 
publik Deutschland Marktanteile an schnellwach- 
sende nachrückende Länder abgibt, so zeigt dies nicht 
unbedingt einen Mangel an Wettbewerbsfähigkeit, 
sondern eine durchaus erwünschte — den Spielraum 
für nutzbringenden internationalen Güteraustausch 
vergrößernde — Entwicklung im internationalen 
Strukturwandel an. Es ist auch weder möghch noch im 
Rahmen der weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung er- 
forderlich, daß die deutsche Wirtschaft auf allen Ge- 
bieten der Technologie mit Spitzenleistungen präsent 
ist. Wichtig ist, daß sie in der Lage ist, mit dem raschen 
technischen Fortschritt generell Schritt zu halten und 


auf möglichst vielen Gebieten hierbei eine Pionier- 
rolle zu spielen. Diese Fähigkeit haben deutsche Un- 
ternehmen auch dort, wo insgesamt bisher vergleichs- 
weise eher geringe Markterfolge erzielt werden konn- 
ten, so z. B. in der Mikroelektronik und Teilbereichen 
der Informationsverarbeitungstechnik, imter Beweis 
gestellt. LetzÜich ist es die Aufgabe der Unternehmen 
herauszufinden, für welche „Hochtechnologiegüter" 
Marktchancen bestehen und für welche nicht. 

Die internationale Wettbewerbsfähigkeit bedarf im- 
mer wieder der Sicherung und Erneuerung durch un- 
ternehmerische Anstrengungen, die ihrerseits nur auf 
der Grundlage günstiger staatlicher Rahmensetzun- 
gen und in einem innovationsfreundhchen Klima zu 
erwarten sind. Dazu gehört auch der Abbau bürokra- 
tischer Hemmnisse, die in Einzelfällen, weil sie die 
Leistungsbereitschaft mindern und zu höheren Kosten 
führen, die Wettbewerbsfähigkeit belasten können. 
Die Bundesregierung prüft die konkreten Anregun- 
gen hierzu und wertet in diesem Zusammenhang die 
für den BMFT erstellten Studien zum Abbau von Inno- 
vationshemmnissen im staathch beeinflußten Bereich 
im Technologiefeld Biotechnologie aus. Insbesondere 
soll mit dem von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gentechnikgesetzes mehr Rechtssi- 
cherheit gerade in diesem Bereich geschaffen wer- 
den. 


1.6 Welche Faktoren fördern nach Ansicht der Bundes- 
regierung eine rasche Anpassung an den Struktur- 
wandel, wo hegen gravierende Anpassungshemm- 
nisse? 

In der marktwirtschaftlichen Ordnung hängt die Be- 
wältigung des Strukturwandels eng mit dem zusam- 
men, was eigenverantwortliche Menschen und Unter- 
nehmen leisten. Eine rasche Anpassung an den Struk- 
turwandel ist mit Besitzstandsdenken unvereinbar, sie 
setzt vielmehr Aufgeschlossenheit gegenüber dem 
Neuen und Leistungsbereitschaft voraus. Wettbe- 
werblich strukturierte und auch nach außen offene 
Märkte fördern deshalb den Strukturwandel; Be- 
schränkungen des Wettbewerbs und Außenprotek- 
tion hemmen ihn, was sich letztlich in geringeren Be- 
schäftigungsmöglichkeiten und niedrigerem Wohl- 
stand niederschlägt. 

Neue Ideen, bessere Produkte und effizientere Ver- 
fahren, berufliche Flexibilität und regionale Mobilität 
sind nur dann zu erwarten, wenn die damit verbunde- 
nen Anstrengungen auch honoriert und die Leistungs- 
anreize des Marktes nicht durch zu hohe Abgabela- 
sten, überhandnehmende öffentliche Fürsorge oder 
überzogene staatliche Interventionen unwirksam 
werden. Der Staat muß vor allem Rahmenbedingun- 
gen setzen, die die Entfaltung der Wirtschaft gewähr- 
leisten, sowie auf unnötige Interventionen und eigene 
wirtschaftliche Betätigung in Konkurrenz zum priva- 
ten Sektor verzichten. Hemmnisse des Strukturwan- 
dels ergeben sich insbesondere, wenn die kollektive 
Verantwortlichkeit mehr und mehr auch für Markt- 
entwicklungen in Anspruch genommen wird, mit der 
Folge zunehmender Bürokratie, höherer Kosten imd 
langsamerer Entscheidungsprozesse. 
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Unternehmerische Investitionen bleiben eine Schlüs- 
selgröße für die Anpassung der Wirtschaft an sich 
'wandelnde Angebots-, Nachfrage- und Wettbewerbs- 
verhältnisse. Das kräftige Wachstum der unternehme- 
rischen Investitionen in den letzten Jahren zeigt, daß 
mit der marktwirtschafüichen Politik der Bundesre- 
gierung, der Rückführung der staaüichen Aktivitäten, 
der leistungsfreundlichen Ausgestaltung des Steuer- 
systems, der Privatisierung, der Dereguherung imd 
Rexibüisierung der Märkte wesenthche Hemmnisse 
des Strukturwandels beseitigt oder verringert werden 
konnten. Die Einstellimg zum Strukturwandel ist nach 
Ansicht der Bundesregierung bei 'vielen Menschen 
wieder offener geworden. Allerdings lassen die Dis- 
kussionen etwa um die Poststrukturreform, die Ein- 
führung eines Dienstleistungsabends oder im Zusam- 
menhang mit der Eindämmung von Subventionen 
noch immer auch deuüiche Beharrungstendenzen bei 
den betroffenen Unternehmern, Arbeitnehmern, In- 
teressengruppen und in der Politik erkennen. 

Anpassimgshemmnisse liegen auch da, wo durch 
staaüiche Reguherungen oder Subventionen der 
Wettbewerb zu sehr eingeschränkt und die Flexibüi- 
tät des Arbeitsmarktes unzureichend ist (vgl. hierzu 
Fragen 2.10, 2.18ff. und 4.2 ff.). 


1.7 Wie beurteilt die Bundesregierung den Struktur- 
wandel zu mehr Dienstleistungen? Rechtfertigt es 
der international vergleichsweise niedrige Dienstlei- 
stimgsanteil, von einer deutschen Dienstleistungs- 
lücke zu sprechen, und ist dieses Defizit im hohen 
Maße in dem Bestreben der öffentlichen Hand be- 
gründet, in öffentlicher Regie erbrachte Dienstlei- 
stimgen dort zu halten? 

Der Anteil der von Unternehmen und freien Berufen 
am Markt angebotenen (privaten) Dienstleistungen 
an der Bruttowertschöpfung und an den Erwerbstäti- 
gen ist in der Bundesrepublik Deutschland, ebenso 
'wie in den anderen Industrieländern, seit 'vielen Jah- 
ren stetig und kräftig angestiegen. 

Seit Beginn der 70er Jahre ist die Bruttowertschöp- 
fung des privaten Dienstleistungsgewerbes im Durch- 
schnitt mit rd. 3V2 % p.a. real gewachsen, das ist etwa 
doppelt so hoch 'wie im Verarbeitenden Gewerbe. Die 
Erwerbstätigenzahl im privaten Dienstleistungsbe- 
reich hat seit 1970 um 1,7 Mio. zugenommen. Neue 
Arbeitsplätze für abhängig Beschäftigte sind hier ge- 
schaffen worden, und die Zahl der Selbständigen ist 
deuüich angestiegen. Auch die ersten sektoralen Er- 
gebnisse der Arbeitsstättenzählung untermauern den 
Anstieg der Erwerbstätigkeit in einer Reihe von 
Dienstleistungszweigen. Neuere Erhebungen des 
Statistischen Bundesamtes zeigen ferner, daß Unter- 
nehmen des Produzierenden Gewerbes in beachüi- 
chem Umfang auch selbst Dienstleistungen am Markt 
anbieten, teils als Serviceleistungen in Zusammen- 
hang mit industriellen Produkten, teils als separate 
Dienstleistungspalette. Dienstleistungsmärkte sind in 
der Regel also Wachstumsmärkte. Dabei ist das 
Wachstum des tertiären Bereichs zum Teil auch auf 
die Ausghederung von Dienstleistungsfunktionen aus 
der Warenproduktion zurückzuführen. Aufgrund der 
großen Heterogenität der unter dem statistischen 
Sammelbegriff Dienstleistungen zusammengefaßten 


Wirtschaftszweige, zu denen so unterschiedliche wie 
ärzthche Versorgung, Medien, Verkehr, Reinigungs- 
untemehmen oder Finanzdienstleistungen gehören, 
beobachtet man jedoch auch innerhalb des Dienstlei- 
stungsbereichs nicht nur wachsende, sondern auch 
stagnierende oder schrumpfende Wirtschaftszweige. 

Viele der expandierenden Dienstleistungszweige sind 
spezialisierte Zulieferer für andere Wirtschaftsberei- 
che der Warenproduktion und für die eher traditionel- 
len Dienstleistungen. Der Strukturwandel hat zu einer 
vertieften vertikalen Arbeitsteilung und einer engen 
Verzahnung von Industrie- und Dienstleistimgssektor 
geführt. Dienstleistungsuntemehmen und Selbstän- 
dige in freien Berufen planen, schulen, beraten, ent- 
werfen oder forschen im Auftrag von kleinen, mittle- 
ren imd auch großen Unternehmen. Diese Spezialisie- 
rung und Arbeitsteüung schafft Effizienzvorteüe und 
Flexibüitäten, die zur Bewältigung des Strukturwan- 
dels, zur Sicherung des Lebensstandards, zur Lösung 
der Zukunftsaufgaben und zur Gewährleistung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft unabdingbar sind. 

Auch die Nachfrage der privaten Haushalte nach 
marktgängigen Dienstleistungen steigt, und zwar 
leicht überdurchschnitüich zum privaten Verbrauch. 
Allerdings profitieren nicht alle Bereiche von dieser 
Entwicklung in gleichem Maße. Bei „einfachen" 
Dienstleistungen wirkt sich der hohe Lohnkostenan- 
teil nachfragehemmend aus; mit der Einführung eines 
Steuerfreibetrages für sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungsverhältnisse in privaten Haushalten 
'wurde ein Signal gesetzt, auch in diesem Bereich die 
Arbeitsteilung stärker zu nutzen. Mit steigendem Ein- 
kommen, höheren Lebenserwartungen und einer stär- 
keren Indi'vidualisierung der gesellschafthchen Ver- 
haltensweisen 'wird sich die Konsumstruktur — wenn 
auch nur allmähhch — weiter zu „intelligenteren" 
Konsumgütem, d. h. Gütern mit einem größeren 
Dienstleistungsinput, und zu anspruchsvollen Dienst- 
leistungen hin verschieben. 

Die statistischen Primärquellen über die Dienstlei- 
stungswirtschaft sind bisher lückenhaft, auch in ande- 
ren Ländern. Dies schränkt neben unterschiedhchen 
Abgrenzungen und Zuordnungen zu den Wirtschafts- 
bereichen die Aussagefähigkeit aller internationalen 
Vergleiche von Dienstleistungsanteilen erhebhch ein. 
Das Tempo des Strukturwandels, gemessen als An- 
teilsverschiebung zwischen Warenproduktion und 
Dienstleistungen, verläuft in der Bundesrepublik 
Deutschland nach den vorhandenen Indikatoren nicht 
langsamer als in anderen wichtigen Industrieländern. 
Es wäre auch ökonomisch nicht gerechtfertigt, aus 
einem kleineren Dienstleistungssektor in der Bundes- 
republik Deutschland im Vergleich zu anderen Indu- 
strieländern auf eine „falsche" Branchenstruktur oder 
eine „Dienstleistungslücke" zu schheßen. Die ge- 
samtwirtschaftlich „richtige" Zusammensetzung der 
Branchen in einer Volkswirtschaft folgt nicht vorgege- 
benen oder im Ausland beobachtbaren Entwicklungs- 
mustern, sondern ergibt sich im Wettbewerb auf offe- 
nen Märkten. Das Entdecken und Realisieren von 
Marktchancen und der damit verbundene Struktur- 
wandel müssen eigenverantwortlicher Initiative von 
Unternehmen und Selbständigen überlassen blei- 
ben. 
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Viele der öffentiich erbrachten Dienstleistungen las- 
sen sich auch privatwirtschaftlich erbringen. Die Bun- 
desregierung hält weitere Privatisierungen und die 
Einfügung wettbewerblicher Elemente bei bisher öf- 
fenthch erstellten Dienstleistungen deshalb für sinn- 
voll, weü davon ein flexibleres Angebot sowie eine 
effizientere Leistungserstellung zu erwarten sind. Im 
Einzelfall ist darauf zu achten, daß durch derartige 
Privatisierungen die Erfüllung notwendiger öffentli- 
cher Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. Inwieweit 
die Privatisierung von öffentiich erbrachten Dienstlei- 
stungen über Verlagerungseffekte und Leistungsstei- 
gerungen hinaus zu zusätzhchem Wachstum des pri- 
vaten Dienstleistungsbereichs führt, läßt sich nicht 
abschätzen. 


1.8 Inwieweit wird der Strukturwandel durch die erheb- 
lich zugenommenen Engpässe bei der Verkehrsin- 
frastruktur behindert? 

Wachsende Anforderungen an die Verkehrsinfra- 
struktur ergeben sich im Strukturwandel aus der zu- 
nehmenden wirtschaftlichen Arbeitsteilung, dem wei- 
teren Anwachsen des Dienstleistungssektors und der 
Integration der europäischen Wirtschaften. Die Bun- 
desrepubük Deutschland verfügt über eine ver- 
gleichsweise sehr gute Verkehrsinfrastruktur. Ihr 
Ausbau erfolgt nach dem Bundesverkehrswegeplan, 
der die Ausbauvorhaben nach einheithchen verkehrs- 
zweigeübergreifenden Kriterien entsprechend ihrer 
Dringhchkeit in Planungsstufen einordnet. Die Reaü- 
sierung der Vorhaben erfolgt dann in Abhängigkeit 
von den vorhandenen Mitteln. Der Bundesverkehrs- 
wegeplan wird in der Regel nach jeweils fünf Jahren 
fortgeschrieben. 

Wegen der starken Zunahme des Straßen- und des 
Luftverkehrs wie auch wegen der zeitweise begrenz- 
ten Haushaltsmittel sind allerdings zunehmend Eng- 
pässe in diesen Bereichen entstanden. Dies hat die 
Bundesregierung bewogen, für das Jahr 1990 und den 
Zeitraum der Finanzplanung eine Anhebung der Mit- 
tel für den Fernstraßenbau vorzuschlagen. 

Im Bundesverkehrswegeplan von 1985 hat die Bun- 
desregierung für den Schienenverkehr bis 1995 hö- 
here Investitionen und eine verbesserte Investitions- 
struktur gegenüber dem Vergleichszeitraum 1976 bis 
1985 ausgewiesen. Mit der Inbetriebnahme von Hoch- 
geschwindigkeitsstrecken wird die Bahn auch in den 
Stand gesetzt, verstärkt zur Entlastung der Straße und 
des Kurz strecken- Luftverkehrs zwischen den Bal- 
lungsgebieten beizutragen. 

Durch eine Neuordnung und verbesserte Koordinie- 
rung der Flugsicherung wird eine Lösung der Pro- 
bleme, die aus dem überfüllten Luftraum über der 
Bundesrepubhk Deutschland entstehen, angestrebt. 
Das starke Wachstum des Straßenverkehrs und die 
zunehmenden Aufwendungen für den Umweltschutz 
machen es darüber hinaus nötig, die seit Ende der 
70er Jahre stark rückläufigen Erweiterungsinvestitio- 
nen im Bereich der Bundesfernstraßen anzuheben. 

Der Ausbau der Infrastruktur wird vielfach verzögert 
durch eine steigende Sensibilität der Bevölkerung ge- 
gen die vom Verkehr ausgehenden Belastungen für 


Mensch und Umwelt. Gravierende Behinderungen 
des Strukturwandels durch Engpässe in der Verkehrs- 
infrastruktur sind bisher nicht erkennbar geworden. 


1.9 Hat sich nach Einschätzung der Bundesregierung 
die Rolle der Sachinvestitionen für den Strukturwan- 
del, insbesondere gegenüber dem wachsenden Ge- 
wicht von Humankapital und der Bedeutung von 
Forschung und Entwicklung geändert? 

Unternehmerische Investitionen bleiben nach Ansicht 
der Bundesregierung eine Schlüsselgröße für die An- 
passung der Wirtschaft an sich wandelnde Angebots-, 
Nachfrage- und Wettbewerbs Verhältnisse. Wissen- 
schaftüche Untersuchungen haben bisher keine An- 
haltspunkte gegeben, die zu einer Neubewertung der 
zentralen Rolle der Investitionen im Prozeß der wirt- 
schaftüchen Entwicklung führen könnten. Der Inve- 
stitionsbedarf der Wirtschaft ist infolge des wachsen- 
den Anteils der Dienstleistungen nicht geringer ge- 
worden; verläßliche Anzeichen dafür, daß der techni- 
sche Fortschritt für die Wirtschaft insgesamt kapital- 
sparend gewirkt hat, gibt es bisher nicht. Nach wie vor 
steigt, wenn auch mit abnehmender Rate, die Kapital- 
ausstattung je Beschäftigten. Mit rd. 260 Mrd. DM 
haben 1988 die Unternehmen 12,2 % des BSP für Aus- 
rüstungs- und Bauinvestitionen verwendet und damit 
namentiich bei ihren Ausrüstungen das Investitionsni- 
veau der 60er Jahre gehalten. Die mit hohen realen 
Wachstumsraten der Unternehmensinvestitionen in 
den letzten Jahren (1988: +7,2%) einhergehende 
günstige Beschäftigungsentwicklung unterstreicht 
die Bedeutung des Sachkapitals auch für den Arbeits- 
markt. 

Die Aufwendungen für die berufliche Aus- und Wei- 
terbildung oder für Forschung und Entwicklung sind 
unerläßlich zum Erhalt der Leistungsfähigkeit von 
Unternehmen und Volkswirtschaft und damit ebenso 
wie die „harten“ Investitionen in das gesamtwirt- 
schaftiiche Sachkapitalvermögen im wesentiichen zu- 
kunftsorientiert. Sachkapital und Wissen stehen dabei 
offensichtüch nicht in einem substitutiven, sondern in 
einem komplementären Verhältnis. Eine exakte stati- 
stische Erfassung der „weichen“ Investitionen ist der- 
zeit noch nicht möglich. Insbesondere ist es schwierig, 
ein genaues Bild über den Umfang der betriebhchen 
Quahfizierungsanstrengungen zu gewinnen (vgl. die 
Antwort auf Frage 6.6). Die zunehmenden Aufwen- 
dungen der Unternehmen für Forschung und Ent- 
wicklung zeigen, daß die deutsche Wirtschaft der ge- 
wachsenen Bedeutung des Produktionsfaktors „Wis- 
sen“ zumindest in diesem Bereich gerecht wird. 


2. Förderung des Strukturwandels durch eine markt- 
wirtsch aftliche Strukturpoli tik 

2.1 Die Bundesregierung hat im Jahres wirtschaftsbe- 
richt 1988 die Absicht bekräftigt, ihre marktwirt- 
schaftiiche Strukturpohtik fortzusetzen. 

Wie müßte nach Ansicht der Bundesregierung eine 
angemessene Verteilung von Aufgaben und Verant- 
wortlichkeiten zwischen Staat und Wirtschaft in 
der Strukturpohtik aussehen? Welche Bedeutung 
kommt der Strukturpolitik der Europäischen Ge- 
meinschaft zu? 
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Im Rahmen der marktwirtschaftiichen Ordnung ist es 
Aufgabe der an den Märkten tätigen Unternehmer, 
eigenverantwortlich die Entscheidung über den Ein- 
satz und die Kombination der Produktionsfaktoren im 
Hinblick auf aktuelle und künftige Marktentwicklun- 
gen zu treffen. Nur sie besitzen aufgrund ihrer Markt- 
nähe und Kenntnisse des eigenen Unternehmens die 
notwendigen Informationen, um angemessen Chan- 
cen und Risiken ihrer Dispositionen abwägen zu kön- 
nen. Nur in den Unternehmen liegen Entscheidungs- 
kompetenzen und Betroffenheit so nahe beieinander, 
daß ein Höchstmaß an Verantwortiichkeit gewährlei- 
stet ist. Unternehmen sind daher am ehesten in der 
Lage, rasch und flexibel auf neue Anforderungen und 
Marktentwicklungen zu reagieren und so auch volks- 
wirtschafthch eine bestmögliche Ressourcenverwen- 
dung sicherzustellen. In dem bei Unsicherheit unver- 
meidbaren Prozeß von Versuch und Irrtum kann es 
natürhch nicht nur Erfolgreiche geben. Der wettbe- 
werbliche Ausleseprozeß hat sich aber als das in der 
Regel effizienteste und am wenigsten verlustreiche 
Verfahren zur Allokation der Ressourcen erwiesen. 

Die Strukturpolitik der Bundesregierung will deshalb 
die Unternehmer nicht aus ihrer Verantwortung, 
Strukturveränderungen rechtzeitig zu erkennen und 
sich durch rasche Produkt- und Verfahrensinnovatio- 
nen oder organisatorisch auf sie einzustellen, entlas- 
sen. Es kann nicht Aufgabe des Staates sein, die 
Struktur der Wirtschaft in von ihm gewünschte Bah- 
nen zu lenken. Aufgabe des Staates ist es vielmehr, 
die für eine moderne Volkswirtschaft unerläßlichen 
infrastrukturellen Voraussetzungen zu schaffen, 
durch günstige und verläßhche Rahmenbedingungen 
und den Abbau von Anpassungs-, Innovations- und 
Leistungshemmnissen ein investitionsfreundliches 
Klima zu erzeugen, die Entfaltung unternehmerischer 
Aktivitäten zu fördern und den Strukturwandel zu 
erleichtern. 

Dem Gebot staatiicher Zurückhaltung bei der Len- 
kung des Strukturwandels steht in der Sozialen 
Marktwirtschaft weder die öffentiiche Verantwortung 
dort, wo Aufgaben nicht im dynamischen Wettbewerb 
am Markt gelöst werden können, entgegen noch die 
solidarische Mitverantwortung des Staates für die 
Vermeidung von bruchartigen Entwicklungen und 
die damit verbundenen Konsequenzen für die betrof- 
fenen Menschen und Regionen. Eine klare Aufteilung 
der Verantwortiichkeiten zwischen Staat und Wirt- 
schaft ist in diesen Fällen nur selten ganz eindeutig zu 
treffen und somit auch Gegenstand pohtischer Ent- 
scheidung. Es hat sich aber immer wieder gezeigt, daß 
sich dort, wo im Zweifel gegen den Wettbewerb ent- 
schieden wurde, im Laufe der Zeit erhebhche Struk- 
turprobleme auf stauen. Hinzu kommt, daß durch zu- 
nehmende Interventions- und Regelungsdichte und 
erhöhte Abgabenbelastung auch der wettbewerblich 
organisierte Teil der Wirtschaft nach und nach immer 
mehr in der Entfaltung seiner Leistungsfähigkeit be- 
hindert wird. Die Politik der Bundesregierung ist des- 
halb grundsätzhch auf weniger Staat und mehr Wett- 
bewerb und Markt gerichtet, ohne die Verantwortung 
für die Erfüllung wichtiger öffentlicher Aufgaben, wie 
z. B. den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, in 
Frage zu stellen. Notwendige staatliche Eingriffe soll- 
ten zudem möglichst marktkonform, d. h. so gestaltet 


werden, daß sie die Eigenverantwortung in der Wirt- 
schaft möglichst wenig beeinträchtigen. 

Die Bundesregierung hat niemals Zweifel daran ge- 
lassen, daß für sie nur ein nach außen offener und — in 
Übereinstimmung mit dem EWG-Vertrag — im Inne- 
ren wettbewerblich organisierter Binnenmarkt das 
Ziel der laufenden neuen europäischen Integrations- 
phase sein kann. Sie setzt sich deshalb dafür ein, daß 
der Grundsatz der primären Verantwortiing der Un- 
ternehmen für die strukturelle Entwicklung auch die 
die nationale Politik ergänzende Strukturpohtik der 
Europäischen Gemeinschaft leitet und diese — neben 
der Förderung des Zusammenwachsens der europäi- 
schen Wirtschaft z. B. im Rahmen der gemeinschaftli- 
chen Forschungspolitik — primär auf die Stärkung des 
innergemeinschaftlichen Wettbewerbs gerichtet 
bleibt. Einer adäquaten Beihilfenkontrolle durch die 
EG-Kommission kommt in diesem Zusammenhang 
nach Auffassung der Bundesregierung große Bedeu- 
tung zu. 

Die Gemeinschaft verfolgt darüber hinaus eine Politik 
zur Stärkimg ihres wirtschaftlichen imd sozialen Zu- 
sammenhalts mit dem Ziel der harmonischen Ent- 
wicklung der Gemeinschaft als Ganzes. Diese Auf- 
gabe erfordert es, den Abstand zwischen den ver- 
schiedenen Regionen und den Rückstand der am we- 
nigsten begünstigten Gebiete der Gemeinschaft zu 
verringern. Die Bundesregierung hat 1988 die Reform 
der gemeinschaftlichen Strukturfonds, deren finan- 
zielle Ausstattung bis 1993 real verdoppelt und deren 
Mittel auf die am stärksten benachteihgten Gebiete 
der Gemeinschaft konzentriert werden sollen, nicht 
zuletzt deshalb mitgetragen, danüt die extreme Struk- 
turschwäche dieser Gebiete überwunden wird und sie 
im gemeinschaftlichen Wettbewerb künftig besser 
bestehen können. Die Bundesregierung erwartet, daß 
die Kommission ihrer Verantwortung für einen mög- 
lichst effektiven, an den Wachstumsnotwendigkeiten 
orientierten Einsatz der Finanzmittel nachkommt. Da- 
bei muß möglichst weitgehend auf marktkonforme 
Maßnahmen gesetzt und das Entstehen inflationärer 
Prozesse vermieden werden. 

Den Mitghedstaaten muß angesichts der Strukturun- 
terschiede Raum für eigene strukturpolitische Maß- 
nahmen bleiben. Die Bundesregierung versteht die 
Maßnahmen im Rahmen der Strukturfonds additiv 
und subsidiär zu und nicht als Ersatz für die eigenen 
nationalen Anstrengungen zur Angleichung der Le- 
bensverhältnisse in den Mitghedstaaten der Gemein- 
schaft. 


2.2 In welchem Verhältnis stehen nach Ansicht der Bun- 
desregierung eine gesamtwirtschaftiich orientierte 
Wachstumspolitik und die Politik zur Förderung der 
strukturellen Anpassung zueinander? 

Nach Ansicht der Bundesregierung ergeben sich aus 
dem engen Zusammenspiel von wachstumsfördern- 
den gesamtwirtschaftiichen Rahmenbedingungen, 
hoher beruflicher Quahfizierung, Flexibihtät und Mo- 
bihtät bei Unternehmern und Arbeitnehmern, einer 
leistungsfähigen Infrastruktur und dem verstärkten 
Abbau von Anpassungshemmnissen im Strukturwan- 
del die größten Chancen für mehr gesamtwirtschafth- 
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che Dynamik. Rasche Anpassung an den Struktur- 
wandel und intensiver Wettbewerb sind die wesentli- 
chen Grundlagen für einen anhaltenden, spannungs- 
freien und damit stabilen Wachstumsprozeß. Sind 
diese Voraussetzungen gegeben, ist auch die Gefahr 
kleiner, daß geld- oder fiskalpohtische Maßnahmen, 
wie sie im Falle von Nachfragestörungen notwendig 
sein können, zu wirtschaftlichen Fehlentwicklungen 
und ineffizienten Marktstrukturen führen. 

Ein für das Wachstum günstiges geld-, fiskal- und 
tarifpohtisches Umfeld kann andererseits den Prozeß 
der strukturellen Anpassung fördern. In einer wach- 
senden Wirtschaft ist die Fähigkeit, Neues in Angriff 
zu nehmen und Altes und Unwirtschaftliches aufzu- 
geben, größer als in wirtschaftlichen Schwächepha- 
sen. Auch trägt eine im Konjunkturaufschwung dyna- 
misch anziehende Investitionstätigkeit dazu bei, den 
volkswirtschaftlichen Kapitalstock schneller zu erwei- 
tern, zu modernisieren und in seiner Struktur den 
neuen Bedingungen anzupassen, als dies in einer 
stagnierenden Wirtschaft zu erreichen ist. Die Bun- 
desregierung hält es deshalb für dringend erforderlich 
und betrachtet es als ein wesentliches Ziel, daß der 
Schwung des anhaltenden Wachstumsprozesses für 
die Bewältigung des Strukturwandels in den Unter- 
nehmen, Branchen und Regionen unserer Volkswirt- 
schaft genutzt wird. Nur so können im Zusammen- 
spiel von Wachstum und Strukturwandel der Lebens- 
standard und das soziale Netz auf recht er halten, die 
notwendigen Aufgaben in der Umweltpolitik erfüllt 
sowie wegfallende Arbeitsplätze ersetzt und neue 
hinzugewonnen werden. 


2.3 Welche Konsequenzen hält die Bundesregierung an- 
gesichts des Strukturwandels bei den Verkehrsträ- 
gern für angemessen? 

Der Strukturwandel in Industrie und Handel bringt 
Veränderungen der Nachfrage nach Transport- und 
Zusatzleistungen mit sich, denen alle Verkehrsträger 
unterworfen sind. Der tendenzielle Rückgang des 
Transports von Massengütern ließ das Transportvolu- 
men von Bahn und Binnenschiff in den letzten 20 Jah- 
ren entgegen der Entwicklung im Straßengütertrans- 
port fast stagnieren. Der Straßentransport war den 
wachsenden Ansprüchen auf regelmäßige und pünkt- 
hche Haus-Haus-Beförderung in kleineren Partien 
besser gewachsen. Er konnte von 1968 bis 1988 seine 
Transportleistungen mehr als verdreifachen (von 38 
auf 106 Mrd, tkm), während die Verkehrsleistung von 
Eisenbahnen (von 59 auf 60 Mrd. tkm) und Binnen- 
schiffahrt (von 48 auf 53 Mrd. tkm) nur geringfügig 
zunahm. 

Die Liberalisierung der Rahmenbedingungen für den 
grenzüberschreitenden Verkehr im gemeinsamen 
Binnenmarkt — freie Preisbildung und Marktzugang 
ohne mengenmäßige Beschränkung allein nach qua- 
litativen Kriterien — stellt für das Straßengüterver- 
kehrsgewerbe eine besondere Herausforderung im 
Hinblick auf den verstärkten Wettbewerb dar. Der 
zunehmende Anteil des grenzüberschreitenden Ver- 
kehrs wird sich zwangsläufig in einer schrittweisen 
Anpassung der nationalen Verkehrsmarktordnung — 
Lockerung der Tarifbindung und Kontingentierung — 


auswirken. Veränderte Marktbedingungen und geän- 
derter Ordnungsrahmen werden zu entsprechenden 
Strukturanpassungen des Güterkraftverkehrs füh- 
ren. 

Die Verkehrszunahme auf dem bestehenden Straßen- 
netz, die Akzeptanzprobleme beim Ausbau dieses 
Netzes und insbesondere die wachsende Bedeutung 
des Umweltschutzes sprechen für eine stärkere Nut- 
zung des umweltfreundlichen Schienensystems. Der 
Schienenverkehr kann vor allem im gebündelten Ver- 
kehr auf den Magistralen nach Zeit und Kosten eine 
Alternative bieten. Deshalb werden Hauptstrecken zu 
einem Hochgeschwindigkeitsnetz in europäischer Di- 
mension ausgebaut. Für den Flächenverteilverkehr 
sollten engere Kooperationen zwischen Schiene und 
Straße entwickelt und der kombinierte Verkehr 
Schiene/Straße erweitert werden. Zusätzliche Anre- 
gungen zur Konsolidierung der Deutschen Bundes- 
bahn erwartet die Bundesregierung von der vor kur- 
zem bestellten „Regierungskommission Bundes- 
bahn". 


2.4 Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit einer 
besseren Koordinierung strukturpolitischer Aktivitä- 
ten? 

In der dezentralen Koordinierung einzelwirtschaftli- 
cher Entscheidungen durch Wettbewerb und freie 
Preisbildung am Markt liegt einer der grundlegenden 
Vorzüge der marktwirtschaftlichen Ordnung. Jegli- 
che Form der Koordinierung strukturpohtischer Akti- 
vitäten, die auf eine Einbettung unternehmerischer 
Entscheidungen in volksvhrtschaftliche Entwick- 
lungs- und Strukturziele hinausläuft, lehnt die Bun- 
desregierung ab, weil sie den effizienten Prozeß der 
Investitions- und Strukturlenkung über den Markt er- 
heblich beeinträchtigen müßte. Durch in übergeord- 
neten Gremien auf gesamtwirtschaftlicher oder Bran- 
chenebene abgestimmtes Verhalten läßt sich der 
Strukturwandel schon mangels besserer Einsicht in 
künftige Entwicklungen nicht bewältigen. Kollektive 
Fehlreaktionen mit der Folge erheblicher gesamtwirt- 
schafthcher Kosten sowie gravierende Beeinträchti- 
gungen des Wettbewerbs wären zu befürchten. Lang- 
wierige Abstimmungsprozesse, unklare Verantwort- 
lichkeiten und die Überlagerung von Sach- durch In- 
teressengesichtspunkte, wahrscheinlich sehr oft zu 
Lasten der kleinen und mittelständischen Unterneh- 
men, würden das Wirtschaftsgeschehen erheblich be- 
lasten. Die Problematik koordinierter Strukturlen- 
kung zeigt sich auch darin, daß regelmäßig entspre- 
chende Forderungen in zwar abstrakter Form erhoben 
werden, die eigentlich entscheidenden konkreten 
Fragen nach den Modalitäten und Lenkungsverfah- 
ren aber mit der gleichen Regelmäßigkeit unbeant- 
wortet bleiben. 

Für die Bewältigung des Strukturwandels ist es aller- 
dings von großer Bedeutung, daß für das Setzen struk- 
turpolitisch bedeutsamer Rahmenbedingungen und 
bei der Konzeption flankierender regionaler, sozialer 
oder sektoraler Maßnahmen auf den Sachverstand 
der Betroffenen zurückgegriffen wird. Im Dialog mit 
ihnen sollen — bei klarer Aufrechterhaltung der Zu- 
ständigkeiten und Verantwortung — die Diskussio- 
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nen über notwendige strukturelle Veränderungen 
versachhcht und ein möghchst hohes Maß an Konsens 
erreicht werden. Die Bundesregierung ist deshalb bei 
strukturpohtisch wichtigen Vorhaben und Entschei- 
dungen immer um eine rechtzeitige und intensive 
Mitwirkung der Verantworthchen in Politik, Wirt- 
schaft und Gewerkschaften bemüht. Die Kohlerun- 
den, die Ruhrgebietskonferenz und das Saarland- 
gespräch 1988 oder die nationalen Europakonferen- 
zen sind hierfür prägnante Beispiele. 

Die Verteilung der Zuständigkeiten auf kommunaler, 
Länder-, Bundes- imd EG-Ebene erfordern einen 
ständigen Informations- und Meinungsaustausch so- 
wie Abstimmungen insbesondere auch in strukturpo- 
htischen Fragen. Solche Koordinierungsprozesse fin- 
den in den verschiedendsten Formen und Gremien 
fast täghch statt. Die Vielzahl strukturpohtischer Kom- 
petenzen ist nicht zuletzt Ausdruck und Konsequenz 
der föderalen Ordnung der Bundesrepubhk Deutsch- 
land. Damit notwendigerweise verbundene Abstim- 
mungsprobleme können nach Ansicht der Bundesre- 
gierung durch neue Koordinierungsgremien, -institu- 
tionen oder -verfahren kaum gelöst werden. Dabei ist 
auch zu berücksichtigen, daß eine umfassende und 
zentrale Koordinierung struktureller Aktivitäten einer 
sachgerechten pohtischen Verantwortungsverteilung 
nach dem Subsidiaritätsprinzip zuwiderliefe. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß unabhän- 
gig von den jeweihgen Formen und ungeachtet mög- 
hcher Interessengegensätze in Einzelfragen die ge- 
genseitige Abstimmung durch ein hohes Maß an 
Übereinstimmung in grundsätzhchen strukturpohti- 
schen Fragen erleichtert werden kann. So war die 
Bundesregierung im Rahmen der Reform des Struk- 
turfonds der EG um eine möglichst gemeinsame Aus- 
richtung der gemeinschaftiichen Strukturpohtik auf 
marktwlrtschafthche Grundsätze bemüht und wird es 
auch weiterhin bleiben. 


2.5 Wie beurteilt die Bundesregierung die öffentliche 
Förderung von Wachstumsbereichen? 

Wie definiert sie diese und wie grenzt sie diese von 
stagnierenden Bereichen ab? 

Die Bundesregierung hat in ihren Antworten auf die 
vorangegangenen Fragen 2.1 und 2.4 deutiich ge- 
macht, daß die Entwicklung innovativer Produkte und 
Produktionsverfahren und die Erschheßung neuer 
Märkte originäre Aufgaben der Unternehmen sind. 
Öffentiiche Unterstützung, etwa im Rahmen der For- 
schungsförderung, orientiert sich deshalb am Subsi- 
diaritätsprinzip. 

Die gezielte Förderung „zukunftsträchtiger" Bran- 
chen stellt einen Eingriff in den Wettbewerb dar. Sie 
kann auch einen internationalen Subventionswettlauf 
und weltweite Überkapazitäten, die zu protektionisti- 
schen Forderungen führen können, hervorrufen. 

Da der Strukturwandel nicht in genau vorhersehbaren 
Bahnen verläuft und das Wissen um die Zukunft prin- 
zipiell begrenzt ist, ist eine zuverlässige zukunfts- 
orientierte Abgrenzung expandierender von stagnie- 
renden Bereichen nicht möghch. In fast jeder Branche 
konkurrieren florierende Unternehmen mit weniger 


leistungsstarken Wettbewerbern. Die Ergebnisse der 
Strukturberichterstattung der Wirtschaftsforschungs- 
institute zeigen auch, daß Strukturwandel sich zum 
großen Teil zwischen Unternehmen der gleichen 
Branche und nicht zuletzt in den Unternehmen selbst 
abspielt (vgl. „Stellungnahme", Drucksache 11/3017). 
Der statistisch nur schwer meßbare intrasektorale 
Strukturwandel scheint zuzunehmen? darauf deutet 
vor allem der wachsende Anteil des intraindustriellen 
Außenhandels hin. Auch nimmt die Homogenität der 
Unternehmen in den einzelnen Branchen offensicht- 
hch eher ab als zu; die Zahl der Unternehmen, die 
heute branchenübergreifend produzieren, hat deut- 
hch zugenommen. 

Neue Technologien und ihre Weiterentwicklung ge- 
winnen als Voraussetzung für wirtschaftiiches Wachs- 
tum und Wettbewerbsfähigkeit immer mehr an Be- 
deutung. Die Förderung von Forschung und Entwick- 
lung in der Wirtschaft ist auf Technologien, nicht auf 
Branchen ausgerichtet. Sie zielt neben der Unterstüt- 
zung der Grundlagenforschung auch auf die rechtzei- 
tige Verzahnung mit der anwendungsorientierten 
Forschung und Entwicklung ab. Sie ist dabei auf 
volkswirtschaftiich besonders wichtige branchen- 
übergreifende Schlüsseltechnologien (bekanntestes 
Beispiel ist die Informationstechnik) sowie auf beson- 
ders risikoreiche, aufwendige, die Privatwirtschaft 
Überfordemde längerfristige Forschung und Entwick- 
lung (z. B. in der Luft- und Raumfahrt) konzentriert. 
Dabei wurde der Förderansatz in den letzten Jahren 
verändert: Die verstärkte Förderung von Verbundvor- 
haben, bei denen mehrere Unternehmen und For- 
schungsinstitute Zusammenarbeiten, führt zu einem 
frühzeitigen Technologietransfer, größerer Breiten- 
wirkung bis hin zu den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen und beeinträchtigt damit den Marktwettbe- 
werb in geringerem Maße als die direkte Förderung in 
einzelnen Unternehmen. 

Bei der Förderung kann auch die spezielle Situation 
auf dem Weltmarkt eine Rolle spielen. So ist für die 
Luft- und Raumfahrtindustrie zu beachten, daß der 
Wettbewerb auf dem Weltmarkt für zivile Großflug- 
zeuge durch die dominierende Stellung von US-An- 
bietern und eine hohe indirekte Förderung als Folge 
des mihtärischen Flugzeugbaus in den USA stark be- 
einträchtigt war. Auch in einem derartigen Ausnah- 
mefall kann es aber nicht um eine Dauerförderung 
gehen, sondern es ist z. B. durch eine von vornherein 
befristete Fördenmg darauf hinzuwirken, daß die im- 
ternehmerische Verantwortung erhalten, der Wettbe- 
werb wieder hergestellt und die Effizienz der Produk- 
tion nicht im Vertrauen auf die Fördenmg der öffent- 
hchen Hand beeinträchtigt werden. In diesem Zusam- 
menhang sind die Bestrebungen zu werten, das Air- 
busprogramm durch neue unternehmerische Führer- 
schaft schrittweise in die volle industrielle Verantwor- 
tung zu stellen. 


2.6 Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die Wettbewerbsfähigkeit mittelständischer Unter- 
nehmen im künftigen Biimenmarkt zu fördern? 

Für die Wettbewerbsfähigkeit der mittelständischen 
Wirtschaft sind wachstumsfördernde gesamtwirt- 
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schaftliche Rahmenbedingungen besonders wichtig. 
Große Bedeutung kommt dabei der leistungsgerech- 
ten Ausgestaltimg des Steuersystems zu. Die für die 
nächste Legislaturperiode in Aussicht genommenen 
Entlastungen bei der Unternehmens isteuerung wer- 
den zusätzlich zu den bisherigen steuerhchen Entla- 
stungen, die in starkem Maße auch den nüttelständi- 
schen Personenuntemehmen zugute kamen, die 
Wettbewerbskraft der kleinen und nüttleren Unter- 
nehmen im europäischen Binnenmarkt erhöhen. Posi- 
tive Auswirkungen sind auch von den eingeleiteten 
Maßnahmen zur Begrenzung der Lohnzusatzkosten 
zu erwarten. Die Vollendung des Europäischen Bin- 
nenmarktes wird vielen mittelständischen Unterneh- 
men neue Betätigungsfelder eröffnen; denn mit dem 
Wegfall der Binnengrenzen in Europa werden für 
diese Unternehmen erhebhche Handelsbarrieren ent- 
fallen, die für die ohnehin grenzüberschreitend ope- 
rierenden Großunternehmen auch jetzt schon eine ge- 
ringere Rolle spielen. Andererseits werden sich klei- 
nere xmd mittlere Unternehmen sowie die freien Be- 
rufe einem verstärkten Wettbewerb durch Konkurren- 
ten aus anderen europäischen Ländern ausgesetzt se- 
hen. 

Für die Bewältigung des erforderhchen Anpassungs- 
prozesses benötigen die Unternehmen sowie die 
freien Berufe umfassende und leicht zugängliche In- 
formationen. Die EG-Kommission erleichtert der mit- 
telständischen Wirtschaft eine gezielte Informations- 
beschaffung, indem sie in allen EG-Ländem Informa- 
tionszentren — die sog. EURO-Schalter — eröffnet. 
Diese bieten der Wirtschaft Informationen über die 
Pohtik der Gemeinschaft, über Ausschreibungen, 
Richthnien xmd Programme. Der Bundesminister für 
Wirtschaft hat ein „EURO-Telefon 1992" eingerich- 
tet, das dem Mittelstand als Wegweiser durch das 
Dickicht der Informationsmöghchkeiten dienen soll. 
Als zusätzliche Hilfen sollen im Rahmen des sog. 
EURO-Fitness-Programms angeboten werden: Schu- 
lungs- und Informationsmöglichkeiten; Unterstüt- 
zung für die Entwicklung europäischer Normen und 
schnelle Anpassung an die neuen Standards durch 
verstärkte Informationen für die mittelständische 
Wirtschaft; Verbesserung der Beteüigung der mittel- 
ständischen Wirtschaft an Auslandsmessen; stärker 
mittelstandspolitisch orientierter Informationsservice 
der Außenhandelskammern und der Bundesstelle für 
Außenhandelsinformationen. 

Damit werden die Voraussetzungen für den selbstän- 
digen Mittelstand verbessert, die Expansionsspiel- 
räume des Binnenmarktes durch rechtzeitige Anpas- 
sungen und Umstellungen offensiv zu nutzen. Die 
Förderung der unternehmensintemen Technikent- 
wicklung und eines beschleunigten Technologie- und 
Innovationstransfers sowie die Stärkung der industri- 
ellen Gemeinschaftsforschung sollen der mittelständi- 
schen Wirtschaft eine bessere Teilhabe am techni- 
schen Fortschritt sichern. Mit BUck auf den Binnen- 
markt geht es vor allem auch um die Verstärkung der 
grenzüberschreitenden Unternehmenskooperation, 
die Beteüigung an EG-Forschungsprogrammen sowie 
um die Unterstützung von Überlegungen der EG- 
Kommission, den Gedanken der Gemeinschaftsfor- 
schung in der EG-Forschungspolitik zu verankern. 
Auch EUREKA mit seinem offenen Rahmen für Initia- 


tiven aus Wirtschaft und Wissenschaft bietet kleinen 
und mittleren Unternehmen Chancen, an der For- 
schungskooperation in Exiropa teilzuhaben. Die be- 
stehenden Finanzierungsinstrumente der Mittel- 
standsfördenmg sollen ebenso der Vorbereitung der 
nüttelständischen Wirtschaft auf den Binnenmarkt 
dienen wie die Maßnahmen zxor Verbesserung der 
Innovationsfähigkeit kleiner und nüttlerer Unterneh- 
men im Rahmen der nationalen Forschxings- und 
Technologiepohtik der Bundesregierung. Außerdem 
wird geprüft, inwieweit das bestehende Förderinstru- 
mentarium insbesondere im Hinbhck auf die Anforde- 
rungen des EG -Binnenmarktes weiter verbessert und 
auch konzentriert werden kann. Die Bundesregierung 
hat im Entwurf des Haushaltsplans 1990 mit 456 Mio. 
DM dafür einen angemessenen Finanzierungsrahmen 
vorgesehen. 

2.7 Welche Beiträge zur Bewältigung des Strukturwan- 
dels liefern nach Meinimg der Bundesregierung die 
verschiedenen von ihr geförderten Maßnahmen im 
Bereich von Forschung imd Entwicklung? 

2.8 In welcher Weise trägt die Bundesregierung dazu 
bei, daß neue Handlungsspielräume als Folge von 
Forschung imd technologischer Entwicklung für zu- 
kunftsgestaltende Emeuerungs- imd Anpassiongs- 
prozesse genutzt werden? 

Forschung und Entwicklung (FuE) sind die wesentii- 
che Grundlage für Innovationen, die ihrerseits von 
zentraler Bedeutung für die Bewältigung des Struk- 
turwandels und damit für die vsürtschaftiiche und ge- 
sellschaftiiche Entwicklung einer Nation und für ihre 
Position in der Weltwirtschaft sind. 

Wichtige staatliche Aufgaben sind die Sicherung ei- 
ner breiten und gleichzeitig quahtativ hochwertigen 
Grundlagenforschung und der weitere Ausbau der 
Vorsorgeforschung (u. a. Umwelt-, Gesundheits- und 
Klimaforschung) sowie die Wahrung langfristiger Op- 
tionen (z. B. in der Weltraum- und Fusionstechnolo- 
gie). Demgegenüber sind Forschung, Entwicklung 
und Innovation in der Wirtschaft eine ureigene Auf- 
gabe der Unternehmen. Diese können selbst am be- 
sten entscheiden, wo Forschungsanstrengungen loh- 
nen und in welchem Ausmaß diese dxirchgeführt und 
zu marktfähigen Produkten weiterentwickelt werden 
sollen. Folglich orientiert sich die Bundesregierung 
bei ihrer Förderung von Forschung und Entwicklung 
in der Wirtschaft am Grundsatz der Subsidiarität, d. h. 
sie versteht diese im wesentlichen als Hüfe zur Selbst- 
hilfe von Unternehmen. Staatiiche Forschungsförde- 
rung der Wirtschaft soll dort einsetzen, wo Forschung 
und Entwicklung aus übergeordneten gesellschaftii- 
chen oder gesamtwirtschaftiichen Gründen der Un- 
terstützung bedürfen (vgl. auch die Antwort auf Frage 
2.4). 

Die Bundesregierung hat durch die Neuausrichtung 
der Forschungs- und Technologiepolitik ein For- 
schungskhma geschaffen, das die Gewinnung neuer 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und ihre Umsetzung 
in neue Produkte und Verfahren begünstigt und damit 
den Strukturwandel fördert. Die FuE-Fördermaßnah- 
men der Bundesregierung haben zu einer beachtli- 
chen Zunahme der Forschungsdynamik in der Wirt- 
schaft beigetragen: Für 1988 wird der Finanzierungs- 
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anteil der Wirtschaft an den deutschen Forschungs- 
geldern auf 39 Mrd. DM geschätzt; dies sind 63 % al- 
ler Forschungsausgaben (1982; 56%). Gegenüber 
1982 bedeutet dies eine Steigerung um 65%. Unter- 
nehmen aller Größenklassen tragen zur Forschungs- 
dynamik der Wirtschaft bei. Heute forschen und ent- 
wickeln “ auch angeregt durch mittelstandsbezo- 
gene FuE-Programme der Bundesregierung — min- 
destens 25 000 kleine und mittlere Unternehmen. Sie 
setzen zunehmend neue Technologien wie z. B. die 
Mikroelektronik ein. Die Schwerpunkte der Förde- 
rung des Bundes und die davon ausgehenden Wir- 
kungen wurden im Bundesbericht Forschung 1988 
(Drucksache 11/2049 vom 23. März 1988) detaiUiert 
beschrieben. Die Bundesregierung verweist insbeson- 
dere auf Teil III dieses Berichtes sowie auf das neue 
forschungs- und technologiepohtische Gesamtkon- 
zept der Bundesregierung für kleine und mittlere Un- 
ternehmen. 

Das Forschungs- und Entwicklungspotential Europas 
besser zu nutzen, ist das Ziel der FuE-Förderung durch 
die EG. In ihren Programmen wird auf grenzüber- 
schreitende Zusammenarbeit als eine wesentliche 
Grundlage des Zusammenwachsens und der Wettbe- 
werbsfähigkeit der europäischen Wirtschaft besonde- 
rer Wert gelegt. Dabei wird einer besseren Beteili- 
gung mittelständischer Unternehmen zunehmende 
Bedeutung beigemessen. Diese Programme sind dar- 
auf gerichtet, unproduktive Parallelforschung in den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft zu verringern, 
ohne den notwendigen Wettbewerb der Forscher ein- 
zuschränken, frühzeitig auf die Erarbeitung gemein- 
samer Normen hinzuwirken und Großprojekte zu för- 
dern, die die Möglichkeiten der einzelnen Mitglied- 
staaten überschreiten. Eine flexible Ergänzung zu den 
EG-Programmen bietet die forschungspolitische In- 
itiative EUREKA. Sie ist kein vorab inhaltiich festge- 
legtes Programm, sondern eine die Bedürfnisse der 
Praxis berücksichtigende Herausforderung für Unter- 
nehmen und Forschungsinstitute, die Themen, Part- 
ner, Umfang, Regeln und Finanzierung der geplanten 
Zusammenarbeit selbst klären müssen („Bottom up"'- 
Ansatz). Die Bundesregierung wird im übrigen das ihr 
Möghche tun, um im Rahmen des gemeinsamen Bin- 
nenmarktes und weiterer Schritte zur pohtischen Eini- 
gung Europas auch eine europäische Technologiege- 
meinschaft Wirklichkeit werden zu lassen. 


2.9 Wird nach Auffassung der Bundesregierung das gel- 
tende wettbewerbsrechtliche Instrumentarium sei- 
ner Aufgabe, den Wettbewerb als Grundlage unter- 
nehmerischer Leistungsfähigkeit zu sichern, unter 
veränderten Bedingungen (z. B. Intemationahsie- 
rungstendenzen der Wirtschaft) gerecht? 

Wie können nach Auffassung der Bundesregierung 
die regulierten Märkte Uberahsiert werden? 

Nach Auffassung der Bundesregierung haben sich die 
Grundsätze des deutschen Wettbewerbsrechts bei der 
Sicherung des dynamischen Wettbewerbs bewährt. 
Sie zielen darauf, neuen Unternehmen Chancen des 
Marktzutritts zu eröffnen, wettbewerbsschädhche 
Machtballungen konsequent zu bekämpfen und den 
Mißbrauch wirtschafthcher Macht zu verhindern. Die 
deutsche Fusionskontrolle trägt bereits heute dem in- 


ternationalen Wettbewerb Rechnung, indem sie die 
Im- und Exportströme sowie den potentiellen Wettbe- 
werb aus dem Ausland berücksichtigt. Dies gilt insbe- 
sondere auch für den grenzüberschreitenden aktuel- 
len und potentiellen Wettbewerb in der EG, der mit 
Vollendung des Binnenmarktes noch zunehmen wird. 
Eine das internationale Umfeld berücksichtigende 
Anwendung des Kartellrechts, insbesondere bei offe- 
nen Märkten mit starkem Innovationswettbewerb 
(wie z. B. in der Leistungshalbleiterproduktion), gibt 
auch der deutschen Industrie hinreichenden Spiel- 
raum für die Strukturanpassung. 

Von der Vollendung des europäischen Binnenmarktes 
erwartet die Bundesregierung neue Impulse für den 
grenzüberschreitenden Wettbewerb in Europa. Ziel 
der europäischen Wettbewerbspolitik muß die Schaf- 
fung wettbewerbsfreundlicher Bedingungen in der 
gesamten Gemeinschaft sein. In der europäischen Fu- 
sionskontrolle sieht die Bundesregierung eine Chance 
für die Stärkung der Wettbewerbsordnung in der EG, 
vorausgesetzt, die Kontrolle bleibt streng wettbe- 
werbhch orientiert und wird auf Zusammenschlüsse 
europäischer Dimension konzentriert. 

Auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts bedeutet der 
Abbau von Reguherungen vor allem die Einschrän- 
kung oder Beseitigung zu weitgehender Ausnahmen 
vom Kartell- und Empfehlung sverbot mit dem Ziel, 
den Marktmechanismus beeinträchtigende Wettbe- 
werbsbeschränkungen auf das unverzichtbare Maß 
zu reduzieren. Diesem Ziel dient auch die von der 
Bundesregierung vorgelegte 5. GWB-Novelle, mit der 
nicht mehr gerechtfertigte Ausnahmen vom Kartell- 
recht, insbesondere im Verkehr, bei Banken und Ver- 
sicherungen sowie in der Versorgungswirtschaft be- 
seitigt oder eingeschränkt werden sollen. 

2.10 Welche wesentlichen Fortschritte sind bei der Auf- 
gabe, Initiative und Flexibilität in der Wirtschaft 
durch den Abbau staatlicher Regulierungen mehr 
Raum zu geben, bisher erreicht worden? Worauf 
führt die Bundesregierung Hemmnisse der Deregu- 
herungspolitik zurück, und welche darüber hinaus- 
gehenden Ansatzpunkte für weitere konkrete De- 
regulierungsschritte sieht sie? 

Dereguherungsschritte, die bisher erreicht wurden, 
sind u. a.: 

— Das Beschäftigungsförderungsgesetz, mit dem 
insbesondere die Beschäftigungsmöghchkeiten 
durch Verringerung von Einstellungshürden sowie 
die Bedingungen für flexiblere Beschäftigungsver- 
hältnisse verbessert wurden. 

— Das Baugesetzbuch, durch das das Recht des 
Städtebaus, wo immer dies möghch und vertretbar 
war, vereinfacht wurde. Dabei wurden u. a. bei der 
Aufstellung und Änderung der Bauleitpläne Er- 
leichterungen erzielt; für Industrie- und Gewerbe- 
betriebe wurden die Voraussetzungen verbessert, 
im Rahmen der geordneten städtebauhchen Ent- 
wicklimg an ihrem Standort zu investieren. 

— Die Reform des Post- und Femmeldewesens, die 
am 1. Juli 1989 in Kraft getreten ist. Mit ihr wird der 
Markt für Telekommunikationsdienstleistungen — 
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mit Ausnahme der Sprachvermittlung für andere 
(Telefondienstmonopol) — und für Endgeräte voll- 
ständig für den Wettbewerb geöffnet und den stei- 
genden Anforderungen an eine moderne, lei- 
stungsfähige und kostengünstige Telekommuni- 
kationsinfrastruktur Rechnung getragen. Die 
Deutsche Bundespost behält das Monopol an den 
terrestrischen Übertragungswegen; für SatelÜten- 
übertragung und Mobilfunk werden dagegen pri- 
vate Betreiber zugelassen. Die Deutsche Bundes- 
post wird in drei einzelne Unternehmen geghedert 
- POSTDIENST, POSTBANK und TELEKOM. 
Der Bundesminister für Post und Telekommunika- 
tion behält die politische Aufsicht. Auf diese Weise 
wird eine klare Abgrenzung hoheitlicher und un- 
ternehmerischer Aufgaben gewährleistet. 

— Das Gesetz über die Einführung eines Dienstlei- 
stungsabends, durch das ab 1. Oktober 1989 die 
Möglichkeit geschaffen und empfohlen wird, die 
Geschäfte am Donnerstag bis 20.30 Uhr offen zu 
halten; gleichzeitig soll der „lange Samstag" im 
Sommer um zwei Stunden gekürzt werden. 

— Die Börsengesetznovelle, mit der u. a. durch Schaf- 
fung der Voraussetzungen für einen leistungsstar- 
ken und wettbewerbsfähigen Finanzterminmarkt 
die Attraktivität des Finanzplatzes Bundesrepublik 
Deutschland erhöht wird. Neben weiteren bereits 
getroffenen Maßnahmen zur Deregulierung der 
Finanzmärkte sollen künftig auch die Anlagemög- 
lichkeiten für institutioneile Anleger erweitert und 
die Genehmigungserfordernisse für die Emissio- 
nen von Inhaber- und Orderschuldverschreibun- 
gen abgeschafft werden. 

— Die Novelle des Versicherungsaufsichtsgesetzes, 
deren Entwurf vom Bundesminister der Finanzen 
vorgelegt wurde. Mit dieser Anpassung des Auf- 
sichtsrechts an die zweite Schadensversicherungs- 
richtlinie der EG wird bei der Versicherung ge- 
werblicher Großrisiken der Wettbewerb durch er- 
leichterte Zulassungsbestimmungen für Versiche- 
rer in den Mitgliedstaaten der EG verstärkt, 

— Die erweiterten Möglichkeiten für Sonderabma- 
chungen nach § 22 a Güterkraftverkehrsgesetz im 
Hinterlandverkehr der deutschen Seehäfen. 

— Die Öffnung der technischen Überwachung zu- 
gunsten freiberuflicher Sachverständiger und ihrer 
Organisationen bei Personenaufzügen in Wohn- 
häusern, bei der freiwilligen Kfz-Überwachung so- 
wie bei Getränkeschankanlagen. 

— Die Statistikbereinigungsverordnung und das 
2. Statistikbereinigungsgesetz, die durch Abschaf- 
fung und Reduzierung von Berichtspflichten für 
die amtliche Statistik vor allem die Unternehmen 
entlasten. 

Fortschritte bei der Herstellung von mehr Wettbe- 
werb, Flexibilität und Dynamik durch konkrete De- 
regulierungsschritte sind schwer erreichbar. Wider- 
stände gegen Deregulierungsmaßnahmen kommen in 
erster Linie aus den Reihen von Verbänden, deren 
Mitglieder von den Maßnahmen direkt betroffen sind 
und die durch intensiveren Wettbewerb Besitzstände 
für gefährdet halten. Hinzu kommt, daß die Verbände 


über den gegenwärtigen Zustand und seine Beurtei- 
lung Konsens erzielt haben, der durch Deregulie- 
rung smaßnahmen gestört würde. Die Vorteile aus der 
Deregulierung kommen demgegenüber meist der ge- 
samten Wirtschaft, namentlich den Verbrauchern, zu- 
gute, deren Interessen sich naturgemäß schwerer arti- 
kulieren lassen. Auch sind die Vorteile der Deregulie- 
rung für jeden einzelnen nur wenig spürbar und aus 
der Sicht des heutigen Marktteilnehmers oft ungewiß; 
denn mit Deregulierung setzt ein Prozeß des Suchens 
und Entdeckens ein, dessen endgültiges Ergebnis sich 
nicht exakt Vorhersagen läßt. 

Um die Beurteilung von Deregulierungsmöglichkei- 
ten stärker vdssenschaftlich und praktisch zu fundie- 
ren, hat die Bundesregierung eine unabhängige Ex- 
pertenkommission zum Abbau marktwidriger Regu- 
lierungen (Deregulierungskommission) eingesetzt. 
Diese Kommission wird einen Bericht vorlegen, auf 
dessen Grundlage die Bundesregierung weitere kon- 
krete Deregulierungsmaßnahmen prüfen wird. 

Auch im Zuge der Vollendung des europäischen Bin- 
nenmarktes wurden und werden weitere Wettbe- 
werb sfördernde Deregulierungsmaßnahmen be- 
schlossen. Z.B. wird im Verkehrsbereich durch die 
jährliche Aufstockung der Gemeinschaftsgenehmi- 
gungen und die Anfang 1989 erfolgte Einführung von 
Referenztarifen anstelle der bisher obligatorischen 
Margentarife, der ab 1990 die völlig freie Preisbildung 
folgen soll, der Wettbewerb im grenzüberschreiten- 
den Straßengüterverkehr gestärkt. Eine wichtige Vor- 
aussetzung dazu waren die Harmonisierung der so- 
zialen (Lenk- und Ruhezeiten) und technischen (Maße 
und Gewichte) Vorschriften sowie ihrer Kontrolle wie 
auch der qualitativen (persönlichen) Marktzugangs- 
bedingungen. Für die notwendige Angleichung der 
fiskalischen Wettbewerbsbedingungen konnte bisher 
noch keine europäische Lösung gefunden werden. 


2.11 Wie hat sich die Staatsquote in der Vergangenheit 
entwickelt, und welche Maßnahmen wird die Bun- 
desregierung ergreifen, um die Staatsquote noch 
weiter zu senken? 

Durch die von der Bundesregierung 1982 eingeleitete 
erfolgreiche Politik der strikten Ausgabenbegrenzung 
ist es gelungen, die Staatsausgaben in Relation zum 
Bruttosozialprodukt von knapp 50% 1982 auf 46,6% 
1988 abzubauen; bis zum Ende dieses Jahrzehnts 
wird diese Quote voraussichtlich weiter auf rund 45 % 
absinken. Nachdem die „Staatsquote", die den Um- 
fang des staatlichen Einflusses auf Produktion, Vertei- 
lung und Verwendung des Sozialproduktes wider- 
spiegelt, im Zeitraum 1969 bis 1982 um rund 10 Pro- 
zentpunkte ausgeweitet wurde, wird damit also bis 
1990 annähernd die Hälfte der seit 1969 ausufernden 
Staatstätigkeit wieder zurückgedrängt sein. Darin 
kommt die Entschlossenheit der Bundesregierung 
zum Ausdruck, den Staat auf den Kern seiner Aufga- 
ben zurückzuführen. Nur durch einen staatlichen 
Ausgabenpfad, der auf längere Sicht deutlich unter 
dem Zuwachs des nominalen Bruttosozialprodukts 
liegt, kann Spielraum gewonnen werden für wachs- 
tumsstärkende Steuersenkungen bei niedrigen Haus- 
haltsdefiziten. (Vgl. hierzu im einzelnen auch die 
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Große Anfrage „Rückführung des staatlichen Sektors 
in der Volkswirtschaft", Drucksache 11/4477 vom 

з. Mai 1989, die die Bundesregierung in Kürze beant- 
worten wird.) 

Das seit 1983 anhaltende dynamische Wirtschafts- 
wachstum und die erhebhche Ausweitung der Be- 
schäftigung bestätigen die Richtigkeit des Wachs- 
tums- und stabilitätsorientierten mittelfristigen fi- 
nanzpohtischen Kurses der Bxmdesregierung, der dar- 
auf gerichtet ist, private Leistungsbereitschaft und 
Einsatzwillen zu fördern, die Fimktionsfähigekit des 
marktwirtschafthchen Systems zu stärken und die in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit xmserer Volks- 
wirtschaft zu verbessern. Diesen erfolgreichen Kurs 
wird die Bxmdesregienmg auch weiterhin fortsetzen, 

и. a. durch 

— Beibehaltung der strikten Ausgabendisziplin; 

— Umsetzimg der Reformen im Gesundheitswesen 
und bei den Alterssichenmgssystemen; 

— Privatisienmg und Deregulierung. 


2.12 Wieweit sind die Privatisienmgspläne der Bundes- 
regfienmg von öffentlichen Unternehmen xmd 
Dienstleistungen verwirklicht? Ist auch der staatli- 
che Einfluß auf die Untemehmenspohtik fühlbar 
eingeschränkt worden? Wie will die Bimdesregie- 
rung die Privatisierxmgspolitik fortführen, und wel- 
che Vorstellungen hat sie dabei hinsichtlich der 
Förderung der Beteiligung von Arbeitnehmern bei 
Produktivvermögen? Wie können die Länder und 
vor allem die Kommunen zu verstärkten Anstren- 
gungen bei der Privatisienmg insbesondere im 
Dienstleistungsbereich verarüaßt werden? 

Im Zuge ihrer ordmmgs- imd finanzpolitisch begrün- 
deten Pohtik zur Rückführung des Staates auf den 
Kern seiner Aufgaben hat die Bundesregierung seit 
1982 die Zahl der unmittelbaren imd mittelbaren Be- 
teüigungen des Bimdes von 808 auf 239 verringert, 
nachdem diese zwischen 1970 und 1982 von 596 auf 
808 gestiegen waren. Im einzelnen wurden von 1983 
bis 1989 folgende Schritte in der Beteiligimgs- imd 
Privatisierimgspohtik unternommen: 

— Unmittelbare Bundesbeteiligungen: 

1984 O Bundesbeteihgung an der VEBA 

AG von 43,75 % auf 29,98 % verrin- 
gert 

1985/86 O weitere Rückführung des Bundes- 
anteils an der VEBA auf 25,49% 

1986 O Teilprivatisierung der VIAG AG 

(Aktien im Nennwert von 232 Mio. 
DM oder 40%) 

O Absenkimg des Bundesanteils an 
der Volkswagen AG von 20 % auf 
16% infolge Nicht-Beteüigung an 
der Kapitalerhöhung (stimmrechts- 
lose Vorzugsaktien) von 1 200 Mio. 
DM auf 1 500 Mio. DM 

O Teilprivatisierung der Industriever- 
waltungsgesellschaft AG (Aktien 
im Nennwert von 49,5 Mio. DM 
oder 45%) 


1987 O Vollprivatisierung der VEBA AG 

O Reduzierung der Bundesbeteüi- 
gung an der TREUARBEIT AG von 
45% auf 30,5% 

1988 O Privatisierimg der Bundesbeteili- 

gung an der Volkswagen AG (Ak- 
tien im Nennwert von 240 Mio. DM 
oder 16%) 

O Vollprivatisierung der VIAG AG 

1989 O Weitere Rückfühnmg des Bimdes- 

anteils an der TREUARBEIT AG 
von 30,5 % auf 25,5 % 

— Bahnbeteiligungen: 

1988 O Teilprivatisierung der Deutschen 

Verkehrskreditbank AG (Aktien im 
Nennwert von 18,7 Mio. DM oder 
24,9%) 

1989 O Teilprivatisierxmg der Schenker & 

Co. GmbH (22,5%) 

— Mittelbarer Beteiligungsbereich: 

1983 bis O Nach der Expansion in den 70er 
1988 Jahren haben die Bundeskonzeme 

Zurückhaltung bei Neuerwerben 
geübt sowie ihre bestehenden Be- 
teiligimgen kritisch überprüft und 
gestrafft. Allein die Industriekon- 
zeme mit mehrheitlicher Bundes- 
beteüigung haben von 1983 bis Mai 
1989 in nmd 70 Fällen Beteiligun- 
gen im In- und Ausland veräußert, 
verringert oder aufgegeben. 

— Die Bundesregierimg verfolgt folgende Privatisie- 
rungsvorhaben: 

O die Verringerimg des Bxmdesanteils an der 
Deutschen Siedlungs- und Landesrentenbank 
auf 51 % im Jahre 1989 

O die Vorbereitung der Veräußerung der Bundes- 
beteiligung an der Deutschen Pfandbriefanstalt 
im Jahre 1990 

O die Absenkung des Bundesanteils an der Deut- 
schen Lufthansa AG von 65,03% auf 51,62% 
des Grundkapitals im Zuge einer Kapitalerhö- 
hung 1989 (incl. Bahn, Post und KfW von 
69,21% auf 54,93%) 

O die Veräußenmg der Deutschen Industrieanla- 
gen GmbH (Beteüigung des ERP- Sondervermö- 
gens). 

Damit sind aus dem Gesamtkonzept der Bundesregie- 
rung nur noch zwei Privatisierungsvorhaben offen. 
Die Teilprivatisierung der Prakla-Seismos AG wurde 
wegen der Situation der Ölmärkte zurückgestellt. 
Über die Form der Privatisierimg der Gesellschaft für 
Nebenbetriebe der Bundesautobahnen läuft zur Zeit 
eine Untersuchung, die der Verkehrsausschuß des 
Deutschen Bundestages erbeten hat. 

Insgesamt wurden im Zuge der bereits erfolgten Pri- 
vatisierungen im Bundeshaushalt bisher 6,622 Mrd. 
DM vereinnahmt. 

Der ordnungspohtischen Zielsetzung der Privatisie- 
rungsbemühungen entsprechend wurde der staatli- 
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che Einfluß auf die Unternehmenspolitik fühlbar ein- 
geschränkt. Die Bundesbeteiligungen an der VEBA 
AGr VIAG AG und Volkswagen AG sind vollständig 
veräußert, ein Einfluß des Bundes als staatlicher Ei- 
gentümer besteht somit nicht mehr. Bei den teilpriva- 
tisierten Unternehmen wurde der staathche Einfluß 
ebenfalls zurückgenommen. Im übrigen ist die Betei- 
ligungspohtik des Bundes privatwirtschafthch orien- 
tiert. 

Die Bundesregierung wird nach Ausführung der bis- 
herigen Privatisierungsbeschlüsse zu gegebener Zeit 
prüfen, ob und mit welchen Vorhaben die Privatisie- 
rung von Bundesbeteiligungen fortgeführt werden 
kann. Sie wird dabei die Frage des wichtigen Bundes- 
interesses, das in der Bundeshaushaltsordnung als 
Voraussetzung für Erwerb oder Aufrechterhaltung ei- 
ner Bundesbeteiligung genannt wird, kritisch prü- 
fen. 

Durch die Privatisierungsmaßnahmen waren die Vor- 
stände der betroffenen Unternehmen in der Lage, ih- 
ren Mitarbeitern Belegschaftsaktien anzubieten. Dies 
geschah bei der Privatisierung von Aktien der VEBA 
AG, VIAG AG, Industrieverwaltungsgesellschaft AG 
und Deutsche Verkehrs-Kredit-Bank AG. Diese An- 
gebote sind auf großes Interesse gestoßen. So haben 
Belegschaftsaktien erworben 

— bei der VEBA zwischen 1984 und 1986 über 60% 
der Gesamtbelegschaft; 

— im Beteiligungsbereich der VIAG im Zuge der er- 
sten Teilprivatisierung 5 476 Mitarbeiter des Bay- 
ernwerk-Konzerns, das sind 84,7%; im übrigen 
Konzernbereich waren es 5 435 Mitarbeiter 
(26%); 

— bei der Industrieverwaltungsgesellschaft AG 1986 
2 163 Mitarbeiter (rd. 50%); 

— von den 918 Mitarbeitern der Deutschen Verkehrs- 
Kredit-Bank AG 738 Mitarbeiter (80,3 %); von den 
Bahnbediensteten haben rd. 5 000 von ihrem 
Zeichnungsrecht Gebrauch gemacht; 

— die Volkswagen AG hat im Zusammenhang mit 
der Privatisierung aus Anlaß ihres Jubiläums ihren 
Mitarbeitern 1988 je eine Belegschaftsaktie ge- 
währt. 

Bei dafür geeigneten Privatisierungsvorhaben wird 
die Bundesregierung auch künftig eine möglichst 
weitgehende Beteiligung von Mitarbeitern am Pro- 
duktionsvermögen der Unternehmen unterstützen. 

Im Rahmen der Privatisierung gilt es nicht nur, Betei- 
hgungen des Staates abzubauen, sondern allgemein 
auch solche Aufgaben privaten Unternehmen zu 
überlassen, die von ihnen effizienter erbracht werden 
können. Das Schwergewicht staatlicher Leistungen 
hegt entsprechend der verfassungsrechthchen Aufga- 
benverteilung bei Ländern und Gemeinden. Hier lie- 
gen noch beachtliche Privatisierungspotentiale. Die 
Bundesregierung appelhert deshalb an die Kommu- 
nen und die Länder, die Privatisierung bei den Dienst- 
leistungen weiter voranzutreiben. 

2.13 Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die Rahmenbedingungen für eine wettbewerbsfä- 


hige Landwirtschaft insbesondere durch Abbau 
struktureller Hemmnisse zu verbessern? 

Die Erhaltung einer wettbewerbsfähigen bäuerhch 
strukturierten Landwirtschaft ist ein wesenthches Ziel 
der Agrarpohtik der Bundesregierung. Vor allem für 
kleinere Betriebe, die aus historischen Gründen in 
weiten Teilen der deutschen Landwirtschaft vorherr- 
schen, wird es immer schwieriger, mit der Entwick- 
lung Schritt zu halten. Damit die deutsche Landwirt- 
schaft ihre Markt- und Wettbewerbsposition in der EG 
insbesondere unter den Bedingungen des künftigen 
Binnenmarktes erhalten kann, sind auch in Zukunft 
strukturelle Anpassungen notwendig. Die Landwirt- 
schaft ist hierbei zu eigenen Anstrengungen aufgefor- 
dert. 

Flankierend hält es die Bundesregierung für erforder- 
lich, die bisher schon erfolgreichen überbetrieblichen 
und einzelbetrieblichen Förderungsmaßnahmen im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes fortzufüh- 
ren und den strukturellen Erfordernissen entspre- 
chend weiterzuentwickeln. 

Zu nennen sind insbesondere: 

— Die Flurbereinigung, wasserwirtschaftliche, kul- 
turbautechnische sowie einzelbetriebliche Maß- 
nahmen; Bund und Länder haben hierfür von 1973 
bis 1988 insgesamt rd. 27,4 Mrd. DM auf gewendet 
und für 1989 rd. 2 Mrd. DM bereitgestellt. Ziel der 
Förderung ist die Verbesserung der Produktions- 
und Arbeitsbedingungen sowie die Kostensen- 
kung der Produktion. Künftig wird es darauf an- 
kommen, die strukturverbessernden Elemente 
noch mehr zu betonen und Ökologische Belange 
verstärkt zu berücksichtigen. 

— Um die deutsche Landwirtschaft auf benachteilig- 
ten Standorten im Wettbewerb zu stärken, wurde 
die 1975 EG-weit eingeführte Ausgleichszulage 
von der Bundesregierung laufend ausgebaut. Bis 
einschließlich 1988 wurden für diese Maßnahmen 
von Bund und Ländern rd. 3,3 Mrd. DM auf gewen- 
det und für 1989 755 Mio. DM bereitgestellt, die in 
dem oben genannten Gesamtaufwand mit enthal- 
ten sind. 

Darüber hinaus hält es die Bundesregierung für not- 
wendig, daß Bund und Länder die Förderung der Ver- 
besserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsbe- 
dingungen mit Mitteln aus der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes'' fortsetzen und der Entwicklung anpassen. 

Diese bisher schon erfolgreichen Maßnahmen bieten 
im Rahmen eines umfassenden Programms, das die 
Bundesregierung zusammen mit den Ländern schritt- 
weise umgesetzt hat, den deutschen Landwirten eine 
Ausrichtung für die Zukunft. Im Rahmen der Neu- 
orientierung der Gemeinsamen Agrarpohtik mit der 
Hauptzielsetzung der Wiederherstellung des Markt- 
gleichgewichts enthält das Programm folgende 
Schwerpunkte : 

— Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit leistungsfä- 
higer Familienbetriebe; u. a. soll mit der in diesem 
Jahr erfolgten Anhebung der Prosperitäts grenze 
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(Summe der positiven Einkünfte) von bisher 65 000 
auf 80 000 DM bei den einzelbetriebhchen Maß- 
nahmen erreicht werden, daß auch Betriebe mit 
höherer Einkommenskapazität im Hinbhck auf 
den EG-Wettbewerb eine staaüiche Förderung er- 
halten können. Durch die Fördenmg des struktur- 
verbessernden Übergangs landwirtschaftlich ge- 
nutzter Flächen bei der Produktionsaufgaberente 
haben leistungsfähige Betriebe die Möghchkeit 
zur Flächenaufstockung. Zusätzhch werden Inve- 
stitionen für die Direktvermarktung land- und 
forstwirtschafthcher Erzeugnisse, für Freizeit- und 
Erholungszwecke sowie im Bereich des Tierschut- 
zes unter bestimmten Voraussetzungen geför- 
dert. 

— Maßnahmen zum Ausgleich von Wettbewerbs- 
nachteilen zugunsten von Betrieben, die beson- 
dere Leistungen für Natur und Umwelt erbringen. 
Die Honorierung besonderer ökologischer Leistun- 
gen der Landwirtschaft ist nach der Verfassung 
Aufgabe der Bundesländer. Zahlreiche Pro- 
gramme sind hier bereits angelaufen. 

— Maßnahmen zugunsten von Betriebsinhabern, die 
ganz oder teilweise aus der Landwirtschaft aus- 
scheiden wollen, z. B. die Produktionsaufgabe- 
rente, Flächenstillegungsprämie. 

Durch entsprechende Ausgestaltung soll sicherge- 
stellt werden, daß diese Fördermaßnahmen auf bäuer- 
liche Betriebe konzentriert werden. 

Auf die im Zuge der Struktur anpassung der Landwirt- 
schaft weiterhin notwendigen Anstrengungen zur 
Stärkung der Wirtschaftskraft und Schaffung von Er- 
satzarbeitsplätzen im ländlichen Raum wird im Rah- 
men der Beantwortung der Frage 5.6 eingegangen. 

2.14 Welche Beziehungen bestehen nach Meinung der 
Bundesregierung zwischen Strukturwandel und 
Umweltschutz, und welche umweltpolitischen Kon- 
sequenzen zieht die Bundesregierung aus dieser 
Einschätzung? 

Die Bundesregierung mißt den Wechselbeziehungen 
zwischen wirtschaftlichem Wachstum, Strukturwan- 
del und Umweltschutz eine zentrale Bedeutung bei. 
Sie hat deshalb diesen Zusammenhang im Rahmen 
der Strukturberichterstattung schwerpunktmäßig un- 
tersuchen lassen (vgl. „Stellungnahme“: Drucksache 
11/3017). 

Die Bundesregierung unterstreicht insbesondere fol- 
gende Ergebnisse des HWWA-Instituts für Wirt- 
schaftsforschung, Hamburg, bzw. des Rheinisch- 
Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung, Es- 
sen: 

— Die Abkoppelung von Wachstum und Umweltbe- 
lastung im Verlauf der 70er und frühen 80er Jahre 
ist u. a. auf die Entkoppelung zwischen Energie- 
verbrauch und wirtschaftlicher Entwicklung zu- 
rückzuführen (Energieeinsparungen und Verän- 
derungen in der Energieträgerstruktur insbeson- 
dere als Folge gestiegener Ölpreise). Neue res- 
sourcensparende Produktionsverfahren, z. B. auf 
Basis der Mikroelektronik, und die Maßnahmen 


der Umweltpohtik, deren volle Konsequenzen in 
diesen Analysen noch gar nicht erfaßt werden 
konnten, haben dazu beigetragen, daß insbeson- 
dere die Belastungen der Luft und der Gewässer in 
Relation zur gestiegenen gesamtwirtschafthchen 
Produktion und zu den gewachsenen Realeinkom- 
men ab genommen haben. Nachholbedarf sehen 
die Gutachter vor allem in der Abfallwirtschaft. 

— Der Strukturwandel zugunsten der Dienstlei- 
stungsproduktion hat dagegen nicht generell um- 
weltentlastend gewirkt. Die steigende Nachfrage 
nach Verkehrsleistungen und nach Wohnraum 
sprechen bislang ebenso gegen die Vermutung, 
der Umweltschutz sei gleichsam Kuppelprodukt 
des strukturellen Wandels, wie der Beitrag des 
Dienstleistungssektors zum Anstieg des Stromver- 
brauchs. Zudem haben die unternehmensorien- 
tierten Dienste überdurchschnitthch zur Expan- 
sion des Dienstleistungssektors beigetragen. Diese 
Dienste sind zur verstärkten Nutzung der Arbeits- 
teilung vielfach von den Unternehmen des Waren- 
produzierenden Gewerbes ausgelagert worden. 

Nicht der strukturelle Wandel zwischen den Bran- 
chen, sondern der Übergang zu einer allgemein um- 
weltschonenderen Produktionsweise innerhalb aller 
Unternehmen und Branchen bietet nach Ansicht der 
Bundesregierung das größte Potential für Umweltver- 
besserungen. Dabei kommt es auf konsequente und 
verläßliche umweltpolitische Rahmenbedingungen 
an. In der direkten Lenkung von Branchenstrukturen 
sieht die Bundesregierung keinen erfolgversprechen- 
den umweltpolitischen Ansatz. Notwendig ist die Set- 
zung von längerfristig verläßlichen Umwelt-Rahmen- 
daten, innerhalb derer die Unternehmen die für sie 
beste Technologie und Maßnahmen-Qualifizierung 
wählen können. Diese für eine marktwirtschaftliche 
Umweltpolitik charakteristische Flexibilität schafft 
die Voraussetzung für eine ökologisch effektive und 
kosteneffiziente Anpassung der Produktionsstruktur. 

2.15 Welche Rolle spielt nach Auffassung der Bundesre- 
gierung die Versorgung der Wirtschaft mit Energie 
zu international wettbewerbsfähigen Preisen? Wel- 
che Möglichkeiten einer kostengünstigeren, siche- 
ren und umweltgerechten Energieversorgung — 
auch im Hinblick auf den Treibhauseffekt -- sieht 
die Bundesregierung kurz-, mittel- und langfristig, 
und welche Bedeutimg mißt sie dabei den einzel- 
nen Energieträgern zu? 

Für die Bundesrepublik Deutschland, deren Wirt- 
schaft in hohem Maße in die Weltwirtschaft integriert 
ist, stellt die Sicherung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit deutscher Unternehmen eine beson- 
ders wichtige Aufgabe dar. Eine Voraussetzung hier- 
für ist — nicht nur in den besonders energieintensiven 
Produktionen — eine kostengünstige Energieversor- 
gung. Die Bundesregierung sieht hierin einen ihrer 
energiepolitischen Schwerpunkte, zu denen eine 
möglichst hohe Versorgungssicherheit, der rationelle 
und sparsame Umgang mit Energie sowie die Scho- 
nung von Umwelt und natürlichen Ressourcen gehö- 
ren. 

Die Energiepolitik der Bundesregierung orientiert 
sich weitgehend an marktwirtschaftlichen Prinzipien. 
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Übereinstimmend damit stellt die Bundesregierung 
keine quantifizierenden und zeitlich gestaffelten Vor- 
gaben über die Anteile der einzelnen Energieträger 
an der zukünftigen Energieversorgung auf. In wel- 
chem Umfang diese langfristig zur Energieversor- 
gung beitragen, hängt u. a. ab von der globalen Ener- 
gienachfrage, den jeweiligen Gestehungskosten, 
neuen technologischen Entwicklungen, den Preisen 
konkurrierender Energieträger, den Umweltbelastun- 
gen sowie den künftigen politischen Entscheidungen 
insbesondere bei der Kohlepolitik. Die Bundesregie- 
rung hat im Benehmen mit den beteiligten Ländern 
eine unabhängige Kommission unter Vorsitz von Prof. 
Mikat einberufen, die bis zum März 1990 die Bundes- 
regierung in der Erarbeitung einer Konzeption für 
eine nationale Kohlepolitik im Rahmen der künftigen 
europäischen Energiepolitik beraten soll. Die Kom- 
mission soll insbesondere den Beitrag der deutschen 
Kohle, die Aspekte des EG-Binnenmarktes, die Wett- 
bewerbsfähigkeit des Energiepreises, die handels- 
und umweltpolitischen Notwendigkeiten und die re- 
gionalen und sozialen Auswirkungen berücksichti- 
gen. 

Die Energieversorgung muß in zunehmendem Maße 
auch die globalen Klimabelastungen beachten, die 
mit dem Energieverbrauch, namentlich mit der Ver- 
brennung fossiler Energieträger, einhergehen. Natio- 
nale Maßnahmen müssen in ein international abge- 
stimmtes Vorgehen eingepaßt werden, um der globa- 
len Klimagefährdung wirksam entgegenzuwirken. 
Nach einer ersten Abschätzung für den Energiebe- 
reich kommt die Bundesregierung zu dem Ergebnis, 
daß vor allem die rationelle Energienutzung und 
Energieeinsparung, aber auch der verstärkte Einsatz 
erneuerbarer Energieträger sowie die friedliche Nut- 
zung der Kernenergie eine wichtige Rolle bei der Lö- 
sung des Problems spielen können. Die Bundesregie- 
rung prüft, welche Möglichkeiten zur Verfügung ste- 
hen, um im Rahmen eines international konzertierten 
Vorgehens die Reduktion des für den Treibhauseffekt 
entscheidenden Ausstoßes von CO 2 wirksam und auf 
möglichst marktkonforme Weise zu unterstützen. Sie 
wird dabei auch die im Sommer 1990 vorliegenden 
Ergebnisse der Enquete-Kommission „Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" berücksichtigen. Sofern 
in diesem Zusammenhang auch Emissionssteuern 
oder -abgaben als ökonomischer Anreiz zur Schad- 
stof fbegrenzung ins Auge gefaßt werden, soll dies 
nicht zu einer Erhöhung der Staatsquote führen. 


2.16 Hat nach Einschätzung der Bundesregierung der 
weltweite Protektionismus in den letzten Jahren zu- 
oder abgenommen? Welche Bereiche sind ihrer An- 
sicht nach besonders betroffen, und welche Konse- 
quenzen gedenkt sie, daraus zu ziehen? 

Trotz des in den vergangenen Jahren anhaltenden 
Wachstumsprozesses in den westiichen Industrielän- 
dern und einer dynamischen Entwicklung des Welt- 
handels haben die nach wie vor großen Beschäfti- 
gungsprobleme und die fortdauernden Leistungsbi- 
lanzungleichgewichte den politischen Druck weltweit 
zunehmen lassen. Anpassungszwänge durch protek- 
tionistische Maßnahmen oder Subventionen abzu- 
wehren. Die Bundesregierung ist deshalb — gestützt 


auf die z. B. im GATT, in der OECD und in der Welt- 
bank vorhandenen Informationen — der Auffassung, 
daß in den vergangenen Jahren vor allem nicht-tari- 
färe Handelshemmnisse an Gewicht gewonnen ha- 
ben. Besonders betroffen waren die Bereiche Stahl, 
Agrarprodukte, Automobile und Transportausrüstun- 
gen, Textilien und Bekleidung, elektronische Pro- 
dukte, Schuhe sowie Werkzeugmaschinen. Anderer- 
seits sind gleichzeitig der Welthandel und die interna- 
tionale Verflechtung insgesamt sehr dynamisch ge- 
wachsen. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß Beschäfti- 
gung spolitische Begründungen für die Einführung 
handelsbeschränkender Maßnahmen die langfristi- 
gen, den Strukturwandel und das Wachstum behin- 
dernden Effekte vernachlässigen. Protektionismus 
dient nicht der Erhaltung von Arbeitsplätzen. Er führt 
vielmehr zum ineffizienten Einsatz vorhandener Res- 
sourcen, provoziert Gegenmaßnahmen des Auslands, 
fördert die Desintegration des internationalen Han- 
delssystems und gefährdet damit Beschäftigung und 
Wohlstand in der ganzen Welt. 

Die Bundesregierung wird sich deshalb mit aller Kraft 
weiterhin dafür einsetzen, das freie, multilateral ange- 
legte Welthandelssystem zu sichern und damit pro- 
tektionistischen Bestrebungen zur Marktabschottung 
und regionalen Blockbildung entgegenzuwirken. Die 
nicht zuletzt auf die Initiative der Bundesregierung 
zurückgehende Uruguay-Runde des GATT zielt dem- 
nach darauf ab, die internationale Handelsordnung 
durch Öffnung der Märkte zu stärken und — auch in 
neuen Handels- und Problemfeldern — für mehr mul- 
tilaterale Regeldisziplin zu sorgen. Nach dem erfolg- 
reichen Abschluß der Halbzeitbilanz der GATT- 
Runde in Genf im April dieses Jahres haben sich die 
Chancen für weltweite Lib er ahsierungsf ortschritte 
deutlich verbessert. Die Bundesregierung wird wei- 
terhin auf eine aktive und konstruktive Rolle der Euro- 
päischen Gemeinschaften in den GATT- Verhandlun- 
gen hinwirken und auch gegenüber Drittländern 
nachdrücklich für die Ziele der Uruguay-Runde ein- 
treten. Es ist nach Auffassung der Bundesregierung 
unerläßlich, den einheitlichen Binnenmarkt nach au- 
ßen offenzuhalten. 


2.17 Haben nach Ansicht der Bundesregierung die star- 
ken Wechselkursfluktuationen der 70er und insbe- 
sondere der 80er Jahre den weltweiten Struktur- 
wandel beeinflußt und die Protektionismusgefah- 
ren verstärkt? Welchen Beitrag hat das Europäische 
Währungssystem zur Stabilisierung der Wechsel- 
kursschwankungen unter den Teilnehmerländern 
geleistet? Welche realistischen MögUchkeiten in 
der internationalen Zusammenarbeit zur Abmüde- 
nmg von Wechselkursschwankungen sieht die 
Bundesregierung? 

Starke Wechselkursschwankungen, wie in den 70er 
und insbesondere den 80er Jahren, die vor allem den 
US-Dollar betrafen und nicht durch realwirtschaftli- 
che Entwicklungen bedingt waren, stellen weltwirt- 
schaftlich einen unerwünschten Störfaktor dar, weil 
sie der Wirtschaft falsche bzw. keine eindeutigen Si- 
gnale zur Anpassung an den Strukturwandel geben 
und das Investitionsrisiko erhöhen. Zudem können 


19 



Drucksache 11/5213 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


abrupte Auf- oder Abwertungen zur Flucht in den Pro- 
tektionismus verleiten. 

Das Europäische Währungssystem hat dazu beigetra- 
gen, daß sich die Wechselkurse der am EWS-Wechsel- 
kursmechanismus teilnehmenden Währungen zuneh- 
mend stabihsiert haben. Seit über zweieinhalb Jahren 
hat es keine Änderung der Wechselkursparitäten im 
EWS mehr gegeben. Dies war durch eine verstärkte 
Konvergenz der Wirtschaftspohtiken und deutlich zu- 
rückgegangene Inflationsraten in den Mitghedstaa- 
ten möglich. Die Bundesregierung hält dies für eine 
gute Voraussetzung auf dem Weg zur Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion. 

Eine Abmilderung von Wechselkursschwankungen 
kann nach Auffassung der Bundesregierung vor allem 
durch eine enge internationale wirtschaftspohtische 
Kooperation erreicht werden. Der Kern dieser Koope- 
ration muß die Abstimmung der Grundlinien der Wirt- 
schafts-, Haushalts- und Geldpolitik betreffen. Nur 
durch Kooperation auf der Basis sohder, glaubwürdi- 
ger und stetiger Wirtschaftspohtik in allen Ländern 
gibt es eine verläßhche Grundlage für langfristig sta- 
bile Wechselkurse. Die Bereitschaft zur verstärkten 
internationalen Kooperation ist seit der Plaza-Erklä- 
rung 1985 vor allem in den sog. Louvre- Vereinbarun- 
gen und bei den folgenden Treffen der Finanzminister 
und Notenbankgouverneure der Siebenergruppe be- 
kräftigt und durch Selbstverpflichtungen konkreti- 
siert worden. Die positive weltwirtschaftiiche Ent- 
wicklung, insbesondere das anhaltende wirtschaftli- 
che Wachstum und die kräftige Ausweitung des Welt- 
handels vor dem Hintergrund relativ stabiler Wäh- 
rungsbeziehungen, hat eindeutig gezeigt, daß die 
enge Kooperation und Abstimmung zwischen den sie- 
ben großen wesüichen Industrieländern erfolgreich 
und für die Zukunft unverzichtbar ist. 


2.18 Welchen Umfang und welche Entwicklung hatten 
die Subventionen (Finanzhilfen und Steuervergün- 
stigungen) des Bundes sowie die gesamten Sub- 
ventionen einschheßlich derer der EG nach Wirt- 
schaftszweigen in den vergangenen Jahren? Wie 
beurteilt die Bundesregierung diese Entwicklung? 

Die Entwicklung der Finanzhilfen und Steuervergün- 
stigungen in der Abgrenzung des Subventionsberich- 
tes der Bundesregierung nach Wirtschaftszweigen so- 
wie der EG -Marktordnungsausgaben ist Übersicht 1 
zu entnehmen. Die EG-Marktordnungsausgaben ent- 
fallen auf die Landwirtschaft und den Agrarhandel 
und lassen sich insoweit nicht eindeutig diesen beiden 
Bereichen zuordnen. Die Subventionen der Länder 
nach Wirtschaftszweigen sind in Übersicht 2 enthal- 
ten (lange Reihen sind nicht verfügbar). Über die Fi- 
nanzhilfen der Gemeinden liegen Angaben nach 
Wirtschaftszweigen nicht vor. 

Die Subventionen des Bundes haben — in absoluten 
Beträgen — insgesamt zwar zugenommen; die Zu- 
nahme hat sich aber in den letzten 10 Jahren, vergh- 
chen mit dem Jahrzehnt davor, erhebhch verlang- 
samt. Der relative Anteil ist dadurch spürbar gesenkt 
worden: Während die Subventionen des Bundes, ge- 
messen als Anteil am Bruttosozialprodukt (BSP), in 
den 70er Jahren noch bei 2% und darüber lagen. 


betragen sie heute nur noch 1,4 % des BSP und kön- 
nen 1990 voraussichthch auf 1,3% gesenkt werden. 

Die Subventionen für die einzelnen Wirtschaftsberei- 
che bzw. für die verschiedenen Subventionszwecke 
zeigen dabei unterschiedliche Entwicklungen, d. h. in 
der Subventionsstruktur ergeben sich im Zeitablauf 
Gewichtsverlagerungen: 

— Stark zurückgeführt wurden die Hilfen zur Spar- 
förderung und Vermögensbildung, soweit die rei- 
nen Geldsparformen begünstigt waren; hier ist der 
Subventionszweck inzwischen weitgehend er- 
reicht. Weiterhin gefördert werden das Bausparen 
sowie — aus gesellschafts- und wirtschaftspohti- 
schen Gründen — Beteihgungen von Arbeitneh- 
mern am Produktivkapital. Trotz der neuen 
Schwerpunktbildung hegen die Subventionen für 
diesen Bereich mittlerweile — auch absolut — un- 
ter dem Niveau zu Beginn der 70er Jahre. 

— Rückläufig war auch der Anteil des Agrarsektors. 
Er ging von über einem Drittel der Subventionen 
des Bundes Anfang der 70er Jahre auf etwa 10% 
Anfang der 80er Jahre zurück. Gleichzeitig sind 
aber — im Zuge der Reahsierung einer gemein- 
schaftlichen Agrarpohtik — die Marktordnungs- 
ausgaben der EG seit 1970 spürbar angestiegen. 
Ab Mitte der 80er Jahre erhöhte sich der Anteil der 
Agrarsubventionen wieder aufgrund nationaler 
Maßnahmen im Gefolge der EG- Agrarbeschlüsse 
von Ende März 1984, durch die der Gemeinschafts- 
haushalt entlastet wurde. 

— Der Anteil der Subventionen des Bundes für das 
Wohnungswesen stieg seit den 70er Jahren bis 
Mitte der 80er Jahre an. Ausschlaggebend für die 
Anteilsentwicklung in den letzten Jahren waren 
einerseits die Entflechtung der Mischfinanzierung 
und der Rückgang der direkten Wohnungsbauför- 
derung, andererseits die Entwicklung der Steuer- 
vergünstigungen zur Förderung von Wohneigen- 
tum (§ 7b, heute § lOe EStG). Ab 1989 wirken sich 
die neuen Maßnahmen zur Schaffung von zusätz- 
hchen Wohnungen aus. 

— Bei der gewerbhchen Wirtschaft beruht die Zu- 
nahme des Subventionsanteils zu einem erhebh- 
chen Teil auf der Unterstützung des Bergbaus 
durch die Kokskohlenbeihilfe, die vom Weltmarkt- 
preis für Kohle und damit von der Entwicklung des 
Dollarkurses abhängig ist; die aus dem Verstro- 
mungsfonds gezahlten Hilfen für die Kohleverstro- 
mung sind in den Subventionen nicht enthalten. 
Die Steigerung der regionalpolitischen Maßnah- 
men geht vor allem auf die steuerhche Berlin-För- 
derung zurück. Einen Anstieg verzeichnen in den 
letzten Jahren auch die Hilfen zur Förderung der 
Luftfahrttechnik. 

— Zurückgegangen ist in den 80er Jahren der Anteil 
der finanziellen Hilfen für den Bereich Verkehr. 

Die Bundesregierung berichtet in ihrem 12. Subven- 
tionsbericht (Drucksache 11/5116 vom 1. September 
1989) auch über die Entwicklung der Finanzhilfen im 
Finanzplan. Darin ist für die Jahre 1989 bis 1993 ein 
Rückgang um rd. 20 % oder 3 Mrd. DM vorgesehen. 
Sie wird den Weg des gezielten, am jeweiligen Sub- 
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Entwicklung der Finanzhilfen und Steuervergünstigungen des Bundes in der Zeit von 1970 bis 1988 

— in Mio. DM — 



1970 

1975 

HHjHI 


1985 

1986 

1987 

1988 

Aufgabenbereich 

ab- 

solut 

in % 

ab- 

solut 

in % 

ab- 

solut 

in % 

ab- 

solut 

in % 

ab- 

solut 

in % 

ab- 

solut 

in % 

ab- 

solut 

in % 

ab- 

solut 

in % 

1. Ernährung, 
Landwirtschaft 
und Forsten 

4755 

34,0 

4172 

21,1 

3673 

14,9 

2658 

11,2 

4741 

17,2 

4948 

17,6 

4899 

17,3 

5170 

J7,7 

1. Landwirtschaft 
allgemein . , . , 

4 209 

30,1 

3380 

17,1 

3511 

14,2 

2658 

11,2 

3041 

11,0 

3193 

11,4 

3339 

11,8 

3545 

12,1 

2. EG-bedingte 
Maßnahmen ^ 

546 

3,9 

792 

4,0 

162 

0,7 

— 

— 

1700 

6,2 

1755 

6,2 

1560 

5,5 

1625 

5,6 

n. Gewerbliche 
Wirtschaft 
(ohne Verkehr) , , 

3702 

26,5 

5564 

28,1 

9163 

37,2 

8884 

37,4 

11078 

40,1 

11042 

39,3 

12019 

42,5 

13466 

46,1 

davon: 

1, Bergbau 

532 

3,8 

1019 

5,1 

2587 

10,5 

1445 

6,1 

1604 

5,8 

2026 

7,2 

2997 

10,6 

3176 

10,9 

2. Energie- und 
Rohstoff- 
versorgung . . . 

19 

0,1 

357 

1,8 

278 

1,1 

459 

1,9 

420 

1,5 

351 

1,2 

313 

1,1 

243 

0,8 

3. Technologie- 
und Innovations- 
förderung .... 

150 

1,1 

143 

0,7 

527 

2,1 

682 

2,9 

919 

3,3 

967 

3,4 

782 

2,8 

717 

2,5 

4. Hilfen für 

bestimmte Indu- 
striebereiche 
— Schiffbau . . 

28 

0,2 

100 

0,5 

254 

1,0 

240 

1,0 

148 

0,5 

142 

0,5 

136 

0,5 

250 

0,9 

— Luftfahrt , . . 

150 

1,1 

279 

1,4 

372 

1,5 

403 

1,7 

405 

1,5 

364 

1,3 

353 

1,2 

754 

2,6 

- Stahl 

— 

— 

— 

— 

49 

0,2 

399 

1,7 

703 

2,5 

50 

0,2 

- 

- 

- 

- 

5. Regionale 
Strukturmaß- 
nahmen^) . , . . 

2051 

14,7 

2954 

14,9 

4249 

17,3 

4458 

18,8 

5429 

19,7 

5700 

20,3 

5822 

20,6 

6384 

21,9 

6. Gewerbliche 
Wirtschaft 
allgemein .... 

772 

5,5 

712 

3,6 

847 

3,4 

798 

3,4 

1451 

5,3 

1443 

5,1 

1 616 

5,7 

1 943 

6,7 

III. Verkehr 

906 

6,5 

1403 

7,1 

2 467 

10,0 

1976 

8,3 

1 665 

6,0 

1 697 

6,0 

1724 

6,1 

1 698 

5,8 

rv. Wohnungswesen 
und Städtebau 3) . 

1310 

9,4 

2665 

13,4 

3862 

15,7 

4599 

19,3 


19,2 


19,0 

5316 

18,8 

4957 

17,0 

V. Sparförderung und 
Vermögens- 
bildung 3) 

2695 

19,3 

5076 

25,6 

3996 

16,2 

4012 

16,9 

1 

11,0 


10,9 

2793 

9,9 

2263 

7,8 

VI, Sonstige Finanz- 
hilfen und Steuer- 
vergünstigungen 

604 

4,3 

937 

4,7 

1451 

5,9 



1572 


2024 

7,2 

1514 

5,4 

1628 

5,6 

Summe I.—VI 

13972 

100,0 

. 

19817 

100,0 

24612 

100,0 

23783 

100,0 

27636 

100,0 

28120 

100,0 

28265 

100,0 

29182 

100,0 

Nachrichtlich: 
Ernährung, 
Landwirtschaft 
und Forsten 

EAGFL (Marktord- 
nungsausgaben) ^) 

1. Abteiltmg 

Garantie 

28505) 

2168 

6239 

4912 

8037 

9438 

82975) 

101525) 

2. Abteilung 

Ausrichtimg 





171 

117 


62 


82 

73 

49 


1) Einkommensausgleich für die Landwirtschaft im Rahmen des Abbaus des Wähnmgsausgleichs durch Erhöhung der MWSt-Pauschale 
ab 1985. 

2) Einschließlich Berlin- und Zonenrandförderung. 

3) Einschließlich Mehraufwendungen von rd. 800 Mio. DM im Zuge der Entflechtimg der Mischfinanzierung ab 1985. 

4) Die EG-Marktordnungsausgaben entfallen auf die Landwirtschaft und den Agrarhcindel und lassen sich insoweit nicht eindeutig diesen 
beiden Bereichen zuordnen. 

5) 1970 geschätzt; 1987 bezieht sich auf den Zeitraum 1. Januar — 31. Oktober. Der darüber hinaus entstandene Mittelbedarf wurde zunächst 
nationeil zwischenfinanziert und ist in dem Betrag für 1988 enthcilten, der den Zeitraum vom 1. November 1987 — 15. November 1988 
umfaßt. 
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Übersicht 2 


Übersicht über die Entwicklung der Finanzhilfen und der Steuervergünstigungen 
der Länder (einschließlich Gemeinden) in den Jahren 1987 bis 1989 nach Aufgabenbereichen 

— in Mio. DM i) — 



1987 

Ist 

1988 

Ist 

1989 

Soll 


Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

vergünsti- 

gungen 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

vergünsti- 

gungen 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

vergünsti- 

gungen 

I. Ernährung, Landwirtschaft und Forsten . . . 

1 587 

1 409 

1 598 

1 409 

1 822 

1 045 

II. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) . . . 

3 778 

8 723 

4 169 

9 971 

4 858 

10 192 

III. Verkehr 

1 334 

574 

1 367 

579 

1 258 

584 

IV. Wohnungswesen 2) 

4 666 

5 324 

3 955 

5 220 

3 926 

5 536 

V. Sparförderung und Vermögensbildung . . . 

— 

1 910 

— 

1 933 

— 

2 408 

VL Sonstige Finanzhilfen und Steuervergünsti- 
gungen 

— 

1 291 

— 

1 385 

— 

1 317 

Summe der Finanzhilfen 2) 3) und Steuervergün- 







stigungen 

12 365 

19 231 

12 089 

20 497 

12 864 

21 082 


Quelle: Finanzhilfen der Länder: Zentrale Datenstelle der Landesfinanzminister 

Nach Abzug der Finanzierungsanteile des Bundes 

2) Ohne Wohngeld 

3) In der Summe ist 1 Mrd. DM Finanzhilfen der Gemeinden (geschätzt) enthalten 


ventionszweck orientierten konzeptionellen Abbaus 
auch künftig weiter verfolgen, dabei aber auch so- 
ziale, regionale, gesellschafts- und umweltpolitische 
Zielsetzungen berücksichtigen. Durch die anhaltende 
Aufwärtsentwicklung der deutschen Volkswirtschaft 
haben sich die Voraussetzungen für einen Subven- 
tionsabbau in vielen Bereichen deuthch verbessert. 


2.19 Welche Möghchkeiten sieht die Bundesregierung, 
Erhaltungssubventionen (Finanzhilfen und Steuer- 
vergünstigungen) zugunsten von innovationsorien- 
tierten Investitionen verstärkt umzuschichten, und 
könnten damit dem Strukturwandel wichtige Im- 
pulse gegeben werden? 

2.20 Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auf 
die Erhaltimg von Unternehmen und Wirtschafts- 
zweigen gerichtete Subventionen den Anpas- 
sungsdruck in den betroffenen Branchen auf Dauer 
doch nicht mindern können? Wie beurteilt sie die 
gesamtwirtschaftlichen Kosten z. B. durch Bela- 
stung nachgelagerter Produktionsstufen und durch 
Erschwerung der Umstrukturierung der Wirtschaft 
hin zu expandierenden Wachstumsbranchen? 

Für den Subventionsbericht der Bundesregierung be- 
stimmt § 12 des Gesetzes zur Förderung der StabiÜtät 
und des Wachstums der Wirtschaft, daß Subventionen 
in Erhaltungs-, Anpassungs- und Produktivitäts- 
(Wachstums-)hilfen zu ghedern sind. In der Praxis ist 
diese Unterscheidung zumeist sehr problematisch, in 
vielen Fällen, vor allem bei den Steuervergünstigun- 
gen, ist eine Zuordnung zu einer dieser Gruppen 
überhaupt nicht möghch. Erhaltungshüfen werden 
insbesondere aus verteilungspolitischen und versor- 
gungssichernden Gründen in der Landwirtschaft und 
im Bergbau gewährt. 


Die Bundesregierung teilt die in den Wirtschaftswis- 
senschaften vorherrschende Auffassung, daß auf die 
Erhaltung von Unternehmen und Wirtschaftszweigen 
gerichtete Subventionen den Anpassungs druck auf 
Dauer nicht abwenden können. Anpassungsdruck 
kann u. a. die Folge absoluter oder komparativer Ko- 
stenvorteile ausländischer Konkurrenten, des techni- 
schen Fortschritts, des notwendigen Schutzes der Um- 
welt und der Schonung der natürlichen Ressourcen 
oder einer sich ändernden Nachfrage sein. Diese den 
Anpassungsdruck auslösenden Faktoren durch Sub- 
ventionen beseitigen bzw. kompensieren zu wollen, 
wäre ein ebenso aussichtsloses oder zumindest teures 
wie wirtschaftspolitisch fragwürdiges Unterfangen. 
Allenfalls lassen sich die Auswirkungen auf die be- 
troffenen Arbeitnehmer, Unternehmen und Wirt- 
schaftszweige temporär abschwächen. Auf Dauer 
nimmt der Anpassungsbedarf eher noch zu und führt 
in aller Regel zu wachsenden Anforderungen an den 
Staat. Der Übergang in den interventionsfreien Raum 
ist dann kaum mehr oder nur noch unter Hinnahme 
bruchartiger Entwicklungen zu erreichen. 

Erhebhche Belastungen der öffenthchen Haushalte 
und der Steuerzahler sind die Folge von Erhaltungs- 
subventionen. Eine Bezifferung der gesamten volks- 
wirtschaftlichen Kosten durch Ausschaltung der Len- 
kungsfunktion von Preisen und Wettbewerb, durch 
die Beeinträchtigung von Leistungsbereitschaft und 
Produktivitätsfortschritt und durch die Fehlleitung 
von Arbeit und Kapital ist jedoch nicht möglich. Die 
Umstrukturierung der Wirtschaft wird erfahrungsge- 
mäß durch das Festhalten produktiver Faktoren wie 
Fachkräfte, Industrieflächen oder Kapital in den Pro- 
blembereichen behindert. Höhere volkswirtschaftli- 
che Kosten als ursprünghch erwartet entstehen dann, 
wenn mit Erhaltungssubventionen ausländische Re- 
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torsionsmaßnahmen provoziert und der internationale 
Subventionswettlauf angeheizt werden. Zu zusätzli- 
chen Belastungen nachgelagerter Produktionsstufen 
und der Verbraucher kommt es namentlich, wenn — 
wie es häufig der Fall ist — neben der direkten Sub- 
ventionierung weitere Maßnahmen wie Außenpro- 
tektion oder sonstige Wettbewerbsregulierungen er- 
griffen werden, um einen möglichst umfassenden 
Schutz der vom Strukturwandel betroffenen Bereiche 
zu erreichen. 

Unter dem Gesichtspunkt der Sozialen Marktwirt- 
schaft sind Erhaltungssubventionen deshalb nur in 
besonderen Ausnahmefällen und auch nur für be- 
grenzte Zeit vertretbar. Bei den gewährten Hilfen — 
etwa beim Steinkohlenbergbau und in der Landwirt- 
schaft — werden die zugrundeliegende Konzeption, 
aber auch die Vermeidung unzumutbarer sozialer 
Härten und regionaler Disparitäten einen durchgrei- 
fenden Abbau in naher Zukunft nicht zulassen. 
Gleichwohl wird die Bundesregierung auch künftig 
Notwendigkeit und Umfang der Subventionen bei der 
jährlichen Haushaltsaufstellung im Einzelfall immer 
wieder neu überprüfen und alle Möglichkeiten nut- 
zen, im Rahmen der Veränderungen wirtschaftlicher 
Strukturen den Subventionsabbau längerfristig vor- 
anzutreiben. Dadurch wird Raum nicht nur für mehr 
Markt und mehr Effizienz im Produktionsprozeß ge- 
schaffen, sondern auch für eine stärkere Investitions- 
tätigkeit des Staates, für Innovationen z. B. bei erneu- 
erbaren Energien und Umweltschutz und für steuerli- 
che Entlastung der Marktteilnehmer. Die Bundesre- 
gierung hat deshalb im Rahmen der Steuerreform 
1990 durch den Abbau von Steuervergünstigungen 
und den Wegfall steuerlicher Sonderregelungen in 
Höhe von 7 Mrd. DM zusätzliche Spielräume für gene- 
relle steuerliche Entlastungen geschaffen, ohne den 
finanziellen Spielraum für die Erhaltung und für den 
weiteren Ausbau einer modernen Infrastruktur einzu- 
schränken. Von der Steuerreform erwartet die Bun- 
desregierung wichtige Impulse für die strukturelle 
Entwicklung und die Modernisierung der Volkswirt- 
schaft. 


3. Strukturwandel und Investitionen 

3.1 Sieht die Bundesregierung Anzeichen für eine 
Investitionszurückhaltung in der Bundesrepublik 
Deutschland? Worin liegen ggf. deren Gründe, und 
welches sind die wichtigsten Ansatzpunkte zu ihrer 
Überwindung? 

Die Bundesregierung sieht gegenwärtig keine Anzei- 
chen für eine Investitionszurückhaltung in der Bun- 
desrepubük Deutschland. Es ist im Gegenteil ein Inve- 
stitionsaufschwung in Gang gekommen, der mehr 
und mehr an Dynamik gewinnt. Seit 1982 sind die 
Unternehmensinvestitionen (ohne Wohnungsbau) 
real um durchschnittlich 4,5% angestiegen, darunter 
die Ausrüstungsinvestitionen um 5,3%. Im laufenden 
Jahr liefern die Unternehmensinvestitionen sogar den 
höchsten absoluten Beitrag zum Wachstum der Bin- 
nennachfrage, obwohl sie ein erhebhch geringeres 
Volumen haben als der private Verbrauch, Die Ausrü- 
stungsinvestitionen dürften 1989 das gute Vorjahres- 
ergebnis von real plus 7,8 % sogar noch spürbar über- 
schreiten. Auch beim Wohnungsbau und bei den öf- 


fentlichen Investitionen sind inzwischen beachtliche 
Zuwächse zu erwarten. 

Zu der dynamischen wirtschaftlichen Entwicklung hat 
die Finanz- und Wirtschaftspolitik der Bundesregie- 
rung einen entscheidenden Beitrag geleistet. Mit 
Hilfe der finanz- und wirtschaftspolitischen Neuorien- 
tierung des Jahres 1982 mit dem Ziel, durch strikte 
Ausgabendisziplin und Steuerentlastungen die Lei- 
stungs- und Risikobereitschaft zu stärken und die ord- 
nungspolitischen Grundlagen für eine aus eigener 
Kraft dynamische, anpassungs- und innovationsfä- 
hige sowie international wettbewerbsfähige Wirt- 
schaft zu festigen, konnte die bis Mitte der 80er 
Jahre festzustellende verhaltene Investitionsentwick- 
lung überwunden werden. 

Diese war in erster Linie eine Folge von Strukturan- 
passungen im Wohnungsbau und des staathchen Aus- 
gabeverhaltens. So wurden im Verlauf der 80er Jahre 
die Wohnungsbauinvestitionen zurückgenommen, 
und zwar aufgrund der zeitweise mäßigen Entwick- 
lung der Einkommen, der Zinssteigerungen, der nied- 
rigen Immobilienpreise und der regional und tempo- 
rär aufgetretenen Wohnungsleerstände, in deren 
Folge auch der soziale Wohnungsbau eingeschränkt 
wurde. Die Finanzpolitik der Bundesregierung war 
auf eine dringend notwendige Konsolidierung der öf- 
fentlichen Haushalte und Rückführung der Staats - 
quote ausgerichtet, in deren Folge die konsumtiven, 
aber zunächst auch die investiven Staatsausgaben zu- 
gunsten einer Stimulierung der Privatwirtschaft und 
der privaten Investitionen eingeschränkt werden 
mußten. 

Auch die Unternehmen, die auf eine moderne, vor- 
nehmlich in den 60er Jahren errichtete Bausubstanz 
zurückgreifen konnten, haben zeitweise bei ihrer 
Neubautätigkeit Zurückhaltung gezeigt. Demgegen- 
über haben sie das Niveau ihrer Ausrüstungsinvesti- 
tionen — gemessen an der Entwicklung des Sozialpro- 
dukts — in der Tendenz nicht eingeschränkt. Unbe- 
friedigend war die Investitionstätigkeit der Unterneh- 
men bis Mitte der 80er Jahre jedoch vor dem Hinter- 
grund des hohen Arbeitsplatzbedarfs und der Tatsa- 
che, daß mehr als zuvor neue Ausrüstungen dem Er- 
satz veralteter Anlagen und nicht der Schaffung neuer 
Beschäftigungsmöglichkeiten dienten. 

Investitionsentscheidungen der Unternehmen lassen 
sich nach Ansicht der Bundesregierung nicht durch 
einzelne Bestimmungsfaktoren allein erklären. Viel- 
mehr kommt es auf ein insgesamt günstiges Umfeld 
für Investitionen an, in dem ausreichende Erträge, 
angemessene Arbeitskosten und erwirtschaftbare Ka- 
pitalkosten sowie gute Absatzerwartungen eine be- 
sonders wichtige Rolle spielen. Darüber hinaus gehö- 
ren zu einem Klima, in dem Unternehmen nicht bloß 
reagieren, sondern bereit sind, offensiv und risikobe- 
reit zu agieren, auch Faktoren wie Mobilitäts- und 
Leistungsbereitschaft der Arbeitnehmer, größere pri- 
vate Entscheidungs- und Verantwortungsspielräume, 
niedrige Abgabenbelastungen sowie nicht zuletzt of- 
fene Außengrenzen. 

Der weiterhin dringend erforderhche Um- und Aus- 
bau von Produktionsstätten und Dienstleistungsein- 
richtungen sowie der Infrastruktur, insbesondere be- 
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züglich des Umweltschutzes sowie der Nachrichten- 
und der Verkehrswege, können nur bei hohen Inve- 
stitionen gewährleistet werden. Die Bundesregierung 
wird deshalb ihre erfolgreiche Politik zur Verbesse- 
rung der Investitionsbedingungen fortsetzen und vor 
allem durch die in der nächsten Legislaturperiode vor- 
gesehenen Verbesserungen bei der Untemehmens- 
besteuerung bei weiterhin strikter Ausgabendisziplin 
des Staates dazu beitragen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland ein attraktiver Investitionsstandort 
bleibt. Die anhaltend gute wirtschaftliche Lage, der 
hohe Auslastungsgrad der Kapazitäten, die Anpas- 
sungserfordemisse der Wirtschaft an den EG-Binnen- 
markt, die regere Wohnungsnachfrage sowie auch die 
verbesserte Finanzlage der öffentlichen Gebietskör- 
perschaften — insbesondere der Gemeinden als 
Hauptträger öffentlicher Investitionen — werden in 
den kommenden Jahren die Investitionsnachfrage 
weiter stützen. 


3.2 Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der 
Strukturwandel durch kleine und mittlere Unterneh- 
men wichtige Impulse erhält? Welche wesentlichen 
Voraussetzungen müssen erfüllt sein, danüt diese 
Unternehmen ihre aktive Rolle weiterhin spielen 
können oder rechnet die Bundesregierung mit einem 
Konzentrationsschub? 

Welchen Stellenwert räumt die Bundesregierung im 
Hinblick auf den Strukturwandel den staaüichen 
Hilfen zur Leistungssteigerung im Mittelstand ein? 

Kleine und mittlere Unternehmen sind aufgrund ihrer 
Kreativität und Flexibilität besonders gut in der Lage, 
neue Marktchancen aufzuspüren, auf Markttrends 
rasch zu reagieren sowie bei der Verbreittmg und 
Ausdifferenzierung fortschrittlicher Technologien 
mitzuwirken. Neugründungen von Unternehmen 
spielen eine besonders wichtige Rolle, weil sie die 
Volkswirtschaft verjüngen, neue Ideen und Impulse 
bringen, den Wettbewerb lebendig halten und Erstar- 
rungen und Verkrustungen verhindern. Die mittel- 
ständischen Unternehmen und die freien Berufe lei- 
sten damit einen wesentlichen Beitrag zum gesamt- 
wirtschaftlichen Strukturwandel. 

Leistungsfreundliche und wachstumsfördernde Rah- 
menbedingungen sind eine wesentliche Vorausset- 
zung dafür, daß sich die besondere Dynamik der mit- 
telständischen Wirtschaft zum Vorteil der gesamten 
Volkswirtschaft voll entfalten kann. Die spürbare Sen- 
kung der Steuerbelastung und umfassende Steuerver- 
einfachungen dienen besonders dem Mittelstand. 
Notwendig ist ferner, daß administrative Lasten, unter 
denen die mittelständische Wirtschaft besonders lei- 
det, auf das für die Wahrnehmung staatlicher Verant- 
wortung unbedingt erforderliche Maß begrenzt wer- 
den. 

Die Bimdesregierung beobachtet die Entwicklung der 
Wettbewerbsstruktur auf den Märkten mit großer 
Aufmerksamkeit. Sie sieht derzeit keine Anhalts- 
punkte für bedrohliche Entwicklungen, die zu einer 
nachhaltigen Schwächung des Wettbewerbs zu La- 
sten kleiner und mittlerer Unternehmen führen kön- 
nen. Mit Blick auf die Konzentrationsentwicklung im 
Handel und insbesondere im Lebensmitteleinzelhan- 
del hat die Bundesregierung mit dem Entwurf der 


5. GWB-Novelle Vorsorge gegen eine denkbare künf- 
tige Gefährdung des Wettbewerbs in diesem Bereich 
getroffen und auf den Gesetzgebungsweg gebracht. 

Die Bundesregierung mißt den staatlichen Hilfen zur 
Leistungssteigerung einen hohen Stellenwert bei. Da- 
bei handelt es sich insbesondere um die Förderung 
von Forschung, Entwicklung imd Innovation in Klein- 
und Mitteluntemehmen, Maßnahmen der beruflichen 
Bildung, die Förderung von Unternehmensberatimg 
— auch im Hinblick auf Umweltschutzmaßnahmen — , 
Investitionshilfen in regionalen Fördergebieten sowie 
die Ermutigung von Existenzgründungen und die Ex- 
portanbahnung. Die Bundesregierung ist bemüht, 
durch diese Hilfen zur Selbsthilfe dem selbständigen 
Mittelstand die Anpassimg an veränderte Marktbe- 
dingungen, die Erschließung zusätzlicher Wachs- 
tumschancen auf dem europäischen Binnenmarkt und 
die Aktivierung möglichst aller Produktivitätspoten- 
tiale zu erleichtern. Ein beschleunigter Zugang wie 
eine verbesserte Teilhabe der mittelständischen Wirt- 
schaft am technischen Fortschritt sowie die Förderung 
der Inanspruchnahme von externem Know-how sind 
Beispiele für wesentliche Ansatzpimkte dieser spe- 
ziellen Mittelstandspolitik. Dabei ist die Bundesregie- 
rung der Überzeugung, daß Maßnahmen zur Lei- 
stungssteigerung eine wichtige Rolle spielen, die eine 
wachstumsfreundliche Gestaltung der gesamtwirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen sinnvoll ergänzen 
können. 


3.3 Wie beurteüt die Bundesregierung die Auswirkun- 
gen der Steuerreform auf Investitionen und Struktur- 
wandel? Welche weiteren steuerpolitischen Schritte 
hält die Bundesregienmg künftig für notwendig? 

Die längerfristig angelegte Steuerpolitik der Bundes- 
regierung hat mit den seit Ende 1982 verwirklichten 
Steuererleichterungen für die Wirtschaft und mit den 
Entlastungen durch die Steuerreform 1986/88/90 die 
Investitionsbedingungen nachhaltig verbessert, zur 
Verstärkung der Investitionsdynamik in den Unter- 
nehmen geführt und so maßgeblich zur anhaltenden 
wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung beigetragen. 
Die Wirtschaftsforschungsinstitute haben in ihrer letz- 
ten Gemeinschaftsdiagnose 1989 ebenso wie der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung in seinem letzten Jah- 
resgutachten bestätigt, daß mit der Steuerreform, die 
eine Entlastungswirkung von insgesamt netto rund 
49 Mrd. DM hat, Konjunktur- und Wachstumsimpulse 
beträchtlichen Ausmaßes verbunden sind. 

Die langfristige wachstumspolitische Bedeutung der 
Steuerreform 1990 liegt in der dauerhaften Entla- 
stungswirkung des neuen Einkommensteuertarifs mit 
der durchgängigen Senkimg der Einkommensteuer- 
sätze bei Herabsetzung des Höchststeuersatzes von 
56% auf 53% und des Körperschaftsteuersatzes für 
nicht ausgeschüttete Gewinne von 56% auf 50 %. Die 
nachhaltige Senkung der Grenzsteuerbelastung för- 
dert die Investitionsfähigkeit und stärkt die Kraft zur 
Eigenkapitalbildung. Die Steuerreform wird damit zu 
einem wichtigen Mittel, die Leistungskraft der deut- 
schen Volkswirtschaft zu stärken. 
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Die wachstumsfördernde Steuerpolitik erleichtert den 
Strukturwandel, denn eine wachsende Wirtschaft 
kann neue Anforderungen besser bewältigen. Durch 
die nachhaltige und dauerhafte Steuersenkung und 
den umfassenden Abbau steuerlicher Vergünstigun- 
gen und Sonderregelungen wird zudem ein neutrale- 
res Steuersystem verwirkhcht, das die am Markt er- 
folgreiche Unternehmerleistung honoriert, Innovatio- 
nen anregt und auf diesem Wege den Strukturwandel 
vorantreibt. 

Die Steuerpohtik der nächsten Jahre steht vor der 
Herausforderung, durch weitere Stärkung der Investi- 
tions- und Innovationskraft der Unternehmen die 
Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität des Produk- 
tionsstandortes Bundesrepublik Deutschland auch in 
den 90er Jahren zu sichern und die Basis für höhere 
Beschäftigung zu verbreitern. Es geht deshalb darum, 
den mit der Steuerreform 1986/88/90 eingeschlage- 
nen steuerpohtischen Weg auch in der nächsten Le- 
gislaturperiode fortzusetzen. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihren Jahreswirt- 
schaftsberichten 1988 angekündigt und 1989 bekräf- 


tigt, daß sie die Unternehmensbesteuerung langfristig 
reformieren und die Unternehmen im Rahmen der 
haushaltspolitischen Möglichkeiten steuerlich entla- 
sten will; über das Konzept wird nach sorgfältiger 
Vorbereitung zu Beginn der nächsten Legislaturpe- 
riode entschieden werden. Die Unternehmen sollen 
bei Vollendung des europäischen Binnenmarktes 
rechtzeitig Klarheit über die steuerpohtischen Rah- 
menbedingungen haben. 


3.4 Reichen die öffentlichen Investitionen nach Ansicht 
der Bundesregierung aus, um eine leistungsfähige 
Infrastruktur in der Bundesrepublik Deutschland zu 
gewährleisten? 


Die öffentlichen Investitionen sind nach deutlicher 
Abschwächung Anfang der 80er Jahre bis 1988 wie- 
der erheblich angestiegen (Abgrenzung der Volks- 
wirtschafthchen Gesamtrechnungen) . 



1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Mrd. DM 

45,3 

41,8 

41,7 

42,6 

46,8 

48,1 

49,7 

Veränderung in % .... 

-9,5 

-7,7 

-0,1 

2,1 

9,8 

2,S 

3,3 


Die Investitionsquote, also der Anteil der Investitionen 
an den öffenthchen Gesamtausgaben, der von knapp 
12% (1970) auf 5,7% (1982) gesunken war, verharrte 
in den Folgejahren bei etwa 5 %. Nicht enthalten sind 
in dieser Zahl die für die Infrastrukturausstattung sehr 
bedeutsamen Investitionen von Bahn und Post, die 
von 16,6 Mrd. DM (1982) auf 23,7 Mrd. DM (1988) 
insbesondere für den Ausbau eines modernen und lei- 
stungsfähigen Telekommunikationsnetzes kräftig ge- 
steigert wurden. 

Öffentiiche Investitionen sind nicht per se wachstums- 
fördemd. Sie haben nach Ansicht der Bundesregie- 
rung in vielen Fällen allerdings eine wichtige Komple- 
mentärfunktion zu den notwendigen privaten An- 
strengungen bei der Bewältigung des Strukturwan- 
dels, zum Schutz der Umwelt und der Verbesserung 
der Lebensquahtät sowie zur Aufrechterhaltung der 
wirtschaftlichen Dynamik. Die Bundesregierung hat 
deshalb durch die zusätzliche Bereitstellung von zins- 
verbiUigten Investitionskrediten der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau in Höhe von 15 Mrd. DM für die 
Jahre 1988 bis 1990 die Möghchkeiten der Gemein- 
den zur Verstärkung ihrer Investitionen verbessert. 

Die Strukturhilfen des Bundes für finanzschwächere 
Länder in Höhe von jährhch 2,45 Mrd. DM tragen zu 
weiteren Verbesserungen der Infrastrukturausstat- 
tung bei. 

Die Bundesregierung hält den notwendigen Ausbau 
der produktionsnahen Infrastruktur auch im Rahmen 
einer mittelfristigen finanzpohtischen Linie für mög- 
hch, die die Erhöhung des Spielraums für private Akti- 
vitäten zum Ziel hat. Zu wenig Fortschritte sind vor 
diesem Hintergrund bei der Privatisierung der Erstel- 


lung und Betreibung von Infrastruktureinrichtungen 
gemacht worden. Hier bleiben vor allem die Kommu- 
nen gefordert. 

Die Frage nach einer leistungsfähigen bzw. angemes- 
senen Infrastruktur kann nach Ansicht der Bundesre- 
gierung nicht allein mit Bhck auf die aktuelle Ent- 
wicklung der öffenthchen Investitionen beantwortet 
werden. Die Ausstattung einer Volkswirtschaft mit 
Infrastruktur wird wesenthch auch durch den kumu- 
herten Bestand an Einrichtungen bestimmt. Dieses 
Infrastrukturkapital hat im Laufe der Zeit ein hohes 
Niveau erreicht. Darüber hinaus sind Entscheidungen 
über Infrastrukturinvestitionen nicht nur unter dem 
Aspekt der notwendigen Kapitalaufwendungen zu se- 
hen, sondern es müssen auch andere Faktoren be- 
rücksichtigt werden (Personal, Wartung und Instand- 
setzung, komplementäre Dienste, Reguherungen, 
ökologische Kosten u. a. m.). So ist die langsamere 
Zunahme der öffenthchen Investitionen in den 80er 
Jahren nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Folge- 
kosten der expansiven Finanzpohtik in den 70er Jah- 
ren zu sehen. 

Die Bundesregierung ist mit vielen anderen Beobach- 
tern der Meinung, daß die Bundesrepublik Deutsch- 
land insgesamt über eine leistungsfähige Infrastruk- 
tur verfügt. Diese Einschätzung wird von einer Um- 
frage des Ifo-Instituts vom Sommer 1988 gestützt, in 
der Unternehmer die „gute Infrastruktur" als einen 
„eindeutigen Standortvorteil" der Bxmdesrepubhk 
Deutschland gewertet und sie als deuthch günstiger 
beurteilt haben als bei wichtigen Auslandskonkurren- 
ten. Ein internationaler Vergleich der Quoten der In- 
frastrukturinvestitionen durch das Rheinisch-Westfä- 
hsche Institut für Wirtschaftsforschung unterstreicht 
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die günstige Situation in der Bundesrepubhk 
Deutschland. 


3.5 Welche Bedeutung haben nach Auffassung der Bun- 
desregierung Maßnahmen der Stadt- und Dorfer- 
neuerung, insbesondere Verbesserung der städ- 
tebaulichen Standortqualitäten zur Unterstützung 
des wirtschaftlichen Strukturwandels? 

Welche Bedeutung haben nach Auffassung der Bun- 
desregierung die Maßnahmen der Stadt- und Dorf- 
emeuerung bei der Bewältigung des Strukturwan- 
dels in Stadt und Land? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der 
Stadt- und Dorfemeuerung zur Überwindung von 
Problemen in strukturschwachen Gebieten bei? 

Die strukturelle Entwicklung in der Wirtschaft und in 
der Landwirtschaft stellt die Städte, Gemeinden und 
Dörfer vor immer neue städtebauliche Aufgaben. Die 
Städtebauförderung bleibt auch künftig, nicht zuletzt 
im Hinblick auf wachsende Standortanforderungen 
im Zuge der Vollendung des europäischen Binnen- 
marktes, ein wichtiges flankierendes Instrument der 
Strukturpohtik. Sie ist deshalb auch in das Struktur- 
hilfegesetz aufgenommen worden. Die Bundesregie- 
rung wird die Städtebauförderung auch über 1990 
hinaus im Zeitraum des Finanzplanes bis 1993 auf 
dem bisherigen hohen Niveau mit Bundesfinanzhilfen 
von 660 Mio. DM fortsetzen. Damit behält die von 
Bund und Ländern gemeinsam geförderte Stadt- und 
Dorferneuerung eine längere Perspektive mit einem 
Programm Volumen von jährlich rd. 2 Mrd. DM. 

Die Bundesregierung sieht in den Maßnahmen der 
Stadt- und Dorferneuerung ein geeignetes Instrument 
zur Verbesserung der städtbaulichen Standortqualitä- 
ten auch in strukturschwachen — verdichteten oder 
ländlichen — Räumen. Die Städtebauförderung kann 
hier wichtige Impulse geben, indem sie hüft, daß die 
für die wirtschafthchen Tätigkeiten notwendigen Flä- 
chen, darüber hinaus aber auch die erforderlichen 
Infrastruktureinrichtungen der technischen Ver- und 
Entsorgung und der Verkehrserschließung bereitge- 
stellt werden. 

Die Bereitstellung gewerbhch nutzbarer Flächen 
durch Maßnahmen der Stadterneuerung kann z. B. 
die Wiedernutzbarmachung brachliegender Gewer- 
beflächen ebenso erfordern wie städtebauliche Maß- 
nahmen zur „erhaltenden" Erneuerung derzeit noch 
genutzter Gewerbegebiete. Dies betrifft auch die zu- 
künftige Siedlungsentwicklung und damit die Aus- 
weisung und Erschheßung neuer Bauflächen. Dabei 
sind die wirtschafthchen Aktivitäten in Richtung auf 
eine flächensparende, umweltschonende und städ- 
tebauhch sowie stadtgestalterisch verträgliche Ent- 
wicklung zu lenken. 

Die Veränderungen in der Bevölkerungsentwicklung, 
der Strukturwandel in der Landwirtschaft sowie 
wachsende ökologische Anforderungen steUen eine 
zunehmende Zahl von Dörfern und dörflich geprägten 
Ortsteilen vor die Aufgabe, ihre Funktion neu zu be- 
stimmen und diese auch im Rahmen von Maßnahmen 
der Dorferneuerung zu sichern und weiterzuentwik- 
keln und auf diese Weise bessere Bedingungen auch 
für außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze zu schaf- 


fen. Diesen Anforderungen trägt die Bundesregierung 
auf vielfache Weise Rechnung: 

— Die Anwendung des Städtebaurechts und die Sa- 
nierungsverfahren sind, zuletzt im Baugesetzbuch, 
vereinfacht worden. 

— Im Rahmen der Bund-Länder-Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes" werden Maßnahmen zur Dorfer- 
neuerung gefördert und so landwirtschaftlich ge- 
prägten Dörfern wichtige Anstöße zur Weiterent- 
wicklung gegeben. 

— Die Bundesfinanzhilfen im Rahmen der Städtebau- 
förderung werden zunehmend auch im ländhchen 
Raum und zugunsten kleiner Gemeinden einge- 
setzt: mehr als die Hälfte der Maßnahmen des 
Bund-Länder-Programms der Städtebauförderung 
befindet sich im ländlichen Raum, jede dritte neu 
aufgenommene Sanierungsmaßnahme ist eine Er- 
neuerungsmaßnahme in Gemeinden unter 10 000 
Einwohnern. 

Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau bereitet derzeit einen Bericht zur Dorfer- 
neuerung vor. Dieser Bericht soll eine umfassende 
bundesweite Bestandsaufnahme über Erfahrungen, 
Probleme, Instrumente und Lösungsmöglichkeiten 
zur Dorferneuerung enthalten und zeigen, ob im Be- 
reich der Dorferneuerung zusätzlicher Handlungsbe- 
darf besteht. Er wird dem Deutschen Bundestag vor- 
aussichtlich Ende dieses Jahres vorgelegt. Mit einem 
neuen Forschungsschwerpunkt „ Städtebau und Wirt- 
schaft" im Rahmen des Experimentellen Wohnungs- 
und Städtebaus sollen die städtebaulichen Folgen des 
Strukturwandels sowie neue Tendenzen der betriebli- 
chen Mobilität und des industriellen Standortverhal- 
tens untersucht und Lösungsansätze erarbeitet wer- 
den. 


3.6 Teilt die Bundesregierung die Einschätzung, daß die 
lange Dauer von Genehmigungsverfahren bei Neu- 
und Umbauvorhaben gewerbhcher und industrieller 
Anlagen die Investitionsentscheidungen deutscher 
Unternehmen negativ beeinflußt? Wie kann die not- 
wendige Abstimmung der Vielzahl an Genehmi- 
gungsverfahren Beteüigter gestrafft werden, um die 
Zeit zwischen Antrag und Genehmigung wesentlich 
zu verkürzen? 

3.7 Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
für eine Vereinheitlichung der Verwaltungsverf äh- 
ren und für eine Entbürokratisierung sowie für eine 
Straffung der Planungszeiten und für eine Beschleu- 
nigung von Planfeststellungsverfahren? 

Lange und komplexe Genehmigungs- und Verwal- 
tungsverfahren können nach Ansicht der Bundesre- 
gierung zu erheblichen Belastungen des Investitions- 
klimas führen. Vor allem kleine LFnternehmen, die 
nicht auf eigene spezialisierte Fachleute zurückgrei- 
fen können, fühlen sich nicht selten aufgrund hoher 
administrativer Lasten im Zusammenhang mit neuen 
Investitionsvorhaben entmutigt. Bei raschem Struk- 
turwandel ist der wirtschaftliche Erfolg in besonderem 
Maße abhängig von einer schnellen Durchführung 
des Investitionsvorhabens, denn das wirtschaftliche 
Risiko wächst mit der Länge der Genehmigungs- 
dauer. Investitions- und Standortentscheidungen der 
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Unternehmen bleiben deshalb von Art, Ausmaß und 
Tempo der Genehmigungs- und Verwaltungsverf äh- 
ren nicht unbeeinflußt. 

Um die Kenntnis über das Gewicht dieses Standort- 
faktors zu verbessern und damit die Grundlagen für 
konkrete Erörterungen mit den Genehmigungsbehör- 
den zu festigen, hat der Bundesminister für Wirtschaft 
ein Gutachten zu diesem Problem in Auftrag gegeben. 
Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau bereitet z. Z. mit dem Deutschen Institut für 
Urbanistik in Berlin eine vergleichende Untersuchung 
über die Genehmigungsanforderungen und -Zeiten 
bei der Neuansiedlung von Dienstleistungs- und Ge- 
werbebetrieben in ausgewählten Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft vor. 

Ein wichtiges Ziel der Entbürokratisierungsbemühun- 
gen der Bundesregierung ist es, Verwaltungsverf äh- 
ren möglichst effizient auszugestalten und Reibungs- 
verluste zu minimieren. Mit Unterstützung der Unab- 
hängigen Kommission für Rechts- und Verwaltungs- 
vereinfachung hat die Bundesregierung bereits eine 
Vielzahl von Anregungen zur Vereinfachung von 
Verfahren aufgegriffen und insbesondere innerhalb 
der Rechtsbereinigungsgesetze und -Verordnungen 
umgesetzt. Weitere Möglichkeiten zur Beschleuni- 
gung und Vereinheitlichung von Verfahren insbeson- 
dere mit dem Ziel, die Wirtschaft zu entlasten, werden 
von dieser Kommission z. Z. im engen Kontakt mit der 
Wirtschaft und den Ländern geprüft. 

Die Bundesregierung sieht, daß die Harmonisierung 
von Verwaltungsverfahren auch angesichts der zu- 
nehmenden Verflechtung in allen Bereichen der EG 
eine verstärkte Aufmerksamkeit erfordert. Sie appel- 
liert nicht zuletzt deshalb an Länder und Gemeinden, 
die hierfür in erster Linie zuständig sind, noch stärker 
auf Vereinfachung und Straffung von Verwaltungs- 
verfahren hinzuwirken. 


3.8 Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung 
der Bautätigkeit und den Stand der Wohnraumver- 
sorgung in der Bundesrepublik Deutschland? 

Im Wohnungsneubau — und gerade auch im Miet- 
wohnungsbau — ist es 1988 nach einer mehrjährigen 
Phase rückläufiger Bautätigkeit zu einer deutlichen 
Trendwende gekommen, die starke Impulse auch aus 
dem freifinanzierten Wohnungsbau bezieht. Die Bun- 
desregierung geht davon aus, daß diese günstige Ent- 
wicklung, bei guter Kapazitätsauslastung der Bau- 
wirtschaft und hohen Auftragsreserven in einer Größe 
wie zuletzt Anfang der 80er Jahre über das Jahr 1989 
hinaus anhält. Zusätzlich stimulierend werden die 
wohnungspolitischen Maßnahmen wirken, die die 
Bundesregierung seit März 1989 beschlossen hat. Be- 
reits in Kraft getreten ist die Verbesserung der steuer- 
lichen Abschreibungsbedingungen im Mietwoh- 
nungsbau mit einer Verkürzung der Abschreibungs- 
fristen für Wohngebäude von 50 auf 40 Jahre und 
einer Verbesserung der degressiven Abschreibung in 
den ersten 4 Jahren. Zudem werden die Bundesmittel 
für den sozialen Wohnungsbau auf 1,6 Mrd. DM im 
Jahr 1990 gesteigert. Von besonderer Bedeutung ist 
dabei, daß das von der Bundesregierung vorgeschla- 
gene und inzwischen im 2. Wohnungsbaugesetz ver- 


ankerte neue Modell der vereinbarten Förderung ge- 
nutzt wird. Dieser neue Weg ermöglicht es Bewilli- 
gungsbehörde und Bauherrn, mit entsprechend nied- 
rigerem Förderaufwand in freier vertraglicher Ab- 
sprache auch kürzere und weniger intensive Miet- 
preis- und Belegungsbindungen als im herkömmli- 
chen sozialen Wohnungsbau zu vereinbaren. 

Die Ergebnisse der Volkszählung haben den in der 
Bundesrepubhk Deutschland erreichten hohen Stan- 
dard der allgemeinen Wohnraumversorgung deuüich 
gemacht. In den beiden Jahrzehnten nach 1968 ist — 
bei fast unverändert gebliebener Bevölkerungszahl — 
die Zahl der Wohnungen um V 3 , bzw. 6,6 Mio. Woh- 
nungen, auf 26,3 Mio. gesteigert worden. Zugleich hat 
sich die Qualität der Wohnungen deutlich verbes- 
sert. 

Gleichwohl zeigt sich in jüngster Zeit eine Anspan- 
nung der Wohnungsmarktlage in verschiedenen Re- 
gionen der Bundesrepublik Deutschland, vor allem in 
Ballungsgebieten. Eine Reihe von Entwicklungen hat 
zu der in diesem Ausmaß nicht erwarteten Nachfrage- 
steigerung nach Wohnungen beigetragen. Zu nennen 
sind der verstärkte Zustrom von Übersiedlern aus der 
DDR und von Aussiedlern, aber auch die Steigerung 
der real verfügbaren Einkommen der privaten Haus- 
halte um 12 % in 3 Jahren und der daraus resultie- 
rende Wunsch nach mehr Wohnkomfort, das Hinein- 
wachsen der geburtenstarken Jahrgänge in das 
„Haushaltsgründungsalter" sowie die Zunahme des 
Anteils älterer alleinstehender Menschen. 

Die von der Bundesregierung eingeleiteten Maßnah- 
men zur Förderung des Wohnungsbaus werden zu- 
sammen mit den kräftig gestiegenen privaten Investi- 
tionen im Wohnungsbau zu einer mittelfristigen Ent- 
spannung der Lage auf dem Wohnungsmarkt beitra- 
gen. Auch die von der Bundesregierung im Juni 1989 
gebilligte Vierte Verordnung zur Änderung der Bau- 
nutzungsverordnung kann den Wohnungsmarkt mit 
ihren Erleichterungen zugunsten des Ausbaus von 
Dachgeschossen entlasten. Als ein wesentliches In- 
strument zur sozialen Flankierung der Wohnungspoli- 
tik bietet das Wohngeld wirksame Hilfe für einkom- 
mensschwache Haushalte. Die Bundesregierung hat 
beschlossen, daß in den Ballungsgebieten mit beson- 
ders hohem Mietniveau eine 6. Wohngeldstufe einge- 
führt wird, um den besonders betroffenen einkom- 
mensschwachen Mietern zusätzlich zu helfen. Gleich- 
zeitig werden die Städte, Gemeinden und Kreise, bei 
denen eine überdurchschnitthche Mietentwicklung 
dies rechtfertigt, einer höheren Wohngeldstufe zuge- 
ordnet. 


3.9 Wie bewertet die Bundesregierung die Auffassung, 
daß die Kapitalmarktzinsen in der Bundesrepublik 
Deutschland zu hoch sind und die produktive Geld- 
anlage etwa in Aktien nicht zuletzt durch steuerliche 
Benachteiligung wesentlich weniger attraktiv ist als 
die unproduktive? 

Die Kapitalmarktzinsen in der Bundesrepublik 
Deutschland bewegen sich derzeit auf einem Niveau, 
das im historischen Vergleich gesehen als relativ 
niedrig bezeichnet werden kann. Zwischen 1970 und 
1985 lagen die Kapitalmarktzinsen im Durchschnitt 
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über 8% und damit um gut einen Prozentpunkt über 
dem heutigen Niveau. Die anhaltende wirtschaftliche 
Aufwärtsbewegung und die Investitionsdynamik sind 
durch diese günstigen Kapitalmarktkonditionen mit- 
bedingt. Eine spürbare Steigerung der Kapitalmarkt- 
zinsen könnte deshalb nach Ansicht der Bundesregie- 
rung die Auftriebskräfte beeinträchtigen. Im Zuge der 
Globalisierung der Finanzmärkte werden die Kapital- 
marktzinsen allerdings zunehmend auch durch inter- 
nationale Kapitalbewegungen beeinflußt. Einer vom 
internationalen Kapitalmarkt unabhängigen nationa- 
len Zinspolitik sind daher und wegen der damit ver- 
bundenen Wechselkurseffekte sehr enge Grenzen ge- 
setzt. 

Die Attraktivität der Geldanlage in Produktivvermö- 
gen hat im Zuge der in den 80er Jahren erheblich ver- 
besserten Sachkapitalrenditen in praktisch allen Wirt- 
schaftsbereichen sowie aufgrund der gesunkenen Be- 
lastung der Kapitalmärkte durch die staatliche Kredit- 
nachfrage wieder deutlich zugenommen. Daß die Be- 
deutung der Aktie als Instrument der Eigenkapitalfi- 
nanzierung von Unternehmen in der Bundesrepublik 
Deutschland weniger groß ist als in anderen ver- 
gleichbaren Industrieländern, hat nicht in erster Linie 
steuerliche Gründe, sondern liegt u. a. in der histori- 
schen Entwicklung des deutschen Aktienrechts be- 
gründet, das sich in erster Linie an den Bedürfnissen 
der großen Publikumsgesellschaften orientiert. Das 
Anrechnungsverfahren bei der Körperschaftsteuer 
war auch im Hinblick auf eine breitere Beteiligung am 
Produktivkapital eingeführt worden. Die geplante 
Fortführung der wachstumsfördemden Steuerpolitik 
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Inve- 
stitionen und Arbeitsplätze wird auch Probleme steu- 
erlicher Ungleichbehandlungen von Realkapital und 
Finanzkapital berücksichtigen. Die Abschaffung der 
Börsenumsatz- und der Gesellschaft Steuer werden 
deshalb in die Überlegungen zur Verbesseiung der 
Besteuerung einbezogen werden. 

4. Strukturwandel und Arbeitsmarkt 

4.1 Wie hat sich der Strukturwandel auf die Beschäfti- 
gung insgesamt und in einzelnen Wirtschaftsberei- 
chen ausgewirkt? 

Welche Wirtschaftszweige waren am stärksten vom 
strukturbedingten Beschäftigungsabbau betroffen? 

Seit dem Tiefstand im Herbst 1983 hat sich die Zahl 
der Erwerbstätigen in der deutschen Wirtschaft bis 
heute um über IV 4 Mio. erhöht. Damit konnte der 
scharfe Beschäftigungseinbruch, der zwischen 1980 
und 1983 zu einem Rückgang der Erwerbstätigen um 
rd. 1 Mio. geführt hatte, bis heute mehr als kompen- 
siert werden. Angesichts der weiteren Anpassungs- 
fortschritte im Strukturwandel, der robusten konjunk- 
turellen Situation und der Tatsache, daß viele Unter- 
nehmen mittlerweile an der Kapazitätsgrenze arbei- 
ten, geht die Bundesregierung von einer weiteren 
deutlichen Zunahme der Beschäftigung in diesem wie 
im kommenden Jahr aus. 

In langfristiger Betrachtung führte der Strukturwan- 
del dazu, daß zwischen 1973 und 1988 in der Land- 
und Forstwirtschaft die Erwerbstätigkeit um rd. 
650 000 und in der Warenproduktion um ca. 2,25 Mio. 


abnahm. Die Zahl der beim Staat Beschäftigten er- 
höhte sich um rd. 810 000 und der in Dienstleistungs- 
Unternehmen (ohne Wohnungsvermietung) Erwerbs- 
tätigen um gut 1,15 Mio. Trotz der deutlich sichtbaren 
Strukturverlagerungen in den Dienstleistungssektor 
haben nüt dem Straßenfahrzeugbau, der Kunststoff- 
warenherstellung, dem Luft- und Raumfahrzeugbau 
sowie der Energie- und Wasserversorgung auch eine 
Reihe von Wirtschaftszweigen des Warenproduzie- 
renden Gewerbes ihre Beschäftigung zwischen 1973 
und 1987 (neuere vergleichbare Zahlen in sektoraler 
Gliederung liegen derzeit noch nicht vor) erhöht. An- 
dererseits war im gleichen Zeitraum in einzelnen 
Dienstleistungsbereichen, dem Groß- und Einzelhan- 
del und Teilen des Verkehrsbereiches, ein Beschäfti- 
gungsabbau zu verzeichnen. Im Vergleich zur ra- 
schen Beschäftigungsexpansion der 60er und 70er 
Jahre hat sich die Zahl der beim Staat Beschäftigten in 
den 80er Jahren nur noch relativ langsam erhöht. 

Strukturwandel bedeutet immer auch, daß in einzel- 
nen Unternehmen oder Wirtschaftszweigen Arbeits- 
plätze abgebaut werden. Die Strukturberichte haben 
in diesem Zusammenhang deutlich gemacht, daß die 
in den 70er und 80er Jahren entstandenen Beschäfti- 
gungsprobleme vor allem auf einer unzureichenden 
Wahrnehmung von Expansionschancen beruhten. Die 
Zahl der in schrumpfenden Branchen weggefallenen 
Arbeitsplätze sei demgegenüber nicht ungewöhnlich 
hoch gewesen. Neben der Land- und Forstwirtschaft 
hatten zwischen 1973 und 1987 das Baugewerbe 
(-616 000 Erwerbstätige) und das Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe (-438 000) die größten Beschäfti- 
gungsverluste durch den Strukturwandel zu verzeich- 
nen. Neben den traditionellen Zweigen Emährungs- 
gewerbe. Eisenschaffende Industrie, Holzverarbei- 
tung, Steine imd Erden, Ledergewerbe sowie den Ei- 
senbahnen gehörten auch der Maschinenbau 
(-141 000) und die Elektrotechnik (-81 000) zu den 
Branchen mit gesamtwirtschaftlich fühlbaren Be- 
schäftigungseinbußen. Seit 1983 hatten diese beiden 
Wirtschaftszweige zusammen mit dem Straßenfahr- 
zeugbau und der Kunststoffverarbeitung im Zuge der 
weltweit wiederbelebten Nachfrage nach Investi- 
tionsgütern allerdings die größten Beschäftigungszu- 
wächse innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes zu 
verzeichnen. Die Zahl der im Kohlenbergbau Beschäf- 
tigten hat sich zwischen 1973 und 1987 um insgesamt 
47 000 verringert. Staatliche Hüfen hat hier — wie in 
der Land- und Forstwirtschaft — trotz weiter ver- 
schlechterter Wettbewerbsposition zu einem gegen- 
über den 60er Jahren deutlich verlangsamten Kapazi- 
täts- bzw. Beschäftigungsabbau geführt. 


4.2 Welchen Beitrag können und müssen nach Meinimg 
der Bundesregierung die Lohnpolitik und die Gestal- 
tung der Arbeitsbedingungen — auch durch die So- 
zialpartner — bei der Bewältigung des Strukturwan- 
dels spielen? 

4.3 Wie beurteilt die Bundesregienmg die Möglichkei- 
ten, im Rahmen der Lohnpolitik zukünftig stärker 
nach Sektoren und Regionen zu differenzieren? 

4.4 Welche weiteren Maßnahmen können auch von den 
Tarifpartnem durchgeführt werden, um die Lohnne- 
benkosten zu senken bzw. zu stabilisieren? 
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Mit ihren Entscheidungen über die Höhe des Arbeits- 
lohnes, die Länge der Arbeitszeit und des Urlaubs, 
über tarifvertragliche und freiwillige Leistungen zu- 
sätzlich zu den Direktentgelten etc. haben die Sozial- 
partner erheblichen Einfluß auf Verlauf, Richtung und 
Intensität des Strukturwandels, auf die Stabilität des 
Geldwertes, auf die Verhältnisse auf den Arbeits- 
märkten sowie auf die Position der in Deutschland 
tätigen Unternehmen im internationalen Wettbewerb. 
Hohe Reallöhne, günstige Arbeitsbedingungen und 
hoher Umweltschutz lassen sich gegen scharfe inter- 
nationale Konkurrenz nur bei Anwendung moderner, 
oft kapitalintensiver Fertigungstechniken, die hohe 
Produktivität garantieren, sowie mit innovativen, 
hochwertigen Gütern und Dienstleistungen, die von 
qualifizierten, motivierten und flexiblen Arbeitneh- 
mern erstellt werden, durchsetzen. Das große Maß an 
Verantwortxmg der Sozialpartner für die Lohnpolitik 
und die Gestaltung der Arbeitsverhältnisse sowie für 
die sich daraus ergebenden Folgen für den Struktur- 
wandel zeigt sich auch in der verfassungsrechtlichen 
Verankerung von Koalitionsfreiheit und Tarifautono- 
mie. 

Mit dem Abschluß moderater, vielfach mehrjähriger 
Tarifverträge sind nach Ansicht der Bundesregierung 
die Tarifpartner in den letzten Jahren ihrer Verant- 
wortung für den Arbeitsmarkt nachgekommen. Die 
Lohnpolitik hat an Berechenbarkeit gewonnen und 
damit Beschäftigungsanstöße gegeben. Die gegen- 
wärtige konjunkturelle Lage und die Situation auf den 
Arbeitsmärkten geben nach Ansicht der Bundesregie- 
rung keinen Anlaß, von einer wachstumsgerechten 
Tarif Politik, die sich mittelfristig unter Einbeziehung 
auch der Arbeitszeitkomponente am Produktivitäts- 
zuwachs orientiert, abzugehen. 

Für die Bewältigung des Strukturwandels ist es erfor- 
derlich, daß die Lohnvereinbarungen im Ergebnis 
ausreichenden Spielraum lassen für Lohnanpassun- 
gen, die der wirtschaftlichen Lage der betroffenen 
Arbeitsplätze in den Unternehmen, der Wirtschafts- 
zweige und der Regionen Rechnung tragen. Zwar läßt 
sich das „richtige" Ausmaß einer sekt oralen oder re- 
gionalen Differenzierung der Löhne und Gehälter em- 
pirisch nicht berechnen. In den Feststellungen der 
Strukturberichte, daß gerade in Branchen mit einem 
hohen strukturellen Anpassungsbedarf und mit durch 
massive Subventionen gestützter Beschäftigung die 
gewachsene Lohnhierarchie nicht durch Lohnzurück- 
haltung abgebaut, sondern zum Teil sogar noch ver- 
festigt worden ist, sieht die Bundesregierung jedoch 
Hinweise darauf, wie die Tarifpartner durch stärker 
regional und sektoral differenzierte Lohnvereinba- 
rungen den beschäftigungspolitischen Erfordernissen 
noch besser gerecht werden können. Vor allem sollte 
die Lohnpolitik in Regionen mit strukturellen Anpas- 
sungsproblemen primär die Notwendigkeit der Neu- 
ansiedlung von Arbeitsplätzen berücksichtigen. Zu- 
dem könnte durch relative Lohnzurückhaltung in un- 
ter Anpassungsdruck stehenden Branchen die Bereit- 
schaft der Arbeitnehmer zum freiwilligen Arbeits- 
platzwechsel gefördert werden. Darüber hinaus soll- 
ten die Tarifpartner nach Ansicht der Bundesregie- 
rung bei der Gestaltung von Tarifvereinbarungen dar- 
auf achten, daß die Aufnahme eines Arbeitsverhält- 
nisses von Jugendlichen ohne Berufsausbildung und 


nicht hinreichend qualifizierten Langzeitarbeitslosen 
erleichtert wird. 

Die Personalzusatzkosten, die Unternehmen in 
Deutschland zusätzlich zum direkten Lohn aufbrin- 
gen müssen, nehmen im internationalen Vergleich 
inzwischen einen Spitzenplatz ein. Dabei weisen tarif- 
vertraglich und individuell vereinbarte Leistungen 
seit Anfang der 70er Jahre eine stärkere Dynamik auf 
als die gesetzlich bedingten Kostenkomponenten. 
Auffällig ist zudem, daß tarifvertraglich und betrieb- 
lich vereinbarte Personalzusatzkosten mit der Unter- 
nehmensgröße steigen. Die Bundesregierung trägt 
mit der Reform der Kranken- und Rentenversicherung 
sowie in dem Bestreben um eine Konsolidierung und 
Konzentration des Haushalts der Bundesanstalt für 
Arbeit dazu bei, Beitragssatzerhöhungen und damit 
einen Anstieg der Personalzusatzkosen zu vermeiden. 
Auch die Sozialpartner sollten im Rahmen ihrer auto- 
nomen Entscheidungen dazu beitragen. 

Mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz 1985 hat 
die Bundesregierung einen wichtigen Beitrag zur Ver- 
besserung der Funktionsfähigkeit und Erhöhung der 
Rexibilität des Arbeitsmarktes geleistet. Die zeitlich 
bis zum Jahresende 1989 befristeten arbeitsmarkt- 
und beschäftigungspolitischen Maßnahmen haben 
sich bewährt. Im Rahmen der Begleitforschung hierzu 
stellen das Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor- 
schung und die Infratest Sozialforschung, München, 
fest, daß von Mai 1985 bis April 1987 150 000 bis 
170 000 Neueinstellungen aufgrund der erleichterten 
Zulassung befristeter Beschäftigungsverhältnisse 
durch das Beschäftigungsförderungsgesetz erfolgten. 
Bei einer Übernahmequote von 56% seien im Be- 
richtszeitraum aufgrund des Gesetzes rd. 90 000 zu- 
sätzliche Dauerarbeits Verhältnisse entstanden. Auch 
wird das Gesetz von den betroffenen Arbeitnehmern 
überwiegend positiv bewertet. Diese Untersuchungs- 
ergebnisse widerlegen im übrigen das Vorurteil, be- 
fristete Arbeitsverträge würden von den Betrieben zur 
Umgehung des besonderen Kündigungsschutzes für 
bestimmte Arbeitnehmergruppen genutzt. Aufgrund 
der guten Erfahrungen unterstützt die Bundesregie- 
rung den von den Koalitionsfraktionen der CDU/CSU 
und FDP eingebrachten Entwurf eines Beschäfti- 
gungsförderungsgesetzes 1990 (Drucksache 11/4952 
vom 14. Juli 1989), der die Verlängerung der Befri- 
stungsregelungen des Beschäftigungsförderungsge- 
setzes sowie anderer, sonst auslaufender beschäfti- 
gungsfördernder Regelungen im Arbeitsförderungs- 
gesetz, im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz und im 
Schwerbehindertengesetz bis 1995 vorsieht. 

4.5 Wie beurteilt die Bundesregierung wissenschaft- 
liche Modellrechnungen, die zu dem Ergebnis er- 
heblicher gesamtwirtschaftlicher Beschäftigungsge- 
winne durch einen fühlbaren Abbau von Subventio- 
nen gelangen? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung haben sich in 
den letzten Jahren vor allem das Kieler Institut für 
Weltwirtschaft (IfW) und das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, mit Versuchen 
beschäftigt, im Rahmen von Modellsimulationen ge- 
nauere Erkenntnisse über gesamtwirtschaftliche Sub- 
ventionswirkungen zu gewinnen. Das IfW schätzte 
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bereits 1985 als die langfristige Wirkung eines allge- 
meinen 50%igen Subventionsabbaus bei gleichzeiti- 
ger Senkung aller direkten Steuern um den einge- 
sparten Betrag eine Erhöhung der Zahl der Erwerbs- 
tätigen um fast 1 Million. Dabei unterstellt das Institut, 
daß die Tarif parteien die Verringerung der Steuerlast 
der Arbeitnehmer in den Tarifabschlüssen berück- 
sichtigen. Das DIW ermittelte 1987 als Auswirkung 
einer Kürzung der Subventionen um 20 Mrd. DM bei 
simultaner Steuersenkung eine Zunahme der Er- 
werbstätigenzahl um max. 200 000. Unter Zugrunde- 
legung der Annahmen des IfW berechnet das DIW 
einen Beschäftigungseffekt von höchstens 300 000 zu- 
sätzhchen Erwerbstätigen, kommt im Ergebnis also 
nur auf etwa Va des vom IfW errechneten Effektes. 

Die zu erwartende Höhe der Beschäftigungseffekte 
anhand von Modellrechnungen abzuschätzen, er- 
scheint angesichts der mit den Subventionskürzungen 
und Steuersenkungen eintretenden Änderungen bei 
Güterpreisen, Löhnen, Kapitalkosten oder Wechsel- 
kursen außerordenthch schwierig und ist mit großen 
Unsicherheiten behaftet. Auch die Verfasser der Mo- 
dellrechnungen raten zu einer vorsichtigen Interpre- 
tation der von ihnen ermittelten Ergebnisse. 

Unabhängig von diesen Modellrechnungen ist die 
Bundesregierung davon überzeugt, daß der kurzfri- 
stige Rückgang zuvor geförderter Arbeitsplätze als 
Folge des Subventionsabbaus mittelfristig mehr als 
ausgeglichen werden kann durch die Schaffung neuer 
und die Sicherung vorhandener produktiver Arbeits- 
plätze aufgrund der zu erwartenden höheren Wachs- 
tumsdynamik und Wettbewerbsfähigkeit. Für diese 
Ansicht spricht auch die Tatsache, daß zwei unabhän- 
gige Wirtschaftsforschungsinstitute übereinstimmend 
— wenn auch mit unterschiedlichen Größenordnun- 
gen — zu dem Ergebnis positiver gesamtwirtschaftli- 
cher Beschäftigungswirkungen eines mit Steuersen- 
kungen verbundenen Subventionsabbaus gelangen. 


4.6 Liegen der Bundesregierung Hinweise auf Freiset- 
zungseffekte des technischen Fortschritts vor, und 
welche Schlußfolgerungen zieht sie daraus im Hin- 
blick auf weitere Verkürzungen der Arbeitszeiten? 

Innovationen und neue Technologien sind eine wich- 
tige Triebkraft für den wirtschaftlichen Strukturwan- 
del und die Beschäftigung. Die Bundesregierung 
wertet daher Untersuchungen über die Arbeitsmarkt- 
und Beschäftigungswirkungen des technischen Fort- 
schritts sorgfältig aus und gibt auch selber entspre- 
chende Analysen in Auftrag. So wurde innerhalb der 
Strukturberichterstattung des Bundesministers für 
Wirtschaft in der letzten Berichtsrunde 1987 schwer- 
punktmäßig der Zusammenhang zwischen Investitio- 
nen, Beschäftigung und Produktivität untersucht. Der 
Bundesminister für Forschung und Technologie ließ 
im Rahmen der Meta-Studie von 1985 bis 1988 die 
„Arbeitsmarktwirkungen moderner Technologien" in 
Teilprojekten durch neun Forschungsinstitute analy- 
sieren. Gemeinsames Ergebnis dieser Untersuchun- 
gen ist, daß Innovationen eine wesentliche Vorausset- 
zung für positive Beschäftigungsentwicklungen im 
Strukturwandel sind und daß es keine Alternative zur 
Nutzung moderner Techniken in der Produktion und 


auf den Märkten gibt. Zwar können auf der einen 
Seite durch technischen Fortschritt herkömmliche Ar- 
beitsplätze entfallen, zugleich entstehen aber auch im 
Zuge der Entwicklung, der Produktion und des Ein- 
satzes der neuen Techniken viele interessante und 
sichere Arbeitsplätze in alten und in neuen Unterneh- 
men und Branchen. Die mit modernen Produktions- 
mitteln und -verfahren erreichbaren Produktivitätszu- 
wächse sind die Grundlage steigender Realeinkom- 
men und führen zusammen mit neuen Produkten zu 
zusätzlicher Nachfrage und zu neuen Märkten. Sie 
sind unverzichtbar zur Sicherung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen. 

Die dargestellten Befunde sprechen eindeutig gegen 
die immer wieder auftauchenden Befürchtungen, die 
mit der durch neue Techniken ermöglichten Rationa- 
lisierung der Produktionsprozesse die Vorstellung 
dauerhafter gesamtwirtschaftlicher Arbeitsplatz Ver- 
luste verbinden, und somit auch gegen Forderungen 
nach einer generellen — den Wünschen der Arbeit- 
nehmer nach höheren Arbeitseinkommen zuwider- 
laufenden — Verkürzung der Arbeitszeit als Aus- 
gleich für die befürchteten Freisetzungseffekte. Zu 
Problemen am Arbeitsmarkt kann es allerdings kom- 
men, weil sich im Prozeß des Strukturwandels Freiset- 
zungen und mögüche Neueinstellungen nach Qualifi- 
kation, Branche oder Ort häufig nicht decken. Gefor- 
dert sind deshalb Flexibilität und Mobilität an den 
Arbeitsmärkten, die dadurch erleichtert werden soll- 
ten, daß der Strukturwandel auf dem Arbeitsmarkt 
tendenziell mit einer Höherqualifizierung und mit zu- 
nehmender Eigenverantwortlichkeit der Arbeitneh- 
mer einhergeht. Die Nutzung von Qualifikationspo- 
tentialen als Voraussetzung für mehr Wachstum und 
Beschäftigung darf deshalb nicht durch starre Arbeits- 
zeiten behindert werden. Erst die erhöhte Flexibilität, 
insbesondere durch Entkoppelung von Arbeits- und 
Betriebszeiten, ermöglicht auch eine schrittweise Ab- 
senkung der individuellen Arbeitszeit und damit eine 
Erhöhung der Arbeitszeitsouveränität des Arbeitneh- 
mers (vgl. Antwort zu Frage 4.7). 


4,7 Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung flexi- 
bleren Arbeitszeiten und -formen im Prozeß des 
Strukturwandels zu? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang die Auswirkimgen von Arbeitszeitverkür- 
zungen mit vollem Lohnausgleich oder die Nichtzu- 
lassung von Wochenendarbeit in kapitalintensiven 
Betrieben? 


In größerer Flexibilität der Arbeitszeit sieht die Bun- 
desregierung eine vielversprechende Chance, den 
Strukturwandel positiv zu begleiten, etwaige Anpas- 
sung sfriktionen aufzufangen und die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu 
stärken. Mit dem Regierungsentwurf eines Arbeits- 
zeitgesetzes (Drucksache 11/360 vom 25. Mai 1987) 
sollen hierfür geeignete Voraussetzungen geschaffen 
werden. Infolge steigenden Wohlstands und zuneh- 
mender Nachfrage nach Dienstleistungen nimmt zu- 
dem der Bedarf an einem zeitlich erweiterten Versor- 
gungsangebot im Dienstleistungsbereich zu. 
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Die deuthche Verkürzung der Arbeitszeiten durch die 
Tarifvertragsparteien hat das von ihren Befürwortern 
erwartete Maß an zusätzlichen Beschäftigungseffek- 
ten nicht erfüllt, zumal die durch sie angestoßenen 
Produktivitäts- und Kostenwirkungen Rationahsie- 
rungsanstrengungen tendenziell gefördert haben. Im 
Hinblick auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft und die Quahtät der Bun- 
desrepubhk Deutschland als Industriestandort ist an- 
gesichts der im internationalen Vergleich besonders 
kurzen Arbeitszeiten jetzt mehr Arbeitszeitflexibilität 
dringend gefordert. 

In der Entkoppelung von Betriebs- und individueller 
Arbeitszeit, wie sie bei rd. einem Drittel der Beschäf- 
tigten im Produktionsbereich des Verarbeitenden Ge- 
werbes bereits übhch ist, hegen — trotz Fortschritten 
in den tariflichen Regelungen — noch erhebhche 
Möglichkeiten, die Kapitalproduktivität durch län- 
gere Maschinenlaufzeiten zu erhöhen und neue Be- 
schäftigungsmöglichkeiten zu schaffen. Dabei sind 
betriebsindividuelle Lösungen gefragt. Nur so ist si- 
chergestellt, daß den besonderen betrieblichen Gege- 
benheiten und den sich im Strukturwandel verän- 
dernden Anforderungen angemessen Rechnung ge- 
tragen werden kann. 

Im Rahmen der betrieblichen Notwendigkeiten sollte 
auch die Einbeziehung des Samstags in die Arbeits- 
woche kein Tabu sein. Damit wird sich das starre Zeit- 
gerüst der 5-Tage-Woche weiter auflockem. Bei ge- 
schickter Arbeitszeitorganisation ergeben sich gerade 
hieraus neue zeithche Dispositionsspielräume auch 
für Arbeitnehmer, die z. B. zu längeren zusammen- 
hängenden Freizeiträumen für die Familien genutzt 
werden können. Das grundsätzhche Sonntagsarbeits- 
verbot stellt die Bundesregierung nicht in Frage. 

4.8 Welche Folgerungen sind nach Ansicht der Bundes- 
regierung unter Berücksichtigung der demographi- 
schen Entwicklung für die Lebensarbeitszeit, insbe- 
sondere den Zeitpunkt des Eintritts in das Rentenal- 
ter zu ziehen? 

Seit Mitte der 70er Jahre ist die Bevölkerungszahl in 
der Bundesrepublik Deutschland in der Tendenz 
rückläufig. Ein im wesenthchen altersstiukturbeding- 
ter Anstieg der Geburten und erhöhte Zuwanderun- 
gen Deutschstämmiger und Ausländer haben diesen 
Rückgang nur vorübergehend unterbrochen. Dane- 
ben sind erhebhche Verschiebungen im Altersaufbau 
der Bevölkerung festzustellen. 

Die sich aus der steigenden Lebenserwartung und der 
Vorverlagerung des Rentenzugangsalters ergeben- 
den Belastungen für die gesetzhche Rentenversiche- 
rung können gemildert werden, wenn es gehngt, das 
zahlenmäßige Verhältnis zwischen Erwerbstätigen 
und Nicht-Erwerbstätigen in einem gewissen Gleich- 
gewicht zu halten. Einen der dafür maßgebhchen Fak- 
toren bildet die Regelaltersgrenze. Da die normale 
Altersgrenze von 65 Jahren innerhalb von 15 Jahren 
vom Regel- fast zum Ausnahmefall für den Rentenbe- 
ginn geworden ist, hält es die Bundesregierung mittel- 
und längerfristig für erforderhch, die Lebensarbeits- 
zeit wieder stärker auf die Regelaltersgrenze auszu- 
richten. In dem Entwurf eines Rentenreformgesetzes 


1992 (Drucksache 11/4124 vom 7. März 1989) ist des- 
halb vorgesehen, daß ab dem Jahre 2001 die Alters- 
grenzen von 60 und 63 Jahren für eine vorzeitige 
Altersrente wieder stufenweise auf die Regelalters- 
grenze von 65 Jahren angehoben werden sollen. 
Gleichzeitig soll die Möghchkeit geschaffen werden, 
eine Altersrente bis zu 3 Jahren vorzeitig in Anspruch 
nehmen zu können, wobei der Vorteil der vorzeitigen 
Inanspruchnahme durch einen Zugangsfaktor ausge- 
glichen werden soll. Außerdem soll ab dem Jahre 1992 
eine Teilrente eingeführt werden, die den Versicher- 
ten die Möglichkeit gibt, statt einer vollen Altersrente 
eine Teilaltersrente mit höheren Hinzuverdienstmög- 
lichkeiten zu beziehen und somit besser als bisher 
vom Erwerbsleben in den Ruhestand hineinzugleiten. 
Mit der Anhebung der Altersgrenzen und ihrer Flexi- 
bilisierung soll frühzeitig ein Signal gesetzt werden, 
damit Arbeitnehmer, Arbeitgeber, Gewerkschaften 
und Betriebsräte sich entsprechend auf die kommen- 
den Veränderungen einstellen können. 

Die aus der demographischen Entwicklung resultie- 
renden Belastungen betreffen nicht nur das System 
der Rentenversicherung. Es ist deshalb erforderhch, 
daß solchen Belastungsveränderungen unter Beach- 
tung der jeweihgen Besonderheiten in anderen ganz 
oder teilweise aus Steuermitteln finanzierten Alterssi- 
cherungssystemen sinngemäß Rechnung getragen 
wird. 


4.9 Welche Möglichkeiten zur besseren Ausschöpfung 
des in den Dienstleistungszweigen liegenden Be- 
schäftigungspotentials sieht die Bundesregierung? 

In der Antwort zu Frage 1.7 hat die Bundesregierung 
bereits auf enge Zusammenhänge zwischen der Pro- 
duktion von Gütern und Dienstleistungen hingewie- 
sen und sich gegen die These von einer Dienstlei- 
stungslücke der deutschen Wirtschaft gewandt. Sie 
hält eine spezielle Dienstleistungsförderpohtik für 
keinen zur Lösung gesamtwirtschaftlicher Beschäfti- 
gungsprobleme geeigneten Weg. Ihre Bemühungen 
um eine Verbesserung der Beschäftigungs- und 
Standortbedingungen der deutschen Wirtschaft sind 
gleichermaßen auf Dienstleistungs- und industrielle 
Anbieter gerichtet. Für die Entfaltung neuer wirt- 
schaftlicher Dynamik und zur Erschließung neuer Be- 
schäftigungspotentiale spielt die Öffnung der Märkte 
für den Wettbewerb durch den Abbau von unnötigen 
und nicht mehr zeitgemäßen Reguherungen und 
Wettbewerbshemmnissen eine wichtige Rolle. 

International ist die Dienstleistungswirtschaft bisher 
stärker Abschottungen, Regulierungen und Verkru- 
stungen ausgesetzt als die Warenproduktion. Es ist 
daher auch schwieriger, die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit der in den nationalen Dienstleistungs- 
zweigen tätigen Unternehmen zu beurteilen. Der eu- 
ropäische Binnenmarkt wird in vielen Dienstlei- 
stungszweigen erhebliche Veränderungen mit sich 
bringen, neue Rahmenbedingungen schaffen und den 
Wettbewerb erweitern. Zusätzhch wirken die Ver- 
handlungen über die Liberalisierung von Dienstlei- 
stungen im Internationalen Zoll- und Handelsabkom- 
men (GATT) in die gleiche Richtung. Für die Wirt- 
schaft gilt es, sich auf diese neuen Perspektiven recht- 
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zeitig einzustellen, um sich zukünftig im Wettbewerb 
zu behaupten. Die deutschen Unternehmen und die 
Selbständigen in den freien Berufen sollten nicht zö- 
gern, auf den expandierenden Dienstleistungsmärk- 
ten in die Offensive zu gehen. Die Bundesregierung 
wird sich insbesondere in der Vorbereitungsphase auf 
den europäischen Binnenmarkt bemühen, durch Ver- 
besserung der Statistiken im Dienstleistungsbereich 
und im Rahmen der wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschung Wissensdefizite abzubauen und damit be- 
sonders für kleine und mittlere Unternehmen Orien- 
tierungshilfen zu geben. 

Die Bundesregierung ist, wo immer dies möghch ist, 
um eine Öffnung von bisher im öffenüichen Sektor 
erbrachten Dienstleistungen für private Anbieter be- 
müht. Zu bedenken ist dabei, daß viele öffentliche 
Dienstleistungen außerhalb der Bundeszuständigkeit, 
nämlich bei den Bundesländern und bei den Kommu- 
nen, liegen und daß nicht alle öffenthchen Leistungen 
für eine Privatisierung in Frage kommen können. Die 
Öffnung von Aufgabenfeldern auf dem Gebiet der 
technischen Sicherheit für freiberufliche Sachverstän- 
dige (Zulassung weiterer Überwachungsorganisatio- 
nen zur Kfz -Überwachung, Übertragung von Prüfauf- 
gaben bei überwachungsbedürftigen Anlagen) ist ein 
Beispiel für die Pohtik des Bundes zur Förderung der 
Betätigungsmöglichkeiten der privaten Wirtschaft, 
die fortgesetzt und von Ländern und Gemeinden stär- 
ker als bisher aufgegriffen werden sollte. Mit der 
Strukturreform des Post- und Fernmeldewesens als 
Deregulierungsmaßnahme setzt die Bundesregierung 
ebenfalls darauf, private Initiative zu unterstützen und 
den zukunftsträchtigen Telekommunikationsdienst- 
leistungen und -endgeräten zu öffnen, um weitere 
Wachstumsimpulse zu erzeugen. 

Im Rahmen der Mittelstandsförderung sind die ge- 
werblichen Dienstleistungsunternehmen in der Bun- 
desrepubhk Deutschland den industriellen Produzen- 
ten gleichgestellt. Wie im Jahreswirtschaftsbericht 
1989 angekündigt, prüft die Bundesregierung, ob dar- 
über hinaus eine Öffnung bestehender Programme für 
die Selbständigen in den freien Berufen in Betracht 
kommen kann. 


4.10 Wie kann nach Auffassung der Bundesregierung 
den vom Strukturwandel besonders betroffenen Ar- 
beitnehmern wirksam geholfen werden, ohne daß 
Anpassungsbereitschaft und Mobüität der Arbeit- 
nehmer beeinträchtigt und sozialrechüiche Einstel- 
lungshürden neu geschaffen bzw. verstärkt wer- 
den? 

Merkmal einer dynamischen Wirtschaft ist es, daß im 
strukturellen Wandel bestehende Arbeitsplätze und 
Arbeitsinhalte wirtschaftlich nicht mehr tragfähig 
sind, gleichzeitig aber an gleicher oder an anderer 
Stelle neue Beschäftigungsmöglichkeiten entstehen. 
Die Herbeiführung eines hohen Beschäftigungsstan- 
des ist eines der zentralen, auch gesetzlich festge- 
schriebenen wirtschaftspolitischen Ziele. Eine Ar- 
beitsplatzgarantie kann es in der marktwirtschaftli- 
chen Ordnung jedoch nicht geben. Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber sind in erster Linie selbst dazu aufgeru- 
fen, durch eigene Anstrengungen den Erfordernissen 
des Strukturwandels Rechnung zu tragen. 


Die staatliche Flankierung des Strukturwandels ist vor 
diesem Hintergrund Zielsetzung auch der Arbeits- 
marktpolitik und des Arbeitsförderungsgesetzes. Es 
gehört zu den Kernaufgaben der Arbeitsmarktpohtik, 
im Prozeß des strukturellen Wandels die Mobilität und 
Anpassungsfähigkeit beschäftigungsloser Arbeitneh- 
mer zu fördern und damit ihre Wiedereinghederung in 
den Arbeitsmarkt zu erleichtern. Das Arbeitsförde- 
rungsgesetz stellt hierfür ein differenziertes Instru- 
mentarium zur Verfügung. 

Im Mittelpunkt der Maßnahmen zur Erleichterung der 
Anpassung an sich im Strukturwandel ändernde Qua- 
lifikationserfordernisse steht die Förderung der beruf- 
lichen Umschulung, Aus- und Weiterbildung. Denn 
eine an den Erfordernissen des Arbeitsmarktes orien- 
tierte berufliche Bildung ist die wesentliche Voraus- 
setzung beruflicher Mobilität. Das Arbeitsförderungs- 
gesetz bietet hierzu Instrumente der institutioneilen 
und individuellen Förderung an. Dazu zählen Zu- 
schüsse und Darlehen für den Auf- und Ausbau ent- 
sprechender Einrichtungen, die Übernahme von Ko- 
sten für Lernmittel, Fahrten, Arbeitskleidung, Kran- 
ken- und Unfallversicherung, Unterkunft und Ver- 
pflegung sowie die Zahlung eines Unterhaltsgeldes 
oder einer Berufsausbildungshilfe. Die Bundesregie- 
rung hat Mitte der 80er Jahre gemeinsam mit den 
Sozialpartnern eine Qualifizierungsoffensive gestar- 
tet, mit der u. a. erhebliche Mittel für diese Aufgaben 
bereitgestellt wurden. Die Qualifizierungsoffensive 
war überaus erfolgreich. Sie wird auf hohem Niveau 
fortgesetzt. 

Das Arbeitsförderungsgesetz beinhaltet darüber hin- 
aus unmittelbar die Mobilität fördernde Maßnahmen, 
um zum Arbeitsmarktausgleich beizutragen. So kann 
die Bundesanstalt für Arbeit an arbeitslose und von 
Arbeitslosigkeit unmittelbar bedrohte Arbeitsu- 
chende Zuschüsse zu Bewerbungskosten, Reise- und 
Umzugskosten sowie Trennungs- und Überbrük- 
kungsb eihilf e gewähren und die Aufnahme einer 
selbständigen Tätigkeit durch Überbrückungsgeld er- 
leichtern. 

Über das genannte arbeitsmarktpolitische Instrumen- 
tarium hinaus hat die Bundesregierung zusätzliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslo- 
sigkeit beschlossen. Bis Ende 1991 werden 1,5 Milli- 
arden DM bereitgestellt, um die Arbeitsämter in die 
Lage zu versetzen, jenen Arbeitgebern Lohnkosten- 
zuschüsse zu gewähren, die freie Stellen mit Langzeit- 
arbeitslosen besetzen. Zusätzlich bietet die Bundesre- 
gierung 250 Mio. DM als ergänzende Hilfe zur Unter- 
stützung von Institutionen an, die sich um die berufli- 
che Eingliederung Langzeitarbeitsloser mit besonders 
schweren Vermittlungshemmnissen bemühen. 

4.11 In welcher Weise kann die Bundesregierung dazu 
beitragen, freiwerdenden Arbeitskräften aus der 
Landwirtschaft andere Existenzmöghchkeiten im 
ländhchen Raum zu eröffnen? 

Ähnlich wie die altindustriellen Regionen sind auch 
die peripheren ländlichen Räume im besonderen 
Maße von negativen Konsequenzen des Strukturwan- 
dels betroffen. Dabei haben die Erfahrungen insbe- 
sondere der 60er Jahre, als weit mehr Arbeitskräfte 
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aus der Landwirtschaft freigesetzt wurden als heute, 
gezeigt, daß bei ausreichendem Wirtschaftswachstum 
und anhaltender Beschäftigungsdynamik die notwen- 
dige Umsetzung der Arbeitskräfte zwischen den ver- 
schiedenen Sektoren der Volkswirtschaft relativ pro- 
blemlos zu bewerkstelligen ist. Der Schlüssel zur Be- 
wältigung auch der aus der Strukturanpassung in der 
Landwirtschaft resultierenden Beschäftigungspro- 
bleme hegt deshalb nach Ansicht der Bundesregie- 
rung in einer auf günstige gesamtwirtschafthche Be- 
schäftigungsbedingungen zielenden Wirtschaftspoh- 
tik. 

Erhebhche Probleme können sich allerdings daraus 
ergeben, daß die im Verlauf des strukturellen Wan- 
dels neu geschaffenen Arbeitsplätze nicht in den vom 
Strukturwandel besonders betroffenen ländhchen Re- 
gionen entstehen. Um negative Rückwirkungen dort 
zu vermeiden, ist es ein wesenthches Ziel der Regio- 
nalpolitik von Bund und Ländern, die notwendigen 
Eigenanstrengungen der betroffenen ländhchen Re- 
gionen zur Stärkung ihrer eigenen Wachstumskräfte 
zu unterstützen und die Schaffung konkurrenzfähiger 
Ersatzarbeitsplätze an Ort und Stelle zu begünstigen. 
Hierbei kommt es darauf an, daß einerseits quahfi- 
zierte Arbeitsmöghchkeiten geschaffen werden, um 
auch für junge Menschen den Verbleib auf dem 
Lande attraktiv zu machen, auf der anderen Seite aber 
auch Teilzeitbeschäftigungsmöglichkeiten auf un- 
selbständiger und selbständiger Basis zu fördern, um 
den Landwirtschaftsfamihen mit unzureichendem 
landwirtschafthchen Einkommen, aber freien Arbeits- 
kapazitäten zusätzhche Einkommensmöghchkeiten 
zu eröffnen. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" werden in 
starkem Maße auch Gebiete im ländhchen Raum ge- 
fördert, Daß es der Regionalp olitik gelungen ist, zur 
Schaffung neuer Existenzmöghchkeiten beizutragen, 
zeigt sich u. a. daran, daß die wirtschafthche Entwick- 
lung in den Fördergebieten insgesamt günstiger ver- 
laufen ist als in den Nichtfördergebieten. Auf die aus- 
führhche Beantwortung der Frage 5.6 wird verwie- 
sen. 


5. Regionale Wirtschaftsentwicklung und Strukturwan- 
del 

5.1 Welche Auswirkungen des Strukturwandels auf die 
regionale Wirtschaftsentwicklung sieht die Bundes- 
regierung? Inwieweit lassen die verfügbaren Wirt- 
schaftsdaten ein Süd-Nord-Gefälle und ein Stadt- 
Land-Gefälle in der Bundesrepublik Deutschland er- 
kennen? Besteht ein Zusammenhang zwischen re- 
gionaler Wtrtschaftsentwicklung und regionalen 
Lohn- und Einkommensunterschieden? 

Ein ausgeprägter regionaler Strukturwandel läßt sich 
seit Bestehen der Bundesrepubhk Deutschland verfol- 
gen. Die Wachstumsunterschiede der Bundesländer 
waren sogar in den 60er Jahren, für die es erstmals 
statistisch abgestimmte Daten über die regionale 
Wirtschaftsentwicklung gibt, eher größer, als sie es 
heute sind. Unterschiede in der regionalen wirtschaft- 
hchen Entwicklung lassen sich nicht auf einzelne Ur- 
sachen zurückführen, sondern nur aus dem Zusam- 
menwirken einer Vielzahl ökonomischer, geographi- 


scher, historischer und politischer Einflüsse erklären. 
Vor allem folgende Faktoren dürften hierbei eine 
Rolle gespielt haben: 

— Die standortprägende Kraft der Rohstoffbindung 
löst sich seit langem auf; hierdurch haben die 
Kohle- und Stahlregionen komparative Vorteile 
verloren. 

— Rückläufige Transportkosten und der Aufbau 
neuer wirtschaftlicher Beziehungen im Rahmen 
der europäischen Integration haben die regionalen 
Standortbedingungen verändert. 

— Die Konzentration sogenannter Altindustrien wie 
Kohle, Stahl und Werften, die z. B. auch die An- 
siedlung heute wachstumsintensiver Bereiche ge- 
hemmt haben, hat sich mehr und mehr zu einer 
Hypothek für die betroffenen Regionen entwik- 
kelt. 

— Regionalförderung, Infrastrukturausbau sowie der 
Finanzausgleich im Bundesstaat haben die Markt- 
kräfte verstärkt, die auf ein besseres räumliches 
Gleichgewicht zu Lasten der hochindustriahsier- 
ten Regionen hingewirkt haben. Auch die Umwelt- 
belastungen in den altindustriahsierten Räumen 
sowie die stärkere Beachtung des Erholungs- und 
Freizeitwertes haben zu einer Neueinschätzung 
der Wohn- und Standortattraktivität durch die Be- 
völkerung geführt. 

Ob es einer Region gehngt, die notwendige Anpas- 
sung an veränderte wirtschaftliche Bedingungen zu 
leisten und die Chancen des Strukturwandels für die 
Region zu nutzen, hängt nach Ansicht der Bundesre- 
gierung ganz wesentlich von Fähigkeiten und Enga- 
gement der betroffenen Bevölkerung, Unternehmen 
und pohtischen Kräfte vor Ort ab. 

Vor allem die südhchen Bundesländer Bayern und 
Baden-Württemberg haben von den oben genannten 
Faktoren insgesamt profitiert. Trotzdem erlauben es 
weder die verfügbaren wirtschafthchen Daten noch 
die Schwierigkeiten einer geographischen Zuord- 
nung der in der Mitte der Bundesrepubhk Deutsch- 
land gelegenen Bundesländer Nordrhein- Westfalen, 
Hessen, Saarland und Rheinland-Pfalz, das Schlag- 
wort vom „Süd-Nord-GefäUe" undifferenziert zu ge- 
brauchen. So gibt es im Norden ebenso wachstums- 
starke Regionen, wie es im Süden Struktur schwache 
Gebiete gibt. Auch die unterschiedhchen Wachstums- 
raten des Bruttoinlandsproduktes in den Bundeslän- 
dern reichen für eine Charakterisierung der räumh- 
chen Wirtschaftsentwicklung als „Süd-Nord-Gefälle" 
nicht aus: Bei Einkommens- und Produktivitätsent- 
wicklung zeigt sich ein langfristiger Aufholprozeß der 
ehedem einkommensschwachen südhchen Bundes- 
länder, der im Hinbhck auf ausgeghchene Lebensver- 
hältnisse in der Bundesrepubhk Deutschland grund- 
sätzhch erwünscht ist (Übersicht 3). 

Ernst zu nehmen ist die zu beobachtende Entwicklung 
auf dem Arbeitsmarkt. Hier ist bei Arbeitslosigkeit 
und Beschäftigung ein deuthches Auseinander driften 
zwischen den südhchen (Bayern und Baden- Württem- 
berg) und den nördhchen Bundesländern (Schleswig- 
Holstein, Hamburg, Niedersachsen und Bremen) fest- 
zusteUen. 
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Übersicht 3 


Einkommen und Arbeitslosigkeit in den Bundesländern 




je Erwerbstätigen 

Arbeitslosen- 

Land 

einkommen 

1987 

1977 

quote 

1987 
(in DM) 

(im Vergleich zum 
Bundesdurchschnitt) 

(JD 1988) 

(August 1989) 

Schleswig-Holstein 

56 800 

94 

96 

10,0 

8,8 

Niedersachsen 

54 900 

91 

92 

11,2 

9,7 

Nordrhein-Westfalen 

64 200 

106 

106 

11,0 

9,6 

Hessen 

63 000 

104 

103 

6,4 

5,9 

Rheinland-Pfalz 

55 100 

91 

92 

7,6 

6,5 

Baden- Württemberg 

62 500 

104 

103 

5,0 

4,4 

Bayern 

56 900 

94 

92 

6,3 

5,1 

Saarland 

54 300 

90 

93 

11,9 

10,8 

Hamburg 

75 900 

126 

124 

12,8 

11,4 

Bremen 

64 000 

106 

107 

15,3 

14,6 

Berlin 

56 400 

93 

99 

10,8 

9,1 

Bund 

60 400 

100 

100 

8,7 

7,5 


Ein eindeutiges Stadt- Land- Gefälle läßt sich aus den 
verfügbaren statistischen Indikatoren nicht ableiten. 
Im September 1988 lag die durchschnittliche Arbeits- 
losenquote im gesamten ländlichen Raum bei 8,0%, 
während sie zum gleichen Zeitpunkt in den städ- 
tischen Verdichtungsräumen 10,2% betrug. Die 
durchschnittliche Lohn- und Gehaltssumme je Be- 
schäftigten in der Industrie erreichte im Juni 1988 
in den ländhchen Räumen 3 684 DM gegenüber 
4 312 DM in den Verdichtungsräumen. Unter 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebens- 
haltungskosten zwischen Stadt und Land läßt 
das dargestellte Einkommensgefälle den Schluß auf 
ein entsprechendes Wohlstandsgefälle jedoch nicht 
zu. 

Ein Zusammenhang zwischen regionaler Wirtschafts- 
entwicklung und regionalen Lohn- und Einkommens- 
unterschieden läßt sich statistisch nur schwer belegen. 
Bei insgesamt vergleichsweise geringen Unterschie- 
den in den Effektivverdiensten nach Branchen und 
Regionen weist z. B. das Institut für Weltwirtschaft, 
Kiel, darauf hin, daß Bayern bei den Arbeiterlöhnen 
mit Abstand an letzter Stelle hegt und bei den Ange- 
stelltenverdiensten gerade einen Mittelplatz ein- 
nimmt. In Baden- Württemberg reicht nach diesen 
Feststellungen das Lohn- und Gehaltsniveau in der 
Industrie gerade an das in Nordrhein-Westfalen 
heran. Aus diesen Daten gewinnt das Kieler Institut 
den Eindruck, daß von den Lohnkosten her der Süden 
in vielen Fällen den Unternehmen einen attraktiveren 
Standort biete. Um ein aussagefähiges Bild zu erhal- 
ten, müßten allerdings regionale Lohn- und Einkom- 
mensdifferenzen z. B. auch von branchenstrukturellen 
und quahfikationsbedingten Einflüssen bereinigt 
werden. Zudem ist die Aussagekraft von auf Länder- 
ebene ermittelten Durchschnittswerten, die z. T. er- 
hebhche Disparitäten innerhalb der Länder verdek- 
ken, begrenzt. Die Bundesregierung ist der Auffas- 
sung, daß durch Differenzierung der Löhne die An- 
passung der Regionen an den Strukturwandel erleich- 


tert werden kann (vgl. die Antwort auf die Fragen 4.2/ 
4.3). 


5.2 Worin müssen nach Ansicht der Bundesregierung 
die Schwerpunkte regionaler Wirtschaftspolitik lie- 
gen, und wie sind die Verantwortiichkeiten ver- 
teilt? 

Strukturschwachen Regionen den Anschluß an die 
allgemeine Wirtschaftsentwicklung zu ermöghchen 
und diese, wenn sie vom Strukturwandel besonders 
betroffen sind, in ihren Anpassungsbemühungen zu 
unterstützen, sind die wesenthchen Ziele der regiona- 
len Wirtschaftspohtik. Sie leistet damit einen Beitrag 
zur Einheithchkeit der Lebensverhältnisse im gesam- 
ten Bundesgebiet, wie sie Artikel 72 Abs. 2 des 
Grundgesetzes vorsieht. 

Um Wachstums- und Beschäftigungspotentiale zu 
mobilisieren, Hemmnisse für einen positiven Struk- 
turwandel zu beseitigen und sich neuen Marktbedin- 
gungen dynamisch anzupassen, ist die Eigeninitiative 
der Verantworthchen vor Ort — in den Ländern, Kom- 
munen und Regionen — die unerläßhche Vorausset- 
zung. Schon aufgrund ihrer im Grundgesetz veran- 
kerten Zuständigkeiten für die regionale Strukturpoh- 
tik sind die Länder und Kommunen, darüber hinaus 
aber auch die private Wirtschaft, deren Verbände so- 
wie die Gewerkschaften gefordert. Sie haben den be- 
sten Einbhck in die regionalen Problemlagen und 
können die bestehenden Entwicklungspotentiale am 
ehesten einschätzen und ausbauen. Bei ihrer Auf- 
gabe, Entwicklungskonzepte zu erstellen, die auf die 
regionspezifischen Bedürfnisse zugeschnitten sind, 
können sie auf ein regionalpohtisches Angebot der 
übergeordneten Körperschaften zurückgreifen, das 
nach Ansicht der Bundesregierung weit genug ist, um 
der Vielfalt regionaler wirtschafthcher Probleme ge- 
recht zu werden. Als zentrale Maßnahme ist auf die 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" hinzuweisen, da- 
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neben aber auch auf die Möglichkeiten der Struktur- 
hilfen des Bundes nach Artikel 104 a Abs. 4 GG und 
die Fördermöglichkeiten der kürzlich reformierten 
Strukturfonds der EG sowie die eigenen Programme 
der Länder. 


5.3 Wie beurteilt die Bundesregierung die regionale Mo- 
bilität der Arbeitnehmer und ihrer Familien? Durch 
welche Maßnahmen kann sie ggf. erhöht werden? 

Insgesamt ergibt sich für die regionale Mobilität der 
Arbeitnehmer und ihrer Familien ein differenziertes 
Bild. Nach Untersuchungen des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung geht die regionale Mobi- 
lität im Vergleich zu den 60er Jahren weiter zurück 
und erscheint — gemessen am damahgen Niveau — 
heute relativ niedrig. Allerdings spielten damals noch 
die Folgen der Nachkriegswanderungen sowie der 
Zuzug ausländischer Arbeitskräfte eine wichtige 
Rolle. Heute ist eine überdurchschnittliche Mobilitäts- 
bereitschaft vor allem bei Jüngeren und besser Quali- 
fizierten festzustellen. Die regionale Mobilität der Ar- 
beitslosen liegt nach diesen Untersuchungen eben- 
falls höher als die der Wohnbevölkerung insgesamt. 
Überdies steigt sie mit individuell zunehmender 
Dauer der Arbeitslosigkeit. 

Eine hohe Mobilität der Arbeitnehmer erleichtert 
nach Ansicht der Bundesregierung eine reibungslose 
Bewältigung des Strukturwandels. Sie liegt vor allem 
im Interesse der Arbeitnehmer selbst, denen sie nicht 
nur neue berufliche Möglichkeiten und Einkommens- 
chancen eröffnet, sondern auch darüber hinaus neue 
Einsichten, Kenntnisse und eine breitere Lebenser- 
fahrung vermittelt. Vor diesem Hintergrund wäre 
auch eine stärkere regionale Mobilität durchaus wün- 
schenswert; sie läge auch im gesamtwirtschaftlichen 
Interesse. Auf der anderen Seite muß die Gefahr einer 
Abwanderung gerade der jüngeren oder besser qua- 
lifizierten Arbeitskräfte in die wirtschaftlich starken 
Verdichtungsräume gesehen werden. Bei allem Be- 
mühen um eine stärkere Mobilität der Arbeitnehmer 
muß daher gleichzeitig darauf geachtet werden, daß 
es nicht zu einseitigen Abwanderungungstendenzen 
zu Lasten der ohnehin strukturschwachen Regionen 
kommt. Die tendenziell zunehmenden sozialen Ko- 
sten in den aufnehmenden Ballungsgebieten müssen 
ebenfalls berücksichtigt werden. Aus diesem Grund 
wirkt die Bundesregierung im Rahmen der regionalen 
Wirtschaftspolitik einer „passiven Sanierung" struk- 
turschwacher Regionen entgegen und fördert dort die 
Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeitsplätze. Dabei 
kann es allerdings nicht darum gehen, den regionalen 
Strukturwandel als einen Entwicklungsprozeß, des- 
sen historischer Verlauf in einem föderalen System 
ganz wesentlich von den gestaltenden Kräften in den 
Regionen selbst mitbestimmt wird, zentral dirigieren 
bzw. anhalten zu wollen. 

Vor allem wenn in einzelnen Regionen Unterbeschäf- 
tigung, zugleich aber in anderen Regionen ein Man- 
gel an Arbeitskräften herrscht, sind die Beschäfti- 
gungsprobleme ohne die erhöhte Mobilitätsbereit- 
schaft der Arbeitnehmer und ohne einen gewissen 
interregionalen Austausch der Arbeitskräfte kaum zu 
bewältigen. 


Die regionale Mobilität der Arbeitnehmer und ihrer 
Fanülien ist durch eine Reihe von Faktoren teüweise 
erheblich eingeschränkt. Dazu gehören z. B. die in der 
föderalen Struktur der Bundesrepublik Deutschland 
liegenden Erschwernisse für einen Wechsel über die 
Ländergrenzen hinweg, die wachsende Erwerbsbe- 
teiligung der Frauen, die unterschiedliche Situation 
auf den regionalen Wohnungs- und Immobilienmärk- 
ten, die Schulprobleme von Kindern oder die mit dem 
Alter zunehmende soziale Verwurzelung der Men- 
schen. Diesen Mobüitätsbremsen kann nur in be- 
schränktem Maße entgegengewirkt werden. Einem 
besseren regionalen Ausgleich zwischen Arbeits- 
platzangebot und Arbeitsplatznachfrage dienen die 
Mobilitätshilfen, die die Bundesanstalt für Arbeit nach 
§ 53 Arbeitsförderungsgesetz für Arbeitslose und von 
Arbeitslosigkeit Bedrohte leisten kann, ebenso wie 
die überregionalen Vermittlungsangebote der Ar- 
beitsämter. Soweit strukturelle Diskrepanzen den in- 
terregionalen Arbeitsmarktausgieich erschweren, 
können Qualifizierungsangebote und Weiterbii- 
dungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit wirk- 
sam Abhilfe schaffen. 


5.4 Welche Ansatzpunkte sieht die Bundesregierung vor 
dem Hintergrund des anhaltenden Strukturwandels 
in der Landwirtschaft, die Wirtschaftskraft ländlicher 
Räume zu erhalten bzw. zu verbessern? 

Siehe Antwort auf Fragen 2.13 und 5.6. 


5.5 Hält die Bundesregierung das Instrumentarium der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbessenmg der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" für geeignet, um die regio- 
nalpolitischen Ziele des Bundes zu erreichen? Wie 
heße sich die Wirksamkeit der Regionalförderung 
verbessern? Wie lassen sich raumordnerische Be- 
lange besser zur Geltung bringen? Teilt die Bundes- 
regierung die Auffassung, daß die Erweiterung des 
Schwerpunktorteprinzips und die Förderung auch 
von Investitionen außerhalb von Schwerpunktorten 
einen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung des 
Strukturwandels in den Fiächenregionen leisten 
könnte? 

Wie könnte die Wirtschaftsstruktur in den peripher 
gelegenen Gebieten nach Ansicht der Bimdesregie- 
rung auch durch verstärkte Investitionen der Deut- 
schen Bundespost zum Ausbau der Telekommunika- 
tion verbessert werden? 

Im Rahmen der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
trägt der Bund den Erfordernissen einer nicht zentra- 
listischen Regionalpolitik, wie sie in der Antwort auf 
Frage 5.2 beschrieben wird, Rechnung. Den wirt- 
schaftlich zurückliegenden, strukturschwachen — 
ländlich geprägten oder altindustriellen — Regionen 
wird im Rahmen eines weitgefaßten Förderkonzeptes 
Hilfe zur Selbsthilfe angeboten. Gleichzeitig kommt 
der Gemeinschaftsaufgabe eine Leitfunktion für die 
übrigen regionalwirtschaftlichen Maßnahmen zu. 
Dies betrifft die Auswahl der Gebiete und des Förder- 
instrumentariums, die Koordination der Förderung 
zwischen den Ländern sowie im Verhältnis zur EG- 
Regionalpolitik und zur regionalen Beihilfenkontrolle 
durch die EG-Kommission. Gleichzeitig erfüllt die Ge- 
meinschaftsaufgabe die ordnungspolitisch wichtige 
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Funktion eines Subventionsbegrenzungsrahmens. 
Nur wenn sie dieser Leit- und Koordinierungsfunktion 
weiter gerecht werden kann, ist — auch im Hinbhck 
auf die Vermeidung eines Förderwettlaufes — ein effi- 
zienter Mitteleinsatz bei der Wirtschaftsförderung in 
den Regionen gewährleistet. 

Nach dem Auslaufen der regionalen Investitionszu- 
lage in den Jahren 1989/90 und der Aufstockung der 
Haushaltsmittel um 500 Mio. DM werden ab 1991 zur 
Förderung gewerbücher Investitionen (einschl. des 
Fremdenverkehrs) und der wirtschaftsnahen Infra- 
struktur in den Fördergebieten der Gemeinschaftsauf- 
gabe von Bund und Ländern Investitionszuschüsse in 
Höhe von insgesamt 1,34 Mrd. DM bereitgestellt. 
Diese Mittel werden nach den Regeln der jährhchen 
Rahmenpläne gewährt, in denen insbesondere die 
Gegenstände und die Höchstsätze der Förderung in 
Schwerpunktorten und außerhalb von diesen festge- 
legt sind. Innerhalb dieser Regeln hegt es im Ermes- 
sen des Landes, eigene Schwerpunkte zu setzen. An- 
ders als bei der wegfallenden Investitionszulage, auf 
die bei Vorhegen der Fördervoraussetzung ein 
Rechtsanspruch besteht, können die Entscheidungs- 
träger in den Ländern, die vom Grundgesetz mit der 
Durchführung der Gemeinschaftsaufgabe aUeine be- 
traut sind, den Einsatz der Mittel künftig wirksamer 
steuern und dabei auch raumordnerische Belange 
besser zur Geltung bringen. 

Die Ruhrgebietskonferenz und die Saarkonferenz des 
Bundeskanzlers sind Beispiele für eine wirkungsvoUe 
Konzertierung der regionalen Förderung im Zusam- 
menwirken mit Land, Kommunen, privater Wirtschaft 
und ihrer Verbände sowie mit den Gewerkschaften. 

Im Zusammenhang mit der für 1990/91 geplanten 
Neuordnung des Regionalfördergebiets wird auch 
eine Fortentwicklung der Gemeinschaftsaufgabe ge- 
prüft werden. Dies gilt für das Instrumentarium und 
auch das bereits mit Beschluß des Planungsausschus- 
ses vom 2. Juh 1987 an die veränderten gesamt- und 
regionalwirtschafthchen Bedingungen angepaßte, im 
übrigen aber in § 2 Abs, 1 des Gesetzes über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur'' festgelegte Schwerpunktorte - 
prinzip. Die regionalwirtschafthchen Gutachten zum 
Schwerpunktorteprinzip, die dem damahgen Be- 
schluß vorausgingen, betonten, daß die Grundhnie 
der Schwerpunktförderung aufrechterhalten werden 
soUte. 

Die Deutsche Bundespost verfolgt beim Ausbau und 
Angebot von Telekommunikationsnetzen bzw. -eben- 
sten eine mit den wirtschaftspolitischen und infra- 
struktureUen Zielen der Bundesregierung in Einklang 
stehende Investitionsstrategie, die sich im Interesse 
regionaler Belange nicht auf einzelne Schwerpunkt- 
gebiete konzentrieren kann. Ziel der Deutschen Bun- 
despost ist es, durch die Nutzung der ganzen sich im 
Femmeldewesen entwickelnden Technologievielfalt 
neue Telekommunikationsdienste ohne größeren 
Zeitverzug im gesamten Bundesgebiet zugängheh zu 
machen. Die Investitionen erfolgen bedarfsorientiert. 
Häufig gehen die Investitionen in Telekommunika- 
tionsnetze unter Berücksichtigung der potentieUen 
Nachfrage dem konkreten Bedarf nach neuen Dien- 
sten voraus. Die Vorteüe einer solchen Vorgehens- 


weise kommen jedoch für die peripher gelegenen Ge- 
biete erst dann voll zum Tragen, wenn es auch gehngt, 
die mit hohem Aufwand geschaffene Telekommuni- 
kationsinfrastruktur umfassend in Form konkreter 
Anwendungen zu nutzen. Vor diesem Hintergrund 
bemüht sich die Deutsche Bundespost gegenwärtig 
verstärkt darum, neuen Telekommunikationsanwen- 
dungen sowohl im ISDN als auch in den breitban- 
digen Glasfasemetzen mit Hilfe von Anwendungspro- 
jekten — auch in enger Kooperation mit lokalen und 
regionalen Initiativen — zusätzhehe Impulse zu ver- 
leihen. 


5.6 Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die z. T. gravierenden Auswirkungen des Struktur- 
wandels in den altindustriellen und ländhehen Re- 
gionen zu mildem und den Prozeß ihrer Umstruktu- 
rienmg wirksam zu unterstützen? 

Die Bundesregiemng hält eine dynamische gesamt- 
wirtschafthehe Entwicklung für das entscheidende 
Mittel einer auch sozialverträghchen Bewältigung des 
Stmkturwandels. Darüber hinaus sind bei gravieren- 
den Stmkturproblemen flankierende strukturpohti- 
sche Maßnahmen notwendig, um die Auswirkungen 
stmktureller Verändemngen zu erleichtern und sozial 
abzufedern. Ihr Einsatz darf jedoch nicht zu einer Be- 
hindemng der Anpassung führen und die Initiative 
der vor Ort Betroffenen erlahmen lassen. Nur wenn 
die den regionalen Entwicklungsmöglichkeiten ent- 
gegenstehenden Hemmnisse abgebaut werden, kann 
die notwendige Hüfe von außen ihre volle Wirksam- 
keit entfalten. Dazu müssen stmkturpohtische Maß- 
nahmen in enger Verzahnung mit anderen wirt- 
schaftspohtischen Instmmenten — wie der Infrastmk- 
tur-, Arbeitsmarkt- und Büdungspohtik — eingesetzt 
werden. 

Die Aufgabe der regionalen Rankiemng des Stmk- 
turwandels hat einen Schwerpunkt in Gebieten, in 
denen eine Konzentration von Unternehmen in Altin- 
dustrien gegeben ist; dies betrifft insbesondere Koh- 
lebergbau-, Stahl- und Werft Standorte, Im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbessemng der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" wurden deshalb Sonder- 
programme bewilhgt, die die Umstmkturiemng in 
den betroffenen Regionen unterstützen: 

— Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatzarbeits- 
plätzen außerhalb der Schiffbau- sowie der Eisen- 
und Stahhndustrie in der Arbeitsmarktregion Bre- 
men. Für den Zeitraum 1984 bis 1987 standen 
160 Mio. DM zur Verfügung. 

— Sonderprogramm zur Schaffung von Ersatzarbeits- 
plätzen außerhalb der Schiffbauindustrie in Werft- 
regionen. Das ursprüngheh 1987 auslaufende Son- 
derprogramm für die Arbeitsmarktregion Bremen 
wurde bis 1989 verlängert. Für die Jahre 1988/89 
sind 80 Mio. DM verfügbar. Schleswig-Holstein 
und Niedersachsen erhalten aus diesem Programm 
160 Mio, DM für die Jahre 1987 bis 1989. 

— Sonderprogramm für die Montan- und Schuhindu- 
strie. Zur Schaffung von Arbeitsplätzen axißerhalb 
der Montan- und Schuhindustrie stehen von 1988 
bis 1990 360 Mio. DM zur Verfügung. 
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— Sonderprogramm „Aachen/ Jülich". Für den Zeit- 
raum 1989 bis 1992 sind 200 Mio. DM verfügbar. 

— Sonderprogramm „Montanregionen". Für die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze außerhalb der 
Montanindustrie stehen für die Jahre 1989 bis 1993 
1 Mrd. DM zur Verfügung. 

Diese Programme zeigen bereits Erfolge, wie an der 
Situation etwa im Ruhrgebiet oder im Bremer Raum zu 
sehen ist. Insgesamt wurden von 1972 bis 1988 durch 
die Gemeinschafts auf gäbe ein Investitionsvolumen 
von rd. 192 Mrd. DM, die Schaffung von 1 Mio. zusätz- 
lichen und die Erhaltung von 1,4 Mio. bestehenden 
Arbeitsplätzen gefördert. Von Bund und Ländern 
wurden je zur Hälfte Haushaltsmittel von 6,1 Mrd. DM 
eingesetzt. Hinzu kommen noch Steuerminderein- 
nahmen durch die Gewährung der regionalen Investi- 
tionszxilage. Im Zusammenhang mit dem Wegfall der 
regionalen Investitionszulage werden die Haushalts- 
mittel ab 1991 um 500 Mio. DM erhöht. 

Auch in der Förderung ländlicher Regionen sieht die 
Bundesregierung eine wichtige Aufgabe. Im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio- 
nalen Wirtschaftsstruktur" werden deshalb gewerbli- 
che Investitionen sowie wirtschaftsnahe Infrastruktur- 
investitionen gefördert. Mit der Unterstützung von 
Fremdenverkehrsprojekten wird das Ziel verfolgt, die 
Vorteile vieler Regionen im Bereich Fremdenverkehr 
stärker hervorzuheben. 

Die regionalpohtische Flankierung ländhcher Räume 
wird durch die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" ergänzt. 
Für den Zeitraum 1973 bis 1988 stand ein Mittelvolu- 
men von rd. 36 Mrd. DM zur Verfügung. Über die 
agrarstrukturellen Maßnahmen hinaus werden, ins- 
besondere durch die seit 1984 mögliche Förderung 
der Dorferneuerung, im Rahmen dieser Gemein- 
schaftsaufgabe auch städtebauhche Maßnahmen un- 
terstützt. Daneben kommt ein wesentlicher Teil der 
Maßnahmen der Stadt- und Dorferneuerung nach 
Baugesetzbuch den ländlichen Regionen zugute 
(siehe Antwort auf Frage 3.5). Von diesen Maßnah- 
men gehen erhebliche Impulse für private Investitio- 
nen und die Neuansiedlung von Unternehmen aus. 

Eine umfangreiche Unterstützung erhalten die Länder 
im Rahmen des Strukturhilfegesetzes nach Arti- 
kel 104 a Abs. 4 GG. Der Bund stellt danach bis 1998 
zusätzhch 2,45 Mrd. DM p.a. zur Verfügung. Diese 
Finanzhilfen, die ebenfalls insbesondere den struktur- 
schwachen Landesteilen, also den ländlichen und alt- 
industriellen Räumen zugute kommen sollen, dienen 
der Förderung von Investitionen in Bereichen wie Ent- 
sorgung und Umweltschutz, Verkehr, Energie- und 
Wasserversorgung, Erschließung von Industrie- und 
Gewerbeflächen, Fremdenverkehr sowie Stadt- und 
Dorferneuerung. So können wesenüiche Hemmnisse, 
wie z. B. die gering entwickelten urbanen Funktionen 
in den betroffenen Regionen, die Belastungen alter 
Industriebrachen oder die einseitige sektorspezifische 
Ausprägung der Infrastruktur, die den regionalen In- 
vestitionsprozeß erheblich beeinträchtigen, beseitigt 
werden. Der Bund beteihgt sich an den Investitions- 
kosten mit einem Anteil von bis zu 90%, 


In der Förderung altindustrieller und ländlicher 
Räume sieht auch die EG-Kommission eine wesenüi- 
che Aufgabe ihrer Strukturpohtik, die sie mit ihren 
Strukturfonds und im Rahmen der vorhandenen Fi- 
nanzinstrumente betreibt. 


5.7 Wie beurteüt die Bundesregierung die zukünftige 
Wirtschaftsentwicklung des Zonenrandgebietes, 
und welche Möglichkeiten sieht sie, die bisherige 
Präferenz der Förderung des Zonenrandgebietes zu 
gewährleisten? 

5.8 Hält die Bundesregierung das Instrument der Zonen- 
randförderung für geeignet, um die andauernden 
Folgen der Teilung Deutschlands in ausreichendem 
Maße abzumildem, und welche Möghchkeiten sieht 
die Bundesregierung, die zum Teü äußerst gravie- 
renden Folgen des agrarstrukturellen Wandels in 
den ländlichen Regionen des Zonenrandgebietes zu 
mildem? 

Die Politik der Bundesregierung ist aus deutschland- 
wie regionalpolitischen Gründen darauf gerichtet, 
den wirtschaftlichen Nachteilen entgegenzuwirken, 
die dem Zonenrandgebiet aufgrund der durch die Tei- 
lung Deutschlands geschaffenen Randlage und der 
damit verbundenen rigorosen Zerschneidung ehe- 
mals enger wirtschaftlicher, infrastruktureller, kultu- 
reller, verwaltungsmäßiger und persönhcher Ver- 
flechtungen entstanden sind. Es lag vordem im Zen- 
trum des deutschen Wirtschaftsraumes und sieht sich 
heute an die Peripherie der Bundesrepubhk Deutsch- 
land und der Europäischen Gemeinschaft gedrängt. 
Der Verlust von Beschaffungs- und Absatzmärkten 
durch die weitgehend undurchlässigen Grenzen zu 
den ösüichen Nachbarn erforderte eine Umorientie- 
rung der Wirtschaft des Zonenrandgebietes hin zu im 
Westen und damit entfernter gelegenen Lieferanten 
bzw. Abnehmern. Der Nachteil ferner Märkte und 
damit insbesondere höherer Frachtkosten bheb auch 
nach Abschluß der Umorientierung und trotz verbes- 
serter Anbindung an das überregionale Verkehrsnetz 
erhalten. Daher können im Zonenrandgebiet auch 
heute noch Unternehmen oft nur mit größeren An- 
strengungen im überregionalen Wettbewerb beste- 
hen. Die Bundesregierung wird deshalb die Zonen- 
randförderung zur Bewältigung der teilungsbeding- 
ten wirtschaftlichen Probleme fortsetzen. 

Zur Erfüllung ihrer Aufgabe bedient sich die Zonen- 
randförderung eines breit gefächerten Instrumentari- 
ums. Es umfaßt: 

— Einbeziehung des gesamten Zonenrandgebietes in 
das Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
kraft Gesetzes; 

— steuerliche Erleichterungen in Form der Gestat- 
tung von steuermindemden Sonderabschreibun- 
gen und Rücklagen; 

— Gewährung von Frachthilfen; 

— Bevorzugung bei der Vergabe öffentlicher Auf- 
träge; 

— Zinsvergünstigung bei ERP-Krediten; 

— bevorzugte Verkehr serschheßung; 
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— verstärkte Hilfen zur Schaffung sozialer und kultu- 
reller Einrichtungen und für kulturelle Maßnah- 
men. 

Der agrarstrukturelle Wandel wird im Zonenrandge- 
biet vor allem durch die Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes'' gefördert (vgl. Antwort auf Frage 2.13), denn ein 
erheblicher Teil der in diesem Rahmen geförderten 
Regionen liegt im Zonenrandgebiet. Neben der Wahr- 
nehmung der mit der Nutzung von Teilen des Hofes 
als Fremdenverkehrsbetrieb gegebenen zusätzlichen 
Einkommens- und Beschäftigungsmöglichkeiten, wo- 
für es gerade im Zonenrandgebiet mit seiner vielerorts 
noch intakten Natur viele ermutigende Beispiele gibt, 
kommt es hier — wie in den anderen ländlichen Re- 
gionen — auch darauf an, neue Beschäftigungsmög- 
lichkeiten in der Produktion von Gütern und Dienst- 
leistungen zu schaffen. 

Der mit der wirtschaftlichen Integration Europas ein- 
hergehende und sich schon jetzt abzeichnende Inve- 
stitions- und Wachstumsschub wird nicht nur die zen- 
tralen Standorte in Europa begünstigen, sondern auch 
auf die peripheren Regionen des europäischen Wirt- 
schaftsraumes ausstrahlen. Zwar wird die Randlage 
des Zonenrandgebietes im Zuge der weiteren euro- 
päischen Integration akzentuiert. Auf der anderen 
Seite ergeben sich mit der vorgesehenen weiteren 
Liberalisierung der Verkehrsmärkte in Europa, der 
bevorzugten Berücksichtigung des Zonenrandgebie- 
tes im Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen und dem 
Ausbau der modernen Telekommunikationsinfra- 
struktur aber auch neue Chancen für periphere 
Räume. Darüber hinaus könnten sich neue wirtschaft- 
liche Perspektiven für das Zonenrandgebiet und Ber- 
lin aus einer weiteren Verbesserung des politischen 
Verhältnisses zu den osteuropäischen Staaten und zur 
DDR, der damit einhergehenden Intensivierung der 
wirtschaftlichen Beziehungen und der Ausweitung 
des Osthandels ergeben. Konkrete Vorteile aus einer 
solchen neuen „Brückenfunktion" zeichnen sich bis- 
lang allerdings noch nicht ab. 

An der im Zusammenhang mit der Abschaffung der 
regionalen Investitionszulage beschlossenen Aufstok- 
kung der Mittel der Gemeinschaftsaufgabe „Verbes- 
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur" um 500 
Mio. DM ab 1991 soll das Zonenrandgebiet wie bisher 
teilhaben. Die Verwaltungsanweisung zu § 3 des Zo- 
nenrandförderungsgesetzes wird derzeit mit dem Ziel 
einer wirksameren Gestaltung überarbeitet; insbe- 
sondere sollen künftig steuerfreie Rücklagen nicht 
mehr nur in Ausnahmefällen gewährt werden. 

Das Fördersystem mit drei wesentlichen, den unter- 
schiedlichen Problemlagen Rechnung tragenden Ab- 
stufungen der Förderpräferenzen von Berlin über das 
Zonenrandgebiet zu den übrigen Regionalförderge- 
bieten soll bestehen bleiben. Es ermöglicht damit wei- 
terhin einen Ausgleich für die Nachteile aus der Tei- 
lung Deutschlands, die unabhängig von der jeweili- 
gen örtlichen und zeitlich variierenden wirtschaftli- 
chen Lage bestehen. Damit wird die besondere Ver- 
antwortung der Bundesregierung für Berlin und das 
Zonenrandgebiet deutlich. Soweit sich hieraus die 
Gefahr gravierender Wettbewerbsverzerrungen er- 
gibt, sollten die zuständigen Länder im Interesse eines 


breiten politischen Konsenses über die Zonenrandför- 
derung dieser Gefahr bei der Durchführung der Maß- 
nahmen entgegenwrirken. 

Die Bundesregierung wtird den notwendigen Prozeß 
der wrirtschaftlichen Umstrukturierung im Zonenrand- 
gebiet auch künftig unterstützen und ihren Hand- 
lungsspielraum für die im EWG-Vertrag besonders 
abgesicherte Zonenrandförderung voll nutzen. Arti- 
kel 92 Abs. 2 Buchstabe c des Vertrages erklärt aus- 
drücklich Beihilfen für mit dem gemeinsamen Markt 
vereinbar, die zum Ausgleich der durch die Teilung 
Deutschlands verursachten wirtschaftlichen Nach- 
teile erforderlich sind. 

Die wirtschaftliche Entwicklung des Zonenrandge- 
bietes zeigt, daß die Förderpolitik des Bundes und der 
Länder insgesamt erfolgreich ist. Trotz der gravieren- 
den teilungsbedingten Nachteile ist es über vier Jahr- 
zehnte hinweg gelungen, die zu befürchtende wirt- 
schaftliche Auszehrung dieser Region zu verhindern. 
Als Teil der bundesdeutschen Volkswirtschaft hat das 
Zonenrandgebiet vollen Anteil an der anhaltenden 
konjunkturellen Aufwärtsentwicklung. 

6. Qualifikation und Strukturwandel 

6.1 W/^elches sind nach Ansicht der Bundesregierung die 
wichtigsten Auswirkungen des Strukturwandels auf 
Berufsausbildung, Berufsstrukturen und Qualifika- 
tionen? 

6.2 Welche Möglichkeiten bestehen hinsichtiich einer 
Abschätzung der künftigen Entwicklung des Bedarfs 
an Arbeitskräften nach Art und Umfang der Quahfi- 
kationen? 

Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der bestehenden 
Arbeitslosigkeit wäre es von großem Interesse, verläß- 
liche Aussagen über Art und Umfang der Qualifika- 
tionserfordernisse des künftigen Arbeitskräftebedarfs 
zu erhalten. Wohin der Strukturwandel führt, ist aber 
grundsätzlich offen. Ebenso sind die durch ihn verur- 
sachten künftigen Änderungen im Anforderungspro- 
fil der Arbeitsplätze in hohem Maße unsicher. Ange- 
sichts der rasch voranschreitenden strukturellen Ver- 
änderungen, insbesondere im Zuge des technischen 
Fortschritts, ist deshalb eine qualifizierte, breitange- 
legte Ausbildung, die Flexibilität im Berufsleben er- 
möglicht, besonders wuchtig. Junge Frauen sollten 
sich in einem breiteren beruflichen Spektrum qualifi- 
zieren, als das bisher der Fall ist. Damit werden die 
Voraussetzungen verbessert, daß auch in Zukunft der 
Anpassungsprozeß und der strukturelle Wandel von 
den Betroffenen gemeistert werden kann. 

Im Hinblick auf die Ausbildung kommt es darauf an, 
möglichst frühzeitig Veränderungen in der Wirt- 
schaftsstruktur und der Tätigkeitsstruktur im Sinne 
einer Verschiebung zu immer komplexeren Verrich- 
tungen zu berücksichtigen. Im fortlaufenden Prozeß 
struktureller Veränderungen der betrieblichen Quali- 
fikationserfordernisse verfügen die Betriebe selbst 
über die unmittelbarsten Informationen. Gerade 
darum kommt auch den Betrieben besondere Verant- 
wortung für die Fortbildung ihrer Mitarbeiter zur Be- 
wältigung der Herausforderung des Strukturwandels 
zu. 
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Zur Orientierung über Höhe und Zusammensetzung 
des Arbeitskräftebedarfs hat die PROGNOS AG im 
Auftrag des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung in den Jahren 1985/86 eine Untersuchung für 
das Projektionsjahr 2000 vorgelegt. 

Die Ergebnisse sind in den Mitteilungen aus der Ar- 
beitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 1/1986, doku- 
mentiert. Die Studie kommt — in Übereinstimmung 
mit anderen Untersuchungen, z. B. den Ergebnissen 
der Strukturberichterstattung — zu dem Schluß, daß 
der Wandel der sektoralen und der Tätigkeitsstruktu- 
ren eine kontinuierliche Höherqualifizierung der Er- 
werbstätigen erfordert. Die Bundesregierung geht 
deshalb davon aus, daß der Bedarf an Erwerbsperso- 
nen mit einer abgeschlossenen beruflichen Ausbil- 
dung sowie mit einer Hochschulbildung insgesamt 
weiter steigen dürfte, während sich die Beschäfti- 
gungsangebote für Erwerbspersonen ohne eine abge- 
schlossene berufliche Ausbildung deutlich verringern 
dürften. Diese Auffassung wird auch durch den Be- 
richt der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung und Forschungsfördenmg „Gesamtbetrachtung 
zu den Beschäftigungsperspektiven von Absolventen 
des Bildungssystems'' bestätigt. 

Vor diesem Hintergrund geht es darum, die Zahl der 
Jugendlichen ohne Ausbildungsabschluß, deren Be- 
schäftigungsaussichten besonders ungünstig sind, mit 
bildungspolitischen Maßnahmen weiter zu senken. 
Außerdem ist die Qualität der Ausbildung im dualen 
System, in den beruflichen und allgemeinen Schulen 
sowie in den Hochschulen weiter zu erhöhen. Im 
Hochschulbereich geht es auch darum, die Bildungs- 
wege für alle Studierwilligen offenzuhalten und hier- 
für alle verfügbaren Ausbildungskapazitäten zu nut- 
zen. Dazu leistet das für die Jahre 1989 bis 1995 mit 
einem Gesamtvolumen von über 2 Mrd. DM (300 Mio. 
DM/Jahr) beschlossene Bund-Länder-Sonderpro- 
gramm für die Hochschulen einen wesentlichen Bei- 
trag. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft hat einen For- 
schungsauftrag an das Ifo-Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München, vergeben, mit dem regionale und 
qualifikatorische Diskrepanzen zwischen dem Ar- 
beitskräftebedarf der Unternehmen und den um einen 
Arbeitsplatz bemühten Arbeitslosen analysiert wer- 
den sollen. Vor dem Hintergrund eines zunehmenden 
Anteüs von Langzeitarbeitslosen werden von dem 
Gutachten Hinweise auf Möglichkeiten erwartet, Be- 
schäftigungssystem und Arbeitsangebot mehr als bis- 
her zum Ausgleich zu bringen. 


6.3 Sind die Büdungsziele und -Inhalte im System der 
beruflichen Bildung geeignet, die Auszubildenden 
auf das künftige Berufsleben richtig vorzubereiten? 

Durch die kontinuierliche Modernisierung der Berufs- 
ausbildung sowie durch die Offenheit der Ausbil- 
dungsordnungen für neue Entwicklungen und für un- 
terschiedliche Ausbildungsmöglichkeiten der Be- 
triebe ist das duale System der beruflichen Bildung in 
besonderer Weise geeignet, die Auszubildenden auf 
das künftige Berufsleben richtig vorzubereiten. 


Das Ziel der beruflichen Ausbildtmg im dualen Sy- 
stem ist der Erwerb bzw. die Vermittlung der vollen 
Berufsbefähigung im Ausbildungsberuf durch eine 
breitangelegte bertifliche Grundbildung und eine 
qualifizierte Fachbildung, die den Erwerb von Berufs- 
erfahrung einschließt. Die zu diesem Zweck anzustre- 
benden Bildungsziele und zu vermittelnden Bildungs- 
inhalte sind im einzelnen für den betrieblichen Teil 
der Ausbildung in den mit den Sozialpartnern vorbe- 
reiteten und vom zuständigen Bundesminister erlas- 
senen Ausbildungsordnungen beschrieben. Die 
neuen Ausbildungsordnungen tragen dabei der Tat- 
sache Rechnung, daß die zur vollen Berufsbefähigung 
führenden konkreten Bildungsziele und -Inhalte ei- 
nem mehr oder weniger starken Wandel unterliegen. 
Insbesondere in den neuen Ausbildungsordnungen 
sind sie deshalb nicht statisch festgelegt, sondern las- 
sen — ausgehend von offen formulierten, auf langfri- 
stige Tragfähigkeit angelegten Mindestanforderun- 
gen — Raum für Entwicklungen, die den betriebli- 
chen Gegebenheiten sowie den sich durch wirtschaft- 
liche, arbeitsorganisatorische und technische Ent- 
wicklung ändernden Anforderimgen entsprechen. 
Büdungsziele und -Inhalte sind als Mindestinhalte be- 
schrieben; sie sind offen für betriebsspezifische Ver- 
tiefungen und Weiterentwicklungen. Der schulische 
Teü der dualen Ausbüdung ist durch die Rahmenlehr- 
pläne der Länder bestimmt, die mit den Zielen und 
Inhalten der Ausbüdungsordnungen abgestimmt 
sind. 

Neue Ausbildungsordnungen sind durch eine starke 
Orientierung der Ausbüdung an komplexen Problem- 
steUungen gekennzeichnet. Berufliche Kompetenz 
umfaßt — über bloße Fertigkeiten und Kenntnisse hin- 
aus — auch die Fähigkeit zu selbständigem Planen, 
Durchführen und Kontrollieren. Dem entspricht eine 
breite Grundbildung, die Vermittlung von Schlüssel- 
qualifikationen — wie z. B. planerisches Denken, 
Kenntnis von ökonomischen und ökologischen Zu- 
sammenhängen und Team- und Kooperationsfähig- 
keit — sowie die Einbeziehung der neuen Technolo- 
gien, um flexibel auf die durch den technischen Wan- 
del hervor gerufenen veränderten Arbeitsbedingun- 
gen reagieren zu können. 

Zur Zeit liegen für etwa 95% aller Auszubüdenden 
und für mehr als 230 Berufe Ausbildungsordnungen 
nach dem Berufsbildungsgesetz vor. In den nächsten 
Jahren müssen noch etwa 150 Berufe, in denen zum 
Teil nur sehr wenige Jugendliche ausgebildet wer- 
den, neugeordnet werden. Parallel dazu wird mit der 
Überarbeitung der Anfang der 70er Jahre neugeord- 
neten Ausbildungsberufe begonnen werden. 

6.4 Wird in unserem Hochschulsystem eine im Hinblick 
auf den künftigen Bedarf der Wirtschaft insbeson- 
dere im Bereich der modernen Informations- und 
Kommunikationstechnik ausreichend große Zahl 
von Studenten ausgebildet, bzw. werden die neuen 
Informations- und Kommunikationstechniken in hin- 
reichendem Umfang in die jeweihgen Fachstudien- 
angebote integriert? 

Die Nachfrage nach Studienplätzen in den informa- 
tionstechnischen Fächern an den Hochschulen hat in 
den vergangenen Jahren stark zugenommen und liegt 
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auf einem mittlerweile sehr hohen Niveau. Bund und 
Länder haben auch deshalb vereinbart, die Zahl der 
Studienanfängerplätze in der Informatik als dem für 
diesen Sektor zentralen Fach an den Universitäten 
und Fachhochschulen von 2 600 bzw. 2 700 auf je 
4 000 Plätze auszubauen. Die Länder haben für diesen 
Zweck Investitionen mit einem Volumen von mehr als 
200 Mio. DM für die Rahmenplanung nach dem Hoch- 
schulbauförderungsgesetz angemeldet. Auch die Mit- 
tel des Hochschulsonderprogramms (vgl. die Antwort 
auf die Fragen 6. 1/6.2) sollen insbesondere den Fä- 
chern zufheßen, die in den Informations- und Kommu- 
nikationstechniken ausbilden oder in denen diese 
eine besondere Bedeutung haben. 

Entsprechend der gestiegenen Studienplatznachfrage 
hat auch die Zahl der Absolventen zugenommen, die 
z. B. in Informatik und Elektrotechnik von 1980 bis 
1986 von rd. 7 000 auf 9 300 (oder um 24%) ange- 
wachsen ist. Dennoch hegt die Nachfrage des Arbeits- 
marktes nach Hochschulabsolventen nach wie vor 
deutlich über dem derzeitigen Angebot. 

Die Integration der Rechnerausbildung in die Lehre 
an den Hochschulen wird gegenwärtig — wenn auch 
mit unterschiedhcher Intensität in den einzelnen 
Fächern — in breitem Umfang vorangetrieben. In den 
anwendungsorientierten Fächern ist die Integration 
zu einem erheblichen Umfang bereits erfolgt. Im Rah- 
men des Computerinvestitionsprogramms (CIP) des 
Planungsausschusses nach dem Hochschulbauförde- 
rungsgesetz, das die notwendigen Voraussetzungen 
zur Anschaffung der Hardware schafft, konnten bis- 
her mehr als 13 000 vernetzte Rechnerarbeitsplätze in 
den Hochschulen instalhert werden. Der Wissen- 
schaftsrat hat als mittelfristiges Ausbauziel eine Aus- 
stattung der Hochschulen mit über 40 000 vernetzten 
Rechnern für die Lehre empfohlen. 

Es ist jedoch nicht zu verkennen, daß die Grundkennt- 
nisse in den Informations- und Kommunikationstech- 
niken für die fachspezifischen Anwendungen weiter 
vertieft werden müssen. Hierauf hat auch der Wissen- 
schaftsrat in seinen jüngsten Empfehlungen zur „In- 
formatik an den Hochschulen" hingewiesen. Dabei 
werde es darauf ankommen, daß die fachspezifischen 
Anwendungen nicht additiv den traditionellen Lehr- 
inhalten hinzugefügt, sondern von Beginn an in die 
entsprechenden Vorlesungen und Übungen einbezo- 
gen werden. Mit einer Reihe von Modellversuchen im 
Rahmen der Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
planung und Forschungsförderung wird dies in ein- 
zelnen Fächern bereits erprobt. 

6.5 Hält die Bundesregierung eine Verkürzung der Aus- 
bildungszeiten für erforderlich, und welche Maß- 
nahmen werden unternommen, um dieses Ziel zu 
erreichen? 

In der Bundesrepublik Deutschland sind heute zwei 
Drittel der Auszubildenden mindestens 18 Jahre alt. 
Ein hoher Anteil der Auszubildenden erreicht infolge- 
dessen erst nach dem 20. Lebensjahr einen ersten be- 
rufsqualifizierenden Abschluß. Nach Ansicht der Bun- 
desregierung sollte deshalb alles vermieden werden, 
was zu einer weiteren Verlängerung der Bildungszei- 
ten in Schule und Berufsausbildung beitragen könnte. 


Ernsthaft nachzudenken ist auch über die Möglich- 
keiten einer Verkürzung der Ausbildungszeiten ohne 
Quahtätsverlust, Dabei muß allerdings das Bildungs- 
system in seiner Gesamtheit gesehen werden. Fehl- 
entwicklungen in anderen Bildungsbereichen dürfen 
nicht auf Kosten der Berufsausbildung korrigiert wer- 
den. 

Für den Bereich der dualen Berufsausbildung hält die 
Bundesregierung die durch das Berufsbildungsgesetz 
gegebenen Möghchkeiten der — je nach Leistungsfä- 
lügkeit des Auszubildenden — individuellen Ausbil- 
dungszeitverkürzung für ausreichend, um das ange- 
strebte Ziel zu erreichen. Sie achtet bei der Festset- 
zxmg der Regelausbildungsdauer in den Ausbildungs- 
ordnungen darauf, daß diese nach den zu vermitteln- 
den Inhalten, nicht nach anderen — z. B. sozialpoüti- 
schen Gesichtspunkten — bemessen wird. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß in der 
Ausbildungspraxis von den Möglichkeiten der indi- 
viduellen Ausbildungszeitverkürzung für leistungs- 
stärkere Auszubildende noch nicht hinreichend Ge- 
brauch gemacht wird. Heute sind die Auszubildenden 
in der Mehrzahl junge Erwachsene mit einer in der 
Regel breiteren Allgemeinbildung als die Auszubil- 
denden der 70er Jahre. Eine stärkere Berücksichti- 
gung dieser Tatsache könnte den Betrieben und Be- 
rufsschulen Spielräume für individuelle Ausbildungs- 
zeitverkürzungen bieten. Dabei muß jedoch beachtet 
werden, daß durch veränderte Arbeitszeiten die für 
die Ausbildung im Betrieb zur Verfügung stehenden 
Zeiteinheiten insgesamt eher kürzer werden. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat 
diese Fragen im Berufsbildungsbericht 1989 ange- 
sprochen und wird Möglichkeiten zur Realisierung 
dieser Zielsetzung mit den an der Berufsbildung be- 
teihgten Gruppen sowie den Ländern erörtern und 
prüfen. 

Im Hochschulbereich ist es — übereinstimmend mit 
den Regierungen der Länder — erklärtes Ziel der Bun- 
desregierung, die überlangen Studienzeiten schritt- 
weise den Regelstudienzeiten wieder anzunähern, 
um vor allem das Berufseintrittsalter der Absolventen 
von Universitätsstudiengängen (z. Z. im Durchschnitt 
über 28 Jahre) zu senken. Es muß auf Dauer erreicht 
werden, daß ein Universitätsstudium von der Mehr- 
zahl der Studierenden in fünf Jahren zum Abschluß 
gebracht werden kann. Nur so läßt sich sicherstellen, 
daß deutsche Hochschulabsolventen in einem ge- 
meinsamen europäischen Binnenmarkt mit Berufsan- 
fängern vergleichbarer Qualifikation aus den anderen 
EG-Mitgliedstaaten konkurrieren können. 

Nach vorangegangenen Beratungen in der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung haben die Länder in der Kultusmi- 
nisterkonferenz im Juni bzw. Oktober vergangenen 
Jahres vorrangige Maßnahmen zur Verkürzung der 
Studienzeiten beschlossen. Es handelt sich dabei um 
Empfehlungen, die überwiegend den Gestaltungsbe- 
reich der Hochschulen betreffen und mit denen der 
studienverlängernden Wirkung vieler Maßnahmen in 
der Studien- und Prüfungsorganisation begegnet wer- 
den soll. Die Empfehlungen sind nach Auffassung der 
Kultusministerkonferenz kurzfristig realisierbar, kön- 
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nen teilweise kostenneutral durchgeführt werden und 
hegen überwiegend in der Zuständigkeit der Länder 
und Hochschulen. Im Herbst 1989 soll ein erster Be- 
richt über den Stand der Umsetzung der Bund-Län- 
der-Kommission erstattet werden. 


6.6 Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über den 
Umfang betrieblicher Weiterbildungsmöglichkeiten 
vor? Hält sie diese diesbezüghchen Aktivitäten der 
Unternehmen im Hinbhck auf die steigende Not- 
wendigkeit zur berufsbegleitenden Weiterquahfizie- 
rung für angemessen? Sind hierbei ausgeprägte Un- 
terschiede zwischen kleinen und mittleren Unter- 
nehmen einerseits und Großunternehmen anderer- 
seits festzustellen? 

Durch die sich aufgrund des wirtschaftlichen Struk- 
turwandels beständig verändernden Anforderungen 
an die Tätigkeitsstrukturen wird die berufliche und 
berufsbegleitende Weiterbildung zunehmend wichti- 
ger. Die Kenntnisse über Umfang, Methoden, Beteih- 
gung und Finanzierung der betriebhchen Weiterbil- 
dung sind insgesamt allerdings noch unvollständig. 
Die Gründe hierfür hegen in der Vielzahl unterschied- 
licher Träger, Inhalte und Formen der betriebhchen 
Weiterbildung. Um den Kenntnisstand über die be- 
triebhche Bildungsarbeit zu erhöhen, hat die Bundes- 
regierung zwei Gutachten über Forschungsstand und 
Forschungsdefizite im Bereich der betriebhchen Wei- 
terbildung unter besonderer Berücksichtigung der 
Belange der Unternehmensleitung bzw. der Mitarbei- 
ter vergeben. Diese Gutachten werden im Herbst vor- 
hegen. 

Weder über den Umfang noch über die Kosten be- 
triebhcher Weiterbildungsarbeit hegen genaue Er- 
kenntnisse vor. Eine z, Z, in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesinstitut für berufliche Bildung laufende Ko- 
stenuntersuchung wird hier einigen Aufschluß brin- 
gen. Schätzungen der Wirtschaft gehen von Gesamt- 
aufwendungen von 15 Mrd. DM durch die Unterneh- 
men aus. Diese bereits erhebhchen Anstrengungen 
der Betriebe müssen nach Ansicht der Bundesregie- 
rung weiter vergrößert werden, soll das Quahfika- 
tionsniveau der Beschäftigten auf Dauer ausreichen, 
die Leistungsfähigkeit der deutschen Unternehmen 
zu sichern. 

Auch wenn zur Zeit wissenschafthch abgesicherte Er- 
kenntnisse über das Engagement von Klein- und Mit- 
telbetrieben einerseits und Großbetrieben anderer- 
seits fehlen, spricht vieles für die Vermutung signifi- 
kanter Unterschiede. Allerdings ist in diesem Zusam- 
menhang vor vorschneUen Bewertungen zu warnen: 
Gerade in Kleinbetrieben gibt es noch eine große Zahl 
nicht formalisierter Lemformen für die Beschäftigten, 
die in industriellen Großbetrieben durch organisierte 
Lemformen ersetzt werden, so daß eine Vergleichbar- 
keit nur bedingt gegeben ist. 


6.7 Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, darauf 
hinzuwirken, daß sich die Fähigkeit und das Enga- 
gement insbesondere kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen für die betriebliche Weiterbildimg ver- 
stärkt? 


Die Bundesregierung wird mit geeigneten Mitteln 
darauf hinwirken, daß sich das Weiterbildungsenga- 
gement der Unternehmen noch erhöht. Bei diesen 
Maßnahmen kann es primär nicht um finanzielle För- 
dermaßnahmen gehen, denn die Qualifizierung der 
Mitarbeiter ist nach Auffassung der Bundesregiemng 
originäre Aufgabe der Betriebe. Vielmehr wird die 
Bimdesregiemng durch die Förderung entsprechen- 
der Forschungsvorhaben die Bedeutung der betriebli- 
chen Weiterbildimg bewußt machen. Darüber hinaus 
plant die Bundesregiemng für den Herbst eine Infor- 
mationskampagne, die insbesondere kleine und mitt- 
lere Unternehmen auf ihre besondere Verantwortung 
für die betrieblich induzierte Bildungsarbeit hinwei- 
sen soll. 


6.8 Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über den 
Zusammenhang von Weiterbildimgsengagement 
und wirtschafthchem Erfolg der Unternehmen vor? 

Erkenntnisse über den Zusammenhang von Weiter- 
bildungsengagement und wirtschaftlichem Erfolg der 
Unternehmen hegen nach Kenntnis der Bundesregie- 
mng kaum vor. Es ist aber festzustellen, daß erfolgrei- 
che und innovative Betriebe in der Regel auch erheb- 
hche Anstrengungen für die Quahfiziemng ihrer Mit- 
arbeiter unternehmen; hieraus kann aber keine di- 
rekte Kausahtät abgeleitet werden. Entscheidend für 
den Erfolg von Bildungsmaßnahmen in den Unterneh- 
men ist nach den Erkenntnissen der Bundesregiemng 
der Gleichklang von Unternehmenszielen, Investitio- 
nen und Quahfikation der Mitarbeiter. Daneben darf 
nicht übersehen werden, daß die betriebhche Bil- 
dungsarbeit auch zum Ziel hat, das sozialpartner- 
schaftliche Miteinander im Betrieb zum Nutzen des 
einzelnen Mitarbeiters wie des Unternehmens zu för- 
dern. 


6.9 Liegen der Bundesregierung Erkeimtnisse darüber 
vor, ob und inwieweit Unternehmen die Weiterbil- 
dungsförderung nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
(AFG) ganz oder teilweise als Ersatz für innerbe- 
triebhche Weiterbüdungsanstrengxmgen nutzen, in- 
dem sie Mitarbeiter freist eilen und AFG- qualifizierte 
Mitarbeiter auf dem Arbeitsmarkt anwerben? 

Entsprechende Erkenntnisse hegen der Bundesregie- 
mng nicht vor. Das Arbeitsfördemngsgesetz wirkt 
Versuchen einer Verlagemng betriebhcher Kosten 
der Mitarbeiterweiterbildung auf die Bundesanstalt 
für Arbeit entgegen, indem es in § 43 Abs. 2 Satz 1 
bestimmt, daß die Teilnahme eines AntragsteUers an 
einer Maßnahme nicht gefördert wird, wenn diese 
überwiegend im Interesse des Betriebes hegt, dem der 
Teilnehmer angehört; dies gilt insbesondere, wenn 
der Antragsteller an einer Maßnahme teilnimmt, die 
unmittelbar oder mittelbar von dem Betrieb getragen 
wird. 

Die Bundesregiemng hat im übrigen wiederholt an 
die Verantwortung der Arbeitgeber appelhert, zur 
Vermeidung oder Behebung eines Arbeitskräfteman- 
gels, insbesondere auf der Facharbeiterebene, ver- 
stärkt innerbetriebhche Fortbildungswege für ihre 
Mitarbeiter zu erschheßen. 
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6.10 Stehen den vom Strukturwandel betroffenen Ar- 
beitnehmern ausreichende Fortbildungs- und Um- 
schulimgsmöglichkeiten zum Erwerb neuer beruf- 
licher Qualifikationen innerhalb xmd außerhalb der 
Unternehmen zur Verfügimg? Führen Umschu- 
limgsbemühimgen nach Kenntnis der Bimdesre- 
gierung hinreichend zu Einstellungen durch die 
Unternehmen? 

Die Bundesregierung sieht in innerbetrieblichen Fort- 
und Weiterbüdiongsaktivitäten einen wichtigen An- 
satzpunkt, der Arbeitslosigkeit vorzubeugen und eine 
bedarfsorientierte Anpasstang an sich wandelnde Ar- 
beitsbedingungen und -anforderungen sicherzustel- 
len. Fort- und Weiterbildung der Mitarbeiter liegen 
sowohl in deren eigenem Interesse als auch im Inter- 
esse der Unternehmen. Sie gehören damit zu den Zu- 
kunftsaufwendungen, von denen die Wettbewerbsfä- 
higkeit der deutschen Wirtschaft abhängt. Vorsorge 
durch betriebliche Qualifizierung hat Vorrang vor 
nachträglicher Verbesserung der Vermittlungsaus- 
sichten Arbeitsloser. Daher sind kontinuierliche und 
weitere Anstrengimgen der Sozialpartner und Be- 
triebe erforderlich. 

Außerhalb der Unternehmen gibt es in der Bundesre- 
publik Deutschland ein vielfältiges berufliches Wei- 
terbildungsangebot schulischer sowie überbetriebli- 
cher Bildungseinrichtungen der Handwerkskam- 
mern, der Industrie- und Handelskammern, der Ar- 
beitgebervereinigungen, der Gewerkschaften, der 
kirchlichen u. a. Institutionen. In dem von der Bundes- 
anstalt für Arbeit herausgegebenen Verzeichnis „Ein- 
richtungen der beruflichen Büdung" (EBB), Teil C, 
sind rd. 40 000 Weiterbüdungsmaßnahmen, unabhän- 
gig von der Frage der Förderungsfähigkeit nach dem 
AFG, dokumentiert. Auf Ebene der EG können Maß- 
nahmen zur Wiedereingliederung von Langzeitar- 
beitslosen und solche zur Eingliederung von Jugend- 
lichen in das Erwerbsleben mit Mitteln aus dem Sozi- 
alfonds der EG gefördert werden. 

Die Untersuchimgen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit ha- 
ben für die vergangenen Jahre ergeben, daß berufli- 
che Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung die 
Eingliederungschancen der Teilnehmer auf dem Ar- 
beitsmarkt entscheidend verbessern. Dies ist auch 
daran zu erkennen, daß von den rd. 73 000 Teilneh- 
mern an öffentiich geförderten beruflichen Weiterbil- 
dungsmaßnahmen, die diese im 2. Quartal 1988 abge- 
schlossen haben, Ende September 1988 noch 27 % , am 
Jahresende 1988 nur noch 21 % Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe bezogen. 

6.11 Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit und 
Möglichkeiten, Fortbildungs- und Umschulungs- 
möglichkeiten in vom Strukturwandel besonders 
betroffenen Gebieten verstärkt zu unterstützen? 

6.12 Sieht die Bimdesregienmg die Notwendigkeit von 
zusätzlichen Qualifizienmgsprogrammen, um an- 
siedlimgswilhgen Unternehmen in vom Struktur- 
wandel betroffenen Regionen bei der bedarfsspezi- 
fischen Qualifizierung zu helfen? 

Die Maßnahmen des Arbeitsförderungsgesetzes sol- 
len insgesamt dazu beitragen, daß gravierende Bela- 
stungen des Arbeitsmarktes gemildert bzw. verhin- 


dert werden und die Struktur der Beschäftigimg in 
besonders betroffenen Gebieten verbessert wird. Die 
Förderung der beruflichen Fortbildung und Umschu- 
lung als Angebot an die Betroffenen orientiert sich an 
dieser Zielsetzung und verstärkt sich dementspre- 
chend bei ungünstiger Arbeitsmarktlage bedarfsge- 
recht imd nachfragebedingt, auch ohne daß es dafür 
zusätzlicher Programme bedarf. Darüber hinaus er- 
wartet die Bundesregierung insbesondere von folgen- 
den Maßnahmen positive Impulse für die vom Struk- 
turwandel betroffenen Regionen: 

— Die Bundesanstalt für Arbeit ist bereits nach gel- 
tendem Recht in der Lage, die berufliche Fortbil- 
dung und Umschulung, insbesondere von Arbeits- 
losen und von Arbeislosigkeit bedrohten Arbeit- 
nehmern, in den betroffenen Regionen entspre- 
chend dem zu erwartenden Qualifizierungsbedarf 
zu fördern und damit die Schaffung von Ersatzar- 
beitsplätzen oder die Neuansiedlung von Unter- 
nehmen zu erleichtern. 

— Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" stehen 
Mittel für die Errichtung oder den Ausbau von 
Ausbildungs-, Fortbildungs- und Umschulungs- 
stätten zur Verfügung, soweit ein unmittelbarer 
Zusammenhang der geplanten Maßnahmen mit 
dem Bedarf der regionalen gewerblichen Wirt- 
schaft an qualifizierten Arbeitskräften besteht. Da 
dies nur vor Ort entschieden werden kann, ist es 
Aufgabe der Gemeinden, über den Neu- oder Aus- 
bau der in den jeweüigen Regionen benötigten 
Einrichtungen zu entscheiden. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, daß die Einrichtungen den tat- 
sächlichen Bedürfnissen des Arbeitsmarktes in 
den Regionen entsprechen. 

— Mit den nach dem Strukturhilfegesetz für den Zeit- 
raum 1989 bis 1999 jährlich bereitgestellten Bun- 
desmitteln von 2,45 Mrd. DM können Maßnahmen 
zur Förderung der Aus- und Weiterbildung im be- 
ruflichen Bereich auch unter Einschluß der Hoch- 
schulen unterstützt werden. 

— Im Rahmen der gemeinschaftlichen Regional- und 
Sozialpolitik stehen für Zwecke der Fortbildung 
und Umschulung in den vom Strukturwandel be- 
sonders betroffenen Gebieten Mittel aus dem Sozi- 
alfonds der EG zur Verfügimg. 

6.13 Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
Bildungs- und Ausbüdungschancen im ländhchen 
Raum zu erhalten bzw. auszubauen? 

Die Bundesregierung hat bereits bei der Beantwor- 
tung der Großen Anfrage zu den „Lebensbedingim- 
gen in den Städten und Dörfern des ländlichen 
Raumes" (Drucksache 11/3007 vom 28. Septem- 
ber 1988) darauf hingewiesen, daß der ländliche 
Raum sowohl bei der Entwicklung des Ausbildungs- 
stellenangebotes, der Jugendarbeitslosigkeit als auch 
bei der Teilnahme an der Weiterbildung eine ver- 
gleichsweise günstige Entwicklung genommen hat. 
Bei den Ausbildungsstellen lag die Angebots-Nach- 
frage-Relation im ländlichen Raum stets über dem 
Bundesdurchschnitt; sie hat sich seit 1985 sowohl in 
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den verdichteten Räumen wie im ländlichen Raum 
stetig verbessert. Das Angebot an imd die Inanspruch- 
nahme von beruflichen Weiterbildimgsmaßnahmen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz hat im ländlichen 
Raum insgesamt sowohl bei den Fortbildungsmaß- 
nahmen als auch bei den Umschulimgsmaßnahmen 
deutlich stärker als im Bimdesdurchschnitt zugenom- 
men. Über die in der Antwort auf Fragen 6.11/6.12 
erwähnten Hilfen hinaus hält die Bundesregierung 
besondere zusätzhche Maßnahmen zum Erhalt und 
zum Ausbau von Ausbildungs- und Weiterbildungs- 
chancen im ländlichen Raum nicht für erforderhch. 


6.14 Erleichtern die sozial- und bUdungspoUtischen Pro- 
gramme der Europäischen Gemeinschaft nach Auf- 
fassung der Bundesregierung den wirtschaftlichen 
Strukturwandel und die Anpassungsprozesse auf 
dem Arbeitsmarkt? 

Die sozial- und bildimgspohtischen Programme der 
EG verfolgen die imterschiedlichsten Zielsetzungen. 
Im Bildimgsbereich stehen gegenseitige Informatio- 
nen, wechselseitige Öffmmg der Bildungssysteme so- 
wie größere Transparenz über Bildungsgänge und 
-abschlüsse zum Abbau von Mobilitätsschranken im 
Vordergrund. Bei den meisten sozialpolitischen Pro- 
grammen liegt der Schwerpunkt auf einem Erfah- 
rungsaustausch sowie der modellhaften Förderung 


von Projekten. Diese Programme tragen damit minde- 
stens indirekt dazu bei, die Arbeitnehmer stärker als 
bisher auf den europäischen Arbeitsmarkt vorzuberei- 
ten und den notwendigen Anpassimgsprozessen vor- 
bereitet entgegenzutreten. 

Nicht zuletzt im Hinblick auf den durch die Verwirk- 
hchung des europäischen Binnenmarktes zu erwar- 
tenden Strukturwandel hat der Europäische Rat An- 
fang 1988 beschlossen, die für die Strukturfonds zur 
Verfügung stehenden Mittel bis 1993 real zu verdop- 
peln und damit zur sozialen Abfederung gravierender 
Strukturänderungen sowie zum Abbau der sozialen 
und wirtschaftlichen Unterschiede innerhalb der Ge- 
meinschaft beizutragen. Insbesondere die im Rahmen 
des Europäischen Sozialfonds geförderten Bildungs- 
maßnahmen mit den Zielen „Bekämpfung der Lang- 
zeitarbeitslosigkeit" und „Erleichterung der Einghe- 
demng der Jugendhchen in das Erwerbsleben" kön- 
nen die Anpassungsprozesse auf dem Arbeitsmarkt 
erleichtern. 

Nach Auffassung der Bundesregierung stellen die so- 
zial- und bildungspolitischen Programme der Euro- 
päischen Gemeinschaft eine Unterstützung der natio- 
nalen Anstrengungen zur Förderung des Struktur- 
wandels und der Anpassungsprozesse auf dem Ar- 
beitsmarkt dar. 
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